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Editorial

Herausgeber Norbert Streveld

Künstliche Intelligenz (AI) ist durch ChatGPT, 
den Chatbot von OpenAI, in einer großen 
Breite der Gesellschaft angekommen. Schülerin-
nen, Schüler und Studierende nutzen es für ihre 
Aufsätze und Arbeiten, Unternehmen prüfen 
den Einsatz. Auch wenn ChatGPT doch noch 
viele fehlerhafte oder unvollständige Antworten 
auf Fragen gibt, die rasante Entwicklung wird 
weitergehen. Woran erkennt man in Zukunft, 
ob durch eine künstliche Intelligenz oder einen 
Menschen ein Text, ein Bild oder ein Video 
erstellt wurde? Es gibt Stimmen, die mit diesen 
Hinweisen ein „Aussetzen“ der Weiterentwick-
lung fordern.

Technologien entwickeln sich weiter, Innovatio-
nen entstehen. Wenn nicht in Europa oder den 
USA, dann in China, Indien oder anderswo. Ist 
eine Forderung des „Aussetzens“ von Entwick-
lungen also realistisch oder überhaupt sinnvoll? 
Sollten wir uns nicht eher fragen, welche Rah-
menbedingungen förderlich für Innovationen 
sind, wie man diese nutzt und wo Regulatorik 
Nutzung einschränken sollte? Gerade für das 
Letztgenannte benötigt es einen vielfältigen 
Diskurs, der eine ethische Betrachtung mitein-
schließt. 

„Alles, was erfunden werden kann, ist erfunden 
worden!“, sagte im Jahr 1899 Charles H. Duell, 
der Hauptbevollmächtigte des US-Patentamts. 
Seitdem sind viele Erfindungen und Innovatio-
nen erfolgt und widerlegten diese Einschätzung. 
Eine andere These wäre, ob nicht eher alles, was 
an Innovationen entstehen kann, entstehen wird. 

Dann stellt sich eher die Frage nach den Chan-
cen, welche Risiken entstehen könnten und dar-
aus in Folge, wo oder wie die Nutzung einge-
schränkt werden sollte.

Ist es dann dafür nicht notwendig, bei Innovati-
onen „vorne“ dabei zu sein, um zu gestalten und 
damit größeren Einfluss auf die Anwendung 
zu erhalten? Wenn dem so ist, wie hilfreich ist 
dann ein „Aussetzen“ einer Entwicklung? Die 
Forderung beinhaltet sicherlich auch die Sorge 
der Unkontrollierbarkeit einer Entwicklung, 
deren Folgen noch nicht vollständig absehbar 
sind. Nur ist die Kontrolle einer Entwicklung 
realistisch?

Der Wettbewerb um Innovationen besteht welt-
weit. Und existiert nicht ebenfalls ein Wettbe-
werb der Systeme, ob nun der politischen, der 
gesellschaftlichen oder ökonomischen? Wir 
erleben eine Beschleunigung bei der Weiter-
entwicklung von Technologien, also auch der 
künstlichen Intelligenz. Der Umgang hiermit 
wird substanziell die Wettbewerbsfähigkeit und 
Resi lienz der jeweiligen Volkswirtschaften beein-
flussen und damit auch uns.

Offenheit und Neugier sind Nährstoffe für Inno-
vationen, alles weltweit vorhanden. Ein pluraler 
konstruktiver und ideologiefreier Diskurs über 
Folgen jedoch nicht. Eine positive Sicht auf Inno-
vationen ermöglicht deren Entwicklung, Chan-
cen zu nutzen, Risiken zu begrenzen und Rah-
menbedingungen im oben genannten Sinne zu 
gestalten.

Künstliche Intelligenz. Innovationsoffenheit.
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Plötzlich ist sie so nah, die „KI“. Weil sie jeder 
jetzt auch als Textmodul nutzen kann. ChatGPT, 
das Spielzeug, der Jungbrunnen für Wissens-
hungrige. Es ist nur ein Instrument von zahllosen 
der künstlichen Intelligenz. Viele Jahre bereits ist 
die enorme Rechengeschwindigkeit und Lern-
fähigkeit von Fakten und Daten bekannt. Vie-
les, wenn nicht alles wird einer Transformation 
unterliegen, wird entwickelt, wird neu zu denken 
sein. Nicht aufzuhalten, vielleicht zu verstehen 
und zu regeln.

Das Künstliche geht auch an das Menschliche – 
nicht nur bildlich, tatsächlich. 

Bereits seit einigen Jahren schaffen es Wissen-
schaftler durch die digitalen Werkzeuge, organi-
sche Stoffe zu erzeugen. Fleisch aus dem 3D-Dru-
cker kennt man, wenige allerdings wissen von der 
Schaffung lebensfähiger Organe durch die Wis-
senschaft. Schon heute werden einfache Körper-
teile „erdruckt“, nutzbar auch bei Menschen. In 
den USA bereits eingesetzt, und auch deutsche 
Mediziner haben voller Achtung die Realität 
begutachten können. In wenigen Jahren soll es 
bereits die lebensfähige Reproduktion von wich-
tigen Organen geben. Seriöse Mediziner rechnen 
damit, dass unsere Körper das auch mitmachen. 

Welch eine Vorstellung, was könnte es für eine 
Hilfe für Menschen sein, die verzweifelt auf 
Organspenden warten, oft vergeblich. 75 Pro-
zent der notwendigen Organspenden eines Jah-
res können nicht bedient werden. 

Rettung als Regelfall, denn der 3D-Drucker 
unterliegt nicht einem Schicksal, bevor er gesun-
dende Organe geben kann. Hilfe wäre zudem 
praktisch ohne Mengenbegrenzung lieferbar. 

Besser noch, keine Sorge mehr vor schwächeln-
den Herzen oder auch ganz praktisch, mal mit 
50 die Leber zu wechseln – wenn es doch genug 
frische Leber gibt, also das lebensfähige mensch-
liche Organ.

Klar, wo Entwicklung, da sind auch Bedenken. 
Wer hat denn das ausreichende Geld für künstli-
che Organe und die Operation, oder sollen es alle 
haben, die es brauchen? Dann bitte schön, wer 
entscheidet, wer es braucht? Wie sieht es in den 
armen Ländern aus? Und so nebenbei, haben wir 
ethisch das Recht, so krass in die Schöpfung ein-
zugreifen – ewiges Leben als Ersatzteillager aus 
dem Digitallabor? Ach ja, wann beginnt eigent-
lich dann die Rente, wenn wir durch künstliche 
Intelligenz plötzlich 120 Jahre natürlich leben 
können? Rente mit 95 oder 50 Jahre Rente?

Schön ist doch, dass wir uns besinnen, die natür-
liche Intelligenz als kraftvoll und wirklich leis-
tungsstark zu nutzen, damit die künstliche Tech-
nik auch ein nützliches Werkzeug sein kann. 
Rechtzeitig über die Folgen der Entwicklungen 
auch in dem Bewusstsein nachdenken, dass der 
Mensch menschlich mit allen Merkmalen, wie 
Würde, Verantwortung, Schwächen und Lie-
benswürdigkeit, ist. Wir haben die Chance und 
die Aufgabe, über Regeln nachzudenken, die 
Visionen und Utopien dieser so schnellen Trans-
formation menschlich und natürlich in einem 
Gleichgewicht halten können. Das muss nicht 
bedeuten, Fortschritt zu mindern oder zu brem-
sen, es kann Dynamik annehmen und fördern, 
auch schnell. 

Vor lauter Freude an der faszinierenden Entwick-
lung, Menschbleiben ist wohl unser wichtigstes 
Ziel.

Der Ausdruck:
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Prof. Peter Anterist

Trotzdem? Wieso „trotzdem“, 
werden Sie sich fragen. Als Charles 

de Gaulle und Konrad Adenauer am 
22.01.1963 den  Élysée-Vertrag in Paris unter-
zeichneten, sollte dieser die jahrelange Erbfeind-
schaft zwischen den beiden Nationen beenden 
und zu einer engen Kooperation in den Berei-
chen Außen-, Sicherheits-, Jugend- und Kul-
turpolitik führen. Aus Feinden sollten Freunde 
werden, vor allem die Jugend beider Länder 
sollte eine gemeinsame Zukunft haben.
So zumindest die Außendarstellung. Aber war 
es wirklich die Motivation von de Gaulle, nach 
all den Jahren der Feindschaft mit dem deut-
schen Volk auf Kuschelkurs zu gehen? Immer-
hin war es de Gaulle, der den Vertrag initiiert 
hatte. Wurde aus dem General nun ein Freund 
der Deutschen? Mitnichten. Und so sehr wir 
diesen Vertrag heute auch feiern, er war aus 
Sicht des damaligen französischen Staatspräsi-
denten ein großer Flop und eine tiefe persönli-
che Enttäuschung.

60 Jahre Élysée-Vertrag – trotzdem ein 
Grund zur Dankbarkeit und Freude

Um das zu verstehen, muss man die Motivation des 
Generals kennen, die zu der Idee des Vertrags führte. 
Was dieser tatsächlich bezwecken wollte, war die 
enge Bindung des durch den Krieg geschwächten 
Deutschlands an Frankreich und der damit verbun-
denen Abkopplung von den angelsächsischen Alliier-
ten USA und Großbritannien.
De Gaulle war der Meinung, dass er mit dem nun 
verbündeten Deutschland eine Phalanx gegen die 
Nordatlantische Allianz aufbauen könnte und sich 
Deutschland in seiner Zuwendung gegenüber Frank-
reich von den USA und UK abwenden würde. Außer-
dem wollte er verhindern, dass Großbritannien in die 
EWG aufgenommen würde.
Der Plan ging jedoch nicht auf. Als der Wortlaut 
des Élysée-Vertrags publik wurde, regte sich vor 
allem in den USA starker Widerstand, und der 
damalige Präsident J.F. Kennedy bezeichnete ihn 
als „Dolchstoß in den Rücken“ der transatlanti-
schen Beziehungen. Der starke angelsächsische 
Protest führte schließlich dazu, dass Deutsch-
land den Vertrag zwar dennoch am 15.06.1963 

Von Peter Anterist
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ratifizierte, ihn jedoch mit einer  Präambel ver-
sah, in der sich Deutschland klar zu seiner Part-
nerschaft zu den USA und für die Eingliederung 
Großbritanniens in die NATO und die EWG 
bekannte. Damit war der Vertrag für de Gaulle 
das Papier nicht mehr wert, auf dem er stand, und 
er bemerkte gegenüber seinen Vertrauten: „Die 
Deutschen waren meine größte Hoffnung, sie sind 
nun meine größte Enttäuschung“.
Und warum feiern wir dann die Unterzeichnung die-
ses Vertrages 60 Jahre später als Erfolg und freuen uns 
über unsere jüngste Geschichte? Nun, ganz bestimmt 
deshalb, weil diese Geschichte sich trotz de Gaulles 
Enttäuschung so positiv entwickelt hat, und vermut-
lich unter anderem deshalb, weil sich de Gaulle in 
offiziellen Statements stets mit seiner Kritik zurück-
gehalten hat.
Der Vertrag konnte daher und trotz allem seine Wir-
kung entfalten und diese war außerordentlich positiv: 

Es entstanden viele Städtepartnerschaften, der Aus-
tausch der Jugend wurde gefördert, Schulen nahmen 
die Sprache des jeweilig anderen Landes in ihre Lehr-
pläne auf, die bilaterale Wirtschaft nahm weiter an 
Fahrt auf und ist bis heute in ihrer Stabilität und in 
ihrem Wachstum ungebrochen.
Auch wenn Deutsch in den französischen Klassen-
zimmern genauso wie Französisch in den deutschen 
immer mehr der englischen Sprache weichen muss, so 
sind beide Nationen heute enge Verbündete und echte 
Partner in Bildung, Kultur und Wirtschaft. Insbeson-
dere die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den 
beiden Nachbarländern hat sich in den letzten 60 Jah-
ren beispiellos entwickelt. Zwischen keinen anderen 
Ländern der EU herrscht ein so reger Austausch an 
Waren und Dienstleistungen wie zwischen Deutsch-
land und Frankreich. Selbst mitten in der Pandemie 
konnte die bilaterale Wirtschaft 2021 um 13 Pro-
zent steigen und 2022 noch einmal um 12 Prozent.  

Bundeskanzler Adenauer und Frankreichs Präsident de Gaulle unterzeichnen am 22. Januar 
1963 den deutsch-französischen Élysée-Vertrag (© Bundesregierung / Schwahn)
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zukünftige Zusammenarbeit in Dingen der euro-
päischen Angelegenheiten, der Kultur, der Umwelt 
sowie der Außen- und Sicherheitspolitik.
Als ein in Frankreich lebender Deutscher, der ich 
selbst bin, ist es für mich wunderbar zu sehen, wie 
sich die Beziehung zwischen den beiden Ländern 
weiter positiv entwickelt. Wirtschaftlich gesehen 
sind Deutschland und Frankreich längst zum Motor 
der EU geworden und auch politisch geht in der EU 
ohne das Placet aus Paris und Berlin gar nichts.
Wie gut es uns heute in dieser Freundschaft geht, wird 
einem manchmal erst wieder bewusst, wenn man z.B. 
durch aktuelle Filme im Kino wie zurzeit „Im Westen 
nichts Neues“ an unsere unrühmliche Vergangenheit 
erinnert wird. Dabei ist die Diskussion darüber, ob 
Edward Berger die Vorlage des Erich Maria Remarque 
ausreichend gewürdigt hat, maximal aus künstleri-
scher Sicht relevant. Die Tatsache, dass dies mit die 
dunkelsten Stunden der deutsch-französischen Bezie-
hung waren, bleibt unweigerlich bestehen.
Und deshalb bleiben Motivation und Enttäuschung 
des General de Gaulle auch nur in den Geschichts-
büchern bestehen, während der Élysée-Vertrag rück-
blickend sowohl aus deutscher wie auch aus franzö-
sischer Sicht ganz ohne Zweifel viel Gutes bewirkt 
hat: Er hat nicht nur Deutschland und Frankreich 
endgültig befriedet, er hat auch Stabilität und Frieden 
in die ganze EU gebracht. Er war der Grundpfeiler 
einer beispiellosen wirtschaftlichen Erfolgsgeschichte 
und hat vielen Menschen Wohlstand und Zufrieden-
heit gebracht. Deshalb haben wir heute allen Grund 
zur Freude und Dankbarkeit, auch wenn der dama-
lige Président de la Republique ganz andere Absich-
ten hatte. Daher und für die Zukunft: Vive l àmitié 
franco-allemande, es lebe die deutsch-französische 
Freundschaft!

Foto: © Land NRW/Ralph Sondermann

Heute blicken wir auf ein Handelsvolumen von 
unglaublichen 180 Milliarden Euro pro Jahr, und 
eine Stagnation im Wachstum ist allenfalls im Rah-
men der globalen Verwerfungen zu erwarten.
Und was bedeutet das für die deutsch-französi-
sche Zukunft? Politisch gesehen sind beide Länder 
– trotz immer mal wieder auftauchender Unstim-
migkeiten – in sicherem und ruhigem Fahrwasser. 
Der am 22.01.2019 von Emanuel Macron und 
Angela Merkel unterschriebene „Vertrag von 
Aachen“ schreibt den Élysée-Vertrag fort und 
bekräftigt in seinen  28 Artikeln unter anderem die 
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Unser Ziel ist eine ökologische und soziale Marktwirt-
schaft. Wir müssen dabei die Nutzung der Umwelt aus 
einem Rahmenkonzept heraus begrenzen. 
Das hat mit Planwirtschaft überhaupt nichts zu tun.

Klaus Töpfer
Ehrensenator des Senats der Wirtschaft
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Foto: Hessische Staatskanzlei, Sinah Osner

Politik- und Demokratieverdrossenheit vor allem bei 
der Jugend. Wir erleben eine Erosion der demokra-
tischen Normen und eine generelle Einschränkung 
der Grundrechte.
Nach dem obenerwähnten „Global State of Demo-
cracy Report” (IDEA) lebt nun ein Drittel der 
Weltbevölkerung, das sind 2,6 Mrd. Menschen, in 
Ländern, in denen ein Prozess der zunehmenden 
Autokratisierung erfolgt. Liberale Demokratien sind 
von 41 auf 32 Staaten zurückgefallen.
Soziale Spannungen aufgrund von Wirtschafts- und 
Politikkrisen, aber auch Terrorismus, Korruption, 
die Pandemie, der Angriffskrieg Russlands gegen 
die Ukraine, die daraus folgende Energiekrise, die 
Inflation und die Lebensmittelknappheit, die Digi-
talisierung, Cyberattacken, Fake News, die politische 
Kontrolle sensibler Technologien u.a. tragen zu dieser 
beunruhigenden Entwicklung bei, das heißt, unsere 
Demokratie hat sich heute vielen Herausforderungen 
zu stellen.
Wenn wir in der Geschichte zurückblicken, so den-
ken wir unwillkürlich an das demokratische Athen, 
das durch das autokratische Persien angegriffen 
wurde. Und, wie EK-Präsidentin Von der Leyen auf 
dem zehnten Jahrestag des Athener Demokratiefo-
rums ausführte, ich zitiere: „Die Autokratie schei-
terte und die Demokratie hatte schließlich Bestand, 
da nach den Worten Aischylos ,die Griechen das Joch 

Winston Churchills berühmter Satz: „Die 
Demokratie ist die schlechteste aller Staatsfor-
men, ausgenommen alle anderen“, hat immer 
noch Gültigkeit.
Allerdings ist die Demokratie heute keine 
Selbstverständlichkeit mehr, sondern muss 
ständig verteidigt werden. Ein neuer „Global 
State of Democracy Report“ bestätigte, dass 
die Menschen das Vertrauen in die Demokra-
tie verlieren. Wir sehen eine stärkere Polarisie-
rung, die durch Desinformation, Populismus 
und bewusste Bemühungen nichtdemokrati-
scher Regime angeheizt wird, um das univer-
selle Recht der Menschen zu untergraben, ihre 
eigenen Regierungen zu wählen und damit ihre 
Zukunft zu wählen. Darüber hinaus sehen wir 

Demokratie als Anker in Krisenzeiten
Betrachtung einer verdienten Außenpolitikerin

Benita Ferrero-Waldner

Von Benita Ferrero-Waldner
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der Perser zerbrachen, weil sie keines Mannes Skla-
ven sein wollten. Anders als ihre Feinde kämpften die 
Griechen nicht für die Gier eines einzigen Mannes, 
sondern für ihre eigene Freiheit.‘ Und heute kämpft 
eine Demokratie erneut für ihr eigenes Überleben 
gegen die Aggression eines ausländischen Autokraten. 
Der Angriff Russlands auf die Ukraine ist ein Krieg 
der Diktatur gegen die Demokratie.“ 
In Afghanistan hat die Demokratie leider einen jahr-
zehntelangen Krieg verloren, mit furchtbaren Kon-
sequenzen für die Menschen und vor allem für die 
Frauen; und im Iran begehren mutige Frauen auf und 
fordern Gleichheit und ihre Rechte ein, obwohl sie 
sogar mit dem Tode bedroht sind.
Nach dem Zweiten Weltkrieg haben wir in Europa 
die ständige Ausbreitung der Demokratie erlebt, von 
Griechenland über Spanien und Portugal, sowie nach 
dem Fall der Berliner Mauer die Befreiung der Länder 
hinter dem Eisernen Vorhang.
Beim OSZE-Gipfel in Paris im Jahre 1990 spra-
chen wir mit Francis Fukuyama vom „Ende der 
Geschichte“ (im positiven Sinn), indem wir das 
Ende des Konflikts der westlichen Demokratien mit 
dem Kommunismus meinten. Was ist das Wesen 
der Demokratie? Die Macht liegt bei den BürgerIn-
nen! Die österreichische Bundesverfassung sagt klar: 
„Alles Recht geht vom Volke aus“. Die Demokratie ist 
eine komplexe Staatsform mit einer Verfassung, die 
allgemeine persönliche und politische Rechte garan-
tiert, mit fairen Wahlen und unabhängigen Gerich-
ten. Sie bedeutet Gewaltenteilung, gleichberechtigten 
Zugang zur Macht, sei es in der Politik, aber auch in 
der Wirtschaft; Unabhängigkeit der Justiz, Achtung 
der Minderheiten und Chancengleichheit für Män-
ner und Frauen.

Artikel 2 des EU-Vertrags zählt die wichtigsten Werte 
der EU auf: 
- Achtung der Menschenwürde,
- Freiheit,
- Demokratie,
- Gleichheit,
- Rechtsstaatlichkeit,
- Wahrung der Menschenrechte, einschließlich der 
Personen, die Minderheiten angehören.
Diese Werte sind allen EU-Mitgliedstaaten in einer 
Gemeinschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, 
Nichtdiskriminierung, Toleranz, Gerechtigkeit, Soli-
darität und die Gleichheit von Frauen und Männern 
auszeichnet.
Dafür müssen wir uns jeden Tag stark machen. So ist 
die Rechtsstaatlichkeit von existentieller Bedeutung 
für die EU. Sie garantiert die wirksame Anwendung 
des Unionsrechts. Dafür gibt es seit Dezember 2020 
ein neues, sehr effektives Rechtsinstrument, anwend-
bar seit Anfang 2021, das eine Konditionalität zwi-
schen der Achtung der Rechtsstaatlichkeit und dem 
Schutz von EU-Finanzmitteln vorsieht. Wie Sie wis-
sen, ist derzeit ein solcher Fall tatsächlich anhängig, 
nämlich der Ungarns. Kann sich einer von uns vor-
stellen, dass wir diese Werte aufgeben müssten?
Erinnern wir uns nur daran, um ein kleines Beispiel 
zu nennen, wie unangenehm uns notwendige, von 
der Regierung angeordnete Einschränkungen der 
persönlichen Freiheit in der schlimmsten Phase der 
Covidkrise erschienen und wie auch dagegen protes-
tiert werden konnte, was eben nur in einer Demokra-
tie möglich ist, während große Teile der chinesischen 
Bevölkerung wochen- und monatelang eingesperrt 
waren. Demokratie steht nicht still: Das Jahr 2023 ist 
nicht das Jahr 1973 und selbstverständlich nicht das 
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Jahr 1920, denn die Demokratie und ihre Institutio-
nen entwickeln sich. Es ist also keine Versteinerung, 
sondern eine dauernde Evolution gegeben.
Besonders sichtbar ist dies im Europäischen Parla-
ment: Seit 1979 wird das EP direkt gewählt und ist 
heuer voller Ko-Gesetzgeber. Auch wir Kommissare 
durchlaufen z.B. einen demokratisch legitimierten 
Prozess, zuerst auf nationaler, dann auf europäischer 
Ebene. Glauben Sie mir, ich habe mein ca. dreistün-
diges Hearing im EU-Parlament vor meiner endgül-
tigen Bestellung zur Kommissarin für Auswärtige 
Angelegenheiten und europäische Nachbarschafts-
politik noch in klarer Erinnerung!
Obwohl freie Wahlen die Grundvoraussetzung der 
Demokratie sind, genügen diese schon lange nicht 
mehr: Den BürgerInnen ist es nicht mehr genug, alle 
paar Jahre zur Wahl zu gehen. Sie wollen auch dazwi-
schen mitreden und Gehör finden!
Die Zivilgesellschaft will in reiferen Demokratien wie 
der unseren immer stärker gehört werden und Ein-
fluss auf politische Entscheidungen nehmen, wobei 
es bereits institutionelle Gruppierungen gibt, die 
einen solchen Einfluss ausüben, wie viele NGOs oder 
Kammern, die in den politischen Prozess eingebun-
den sind, aber auch andere, die sich durch Lobbying 
Anhörung und Einfluss erkämpfen und deren Mei-
nungen schließlich in den politischen Mainstream 
einfließen.
Die EK rückte in ihrem Jahresbericht über die 
Anwendung der EU-Grundrechtscharta die Rolle 
der Zivilgesellschaft in den Blickpunkt und betonte 
darin den erhöhten Bedarf zur Unterstützung von 
Einrichtungen zum Menschenrechtsschutz. Im Ein-

zelnen spricht der Bericht über die Rolle einschlägiger 
Einrichtungen in Staat und Zivilgesellschaft , so z.B. 
ihre entscheidende Rolle in Reaktion auf den Krieg 
in der Ukraine, so der Kampf gegen Desinformation, 
Mobilisierung von Unterstützung von Flüchtlingen, 
über den Schutz dieser Organisationen, so die Initia-
tive zum Europäischen Rechtsakt zur Medienfreiheit, 
über die Finanzierung von Menschenrechtsorganisa-
tionen sowie über die Einbeziehung dieser Organisa-
tionen in die Politik.
Und nun bemüht sich die EK, die BürgerInnen 
auch zwischen den Wahlen an ihren Politikprozes-
sen immer mehr zu beteiligen: Eben ist, wie Sie wis-
sen, die „Konferenz zur Zukunft Europas“ zu Ende 
gegangen. Diese Konferenz war die erste ihrer Art als 
europaweite Übung in Sachen Demokratie mit von 
BürgerInnen getragenen Debatten, bei denen die 
Menschen ihre Ideen austauschen und unsere gemein-
same Zukunft mitgestalten konnten. Am Europatag, 
dem 9. Mai letzten Jahres, wurde der Schlussbericht 
den Präsidenten des EP, des Europäischen Rates und 
der EK mit neun Themenbereichen übergeben. Das 
Arbeitsprogramm der EK für das Jahr 2023 geht tat-
sächlich fast zu 80 Prozent direkt oder indirekt auf 
diese Vorschläge zurück.
Bereits im Juni 2022 hat die EK eine Kommunika-
tion verabschiedet, die eine detaillierte Einschätzung 
dessen gibt, was sie aus der Konferenz gelernt hat. So 
wird sie ab jetzt vor bestimmten Schlüsselprojekten 
die Abhaltung von Bürgerkonferenzen ermöglichen, 
die Vorschläge und Empfehlungen dazu abgeben 
können. Die ersten Bürgerkonferenzen werden die 
Verringerung von Nahrungsmittelverschwendung, 
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die Erhöhung der Mobilität im Bereich des Lernens 
und die Haltung der EU zu virtuellen Welten wie 
der Metaverse-Plattform zum Inhalt haben. Natür-
lich ersetzen diese Möglichkeiten die repräsentative 
Demokratie nicht, aber sie ergänzen sie, involvieren 
die BürgerInnen und geben ihnen die Chance, Poli-
tik mitzugestalten.
Eine der großen Herausforderungen unserer Zeit ist 
der Klimawandel, den wir als Demokraten mit den 
richtigen Maßnahmen bekämpfen müssen, wobei die 
Einbindung der Zivilgesellschaft auch hier eine ganz 
wichtige Rolle spielt. Wir müssen vor allem unserer 
Jugend wieder Vertrauen in die Politik zurückgeben 
und ihnen zeigen, dass wir ihnen eine gute Zukunft 
ermöglichen. Nur wenn auch die Jugend an den drin-
genden Entscheidungen beteiligt wird, wird es einfa-
cher sein,  CO2-Neutralität zu erreichen.
In Österreich haben wir ja schon ziemlich lange Ele-
mente der direkten Demokratie in der Verfassung 
eingebaut, wie Volksabstimmung und Volksbefra-
gung, die unsere repräsentative Demokratie ergän-
zen. Gerade heute, in einem Moment der Krise von 
wichtiger Bedeutung. Manchmal möchte man glau-
ben, dass autoritäre Regime fähiger sind, da sie poli-
tische Prozesse in kürzester Zeit umsetzen können. 
So meinten anfangs einige, dass diese besser mit den 
aktuellen Krisen umgehen könnten. Aber denken Sie 
z.B. nur an die Pandemie: Da gab es Menschen, die 
schnellstmöglich chinesischen oder russischen Impf-
stoff kaufen wollten. Doch als die EU im Eiltempo 
einen guten, viel wirksameren Impfstoff entwickelte 
und ihn innerhalb und außerhalb der EU verteilte, 
verstummten derartige Stimmen.

In den letzten zehn Jahren hat die Verschärfung geo-
politischer Rivalitäten und Spannungen die politi-
sche und diplomatische Aufmerksamkeit dominiert. 
Viele Analytiker haben unsere Ära als „die des großen 
Wettbewerbs um die Macht“ charakterisiert. Den-
ken wir an die US-China-Rivalität und jetzt an die 
Explosion der schon vorhandenen Friktionen Russ-
lands mit dem Westen, aber auch an andere Risse und 
Streitigkeiten um mehr Macht in Staaten wie Indien, 
Pakistan, der Türkei, den Golfstaaten, dem Iran und 
anderen mehr.
Entsprechend dem Artikel 21 des EU-Vertrags lässt 
sich die Union bei ihrem Handeln auf internationaler 
Ebene von den Grundsätzen leiten, die für ihre eigene 
Entstehung, Entwicklung und Erweiterung maßge-
bend waren und denen sie auch weiterhin zu stärkerer 
Geltung verhelfen will: Demokratie, Rechtsstaatlich-
keit, die universelle Gültigkeit und Unteilbarkeit der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, die Achtung 
der Menschenwürde, der Grundsatz der Gleichheit 
und der Grundsatz der Solidarität sowie die Achtung 
der Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen 
und des Völkerrechts.
Wenn wir die Demokratie gerade in dieser schwie-
rigen Zeit verteidigen wollen, ist es über die EU 
hinaus wesentlich, den Multilateralismus auch im 
EU-Ausland zu verteidigen, wobei die EU und die 
UNO unabdingbare Partner sind, die versuchen, 
geopolitische Spannungen und ein weiteres Ausei-
nanderdriften zwischen der EU und anderen Staa-
ten zu vermeiden. Dies erfolgt auf dem Hintergrund 
einer übereinstimmenden Analyse über den aktuel-
len Zustand der Welt, wonach der Ukrainekrieg ein 
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wesentlicher „Gamechanger“ (= Spielwechsler) mit 
globalem Impakt ist, während die dreifache Welt-
krise (= nämlich die Wirtschafts- und Finanzkrise, 
der Klimawandel, die Pandemie), aber auch die Erho-
lung von Covid-19 und die Verschlechterung der 
Nachhaltigkeitsziele der UNO, große weitere Prob-
lemfelder darstellen.
Politische Teilhabe ist ein Grundrecht und auch eine 
grundlegende Verantwortung der BürgerInnen, wes-
halb wir in der EU unseren Partnerländern helfen 
müssen, wenn eine junge Demokratie um den Aufbau 
robusterer Institutionen kämpft. Eine Demokratie zu 
sein, geht zwar, wie Sie wissen, weit über Wahlen hin-
aus. Diese sind jedoch ein Eckpfeiler jeder demokrati-
schen Architektur. Ohne sie gibt es keine Demokra-
tie, über die man reden kann! Deshalb unternimmt 
die EU gemeinsam mit Partnern auf der ganzen Welt 
Anstrengungen, um Wahlen zu beobachten, um fest-
zustellen, wie fair und frei solche Wahlen sind. Seit 
1990 gab es 170 EU-Missionen auf der ganzen Welt.
Um nur zwei Beispiele zu erwähnen, so haben die 
Wahlbeobachtungsmissionen in Kenia und in 
Kolumbien dazu beigetragen, vorhandene politische 
Spannungen zu entschärfen und Zusammenstöße 
zwischen oppositionellen Parteien abzubauen. Eine 
neue Herausforderung für die Demokratie ist darüber 
hinaus weltweit die Digitalisierung des Wahlprozes-
ses, ebenso wie der Einfluss der sozialen Medien, die 
diesen z.T. beherrschen und die Desinformation vor 
und während der Wahlen.

Trotz der geschilderten Herausforderungen ist unsere 
Demokratie lebendig und erfolgreich. Denn, auch 
wenn sie zur Lösung unserer Probleme mehr Zeit 
braucht als ein autoritäres Regime, stehen die Ergeb-
nisse dann auf einem festen Fundament und zeigen 
einen sozialen Interessensausgleich, was heute für 
jedes Land in Europa, aber auch geopolitisch, wich-
tig ist.
Lassen wir zum Schluss nochmals in Erinnerung 
rufen, was auf dem Spiel steht: Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit sichern jedem Bürger/jeder Bür-
gerin zu, dass sie vor dem Gesetz gleichbehandelt 
werden, ohne politische Einflussnahme. Sie gestattet 
das Funktionieren von „Checks and Balances“. Sie 
ermöglicht den Kampf gegen die Korruption und den 
Schutz der Steuerzahler gegen Missbrauch. Sie erlaubt 
es den Medien, frei als Quelle von Informationen und 
demokratischem Diskurs zu operieren, und gestattet 
der Zivilgesellschaft, frei und sicher als ein weiteres 
Kontrollorgan der politischen Parteien und Macht-
habern zu fungieren.
Denken Sie auch in der Europäischen Union an die 
nach anfänglichen Schwierigkeiten erreichte Solidari-
tät und Einigkeit nach der Wirtschafts- und Finanz-
krise, das riesige Infrastrukturpaket, das allen Län-
dern der EU, je nach ihren Bedürfnissen, unter die 
Arme greift, an die bereits erwähnten gemeinsa-
men Maßnahmen und Impfaktionen innerhalb und 
außerhalb der EU, die Haltung der EU zum Kli-
mawandel und die dazu geschnürten Finanzpakete, 
die großzügige Unterstützung der Ukraine und vie-
les andere mehr. Wer hätte das in einem autoritären 
Regime zustande gebracht? Wo genießen die Bürger 
so viel Mitsprache und Schutz ihrer Rechte? Nur in 
der Demokratie!
Diese ist, wie schon gesagt, nicht perfekt, aber perfek-
tionierbar. Worauf es ankommt!

Politische Teilhabe ist ein Grundrecht und auch eine 
grundlegende Verantwortung der BürgerInnen
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Krieg, Energiekrise, Inflation und Pandemie 
stellen Europa, Deutschland und die Nachbarn 
gleichermaßen vor drängende aktuelle Prob-
leme. Aber sie verdrängen die altbekannten 
Probleme, die alles andere als neu sind. Diese 
bekannten Probleme hindern zusätzlich an 
einer Lösungsfindung. Besonders die wuchernde 
Bürokratie, aber auch verstärkt erkennbare 
moralisierende und ideologiegetriebene Aktivi-
täten einiger Politiker verstärken den Eindruck. 
Kritische Stimmen werden lauter, die meinen zu 
erkennen, es habe sich sozusagen „ein Mehl auf 
Deutschland gelegt“. 

Gelegentlich werden in der politischen Diskus-
sion Vergleiche mit anderen Staaten herangezo-
gen. Österreich beispielsweise ist, nicht nur wegen 
der Sprache, vielmehr gesellschaftlich, rechtssys-
temisch und politisch sehr nah an Deutschland. 
In der Belastung durch staatliche Vorschriften steht 
Österreich (mit Note 3,6) besser da als der weltweite 
Durchschnitt (3,3).1 Von allen Ländern des Globus 
belegt Österreich somit den 39. Platz. Der Abstand 
zu Deutschland (mit Note 3,0) ist beängstigend. 
Deutschland ist erst auf Platz 92 zu finden, zwischen 
Armenien und Madagaskar, und erreicht somit nicht 
einmal den globalen Durchschnitt. 
Eine andere Wettbewerbsstudie, soeben vom Verband 
der deutschen Familienunternehmen veröffentlicht, 
befasst sich mit 21 Ländern. Von diesen 21 Ländern 
liegt Deutschland an 18. Stelle! Gegenüber dem Jahr 
davor hat sich Deutschland sogar um vier Plätze ver-
schlechtert. Hinter Deutschland liegen noch Frank-
reich, Italien und Albanien. Ganz vorne liegen die 
USA, die Schweiz und die Skandinavier. Österreich 
liegt immerhin auf Platz 13. Obwohl Deutschlands 
wuchernde Bürokratie als Hemmnis für Wachstum, 
Investitionen und Existenzgründungen bereits jahre-
lang in der Diskussion ist, wird kaum Verbesserung 
wahrgenommen.

1 Global Competitiveness Report des World Economic Forum, 
im Kapitel „Burden of Government Regulation“.

So vieles hemmt und bremst
Bürokratie und Digitalisierung wird in Deutschland viel kritisiert – 
was tut sich?

Ein Meinungsbeitrag von Dieter Härthe
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In der öffentlichen Meinung Österreichs glaubt man 
wohl an eine Art preußischen Hemmschuh und so 
erzeugte Regulierungsfluten, wogegen die Österrei-
cher meinen, oft pragmatischer zu sein. Ähnlich bei 
der Digitalisierung. Den Rückstand Deutschlands in 
der Digitalisierung, vor allem der öffentlichen Hand, 
der Verwaltung in Bund, Ländern und Gemeinden, 
kann man nicht leugnen. Deutschland tut sich sicht-
lich schwer, in die Gänge zu kommen. Auch hier 
verfügt Österreich über einen Vorsprung, wie die 
österreichische Handelsdelegation in Berlin betont. 
Beispielsweise hat Österreich die beste Abdeckung 
ganz Europas mit der Mobilfunkgeneration 5G. 
Österreich ist bei mobilem Internet Europas Num-
mer eins! Beim Thema Glasfaserkabel ist Österreich 
allerdings auch im Verzug. 
In kaum einem anderen Land dauern die Verfah-
ren so lang wie in Deutschland, wenn Solarenergie- 
oder Windkraftanlagen errichtet oder modernisiert 
werden sollen. Obwohl die Erzeugung erneuerbarer 
Energien und die Unabhängigkeit von russischen 
Energielieferungen sowie von fossilen Energiequellen 
oberste Priorität sind. In der Praxis sieht es anders aus: 
immer mehr und immer schwierigere Verwaltungs- 
und Genehmigungsverfahren. Diese langen Prozesse 
verzögern neue Projekte ebenso wie die Erneuerung 
bestehender Anlagen. In Deutschland dauert der 
Planungsprozess für neue Anlagen der Photovoltaik 
bis zu vier Jahre. Verantwortlich für die Verzögerun-
gen sind auch die Kommunikationswege zwischen 

den öffentlichen Institutionen, immer detailliertere 
Anforderungen an die Umweltverträglichkeitserklä-
rungen, aber auch immer mehr Widerstand durch 
örtliche Hemmnisse der Kommunalpolitik oder von 
Bürgerorganisationen. 
Selbst das sogenannte Repowering, also die Moder-
nisierung der bestehenden Windkraftanlagen, wird 
durch immer neue Vorschriften und Abstandsregeln 
immer komplizierter. Das Repowering könnte zwar 
die Kapazitäten in der Energieerzeugung multiplizie-
ren, doch sind in jedem Fall neue Genehmigungen 
zu beantragen. Genügen die Bestandsanlagen nicht 
den neuen Vorschriften, müssen sie stillgelegt werden. 
Dadurch kann es netto sogar zu weniger Windener-
gie kommen. 
Lösungsansätze werden immer häufiger und auf allen 
Ebenen benannt: viele Verwaltungsabläufe können 
durch digitale Möglichkeiten vereinfacht werden. Die 
Beamten können oft so auch qualifizierter arbeiten, 
was durchaus zum Mitmachen motivieren könnte, 
wenn entsprechende Schulungen angeboten werden. 
Dazu sollten auch die rechtlichen Voraussetzungen 
geschaffen werden. In diesem Zusammenhang wer-
den derzeit Vorschläge zur schnelleren Bescheidung 
von Verfahren politisch vorbereitet.
An dieser Stelle passt ein Zitat des US-amerikanischen 
Politikwissenschaftlers Francis Fukuyama: „Viel wich-
tiger als die Größe einer Regierung ist ihre Qualität.“ 

Also dann!

Bürokratie kostet die Menschen Zeit
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Europäische Herausforderung
Analyse- und Strategiegedanken

Historisch betrachtet ist das ebenfalls ein Thema, 
wie an der Diskussion über die sogenannte „Appease-
ment-Politik“ zu sehen ist. Es gibt Leute, die sagen, 
Chamberlain habe damals die Zeit nur genutzt, um 
sich besser auf den Krieg vorzubereiten. Ähnlich ist 
argumentiert worden, bezogen auf die Frage, warum 
der Westen 2014, nach der Eroberung der Krim, 
nicht sofort in eine härtere Konfrontation mit Russ-
land eingestiegen ist. Eine der Wahrheiten ist, weil 
von da an die Amerikaner, aber auch andere, die der 
ukrainischen Armee erst einmal eine Verfassung 
gebracht haben, in der sie sich heute mit westlicher 
Unterstützung wenigstens verteidigen kann. Es ist 
zudem heldenhaft, was die Menschen dort leisten. 
Von einem schnellen Kriegsende sind wir dennoch 
leider weit entfernt.

Von Sigmar Gabriel

Der Ukrainekrieg und die Rolle 
Europas

Wir sind jetzt schon lange in dieser besonderen 
Kriegssituation in der Ukraine, fast wird es schon 
zum Alltag. Leider ist zu erwarten, dass diese 
Periode weiter anhalten wird. Solange beide 
Parteien auf dem Kriegsschauplatz glauben, sie 
könnten gewinnen, wird niemand in Verhand-
lungen eintreten. Wann enden Kriege histo-
risch? Wenn einer gewinnt oder wenn beide 
müde sind? Beides ist nicht der Fall. Die Ange-
bote, die Russland macht, sind für die Ukra-
ine, aber auch für den Westen unannehmbar: 
Die Ukraine würde mehr als 20 Prozent ihres 
Landes verlieren und es wäre nicht sicher, ob 
ein Waffenstillstand nur dafür genutzt werden 
würde, irgendwann später doch noch die ganze 
Ukraine zu erobern.
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Zeitenwende

Die eigentliche Zeitenwende ist allerdings nicht der 
Krieg in der Ukraine, sondern die Verschiebung der 
Machtachsen in der Welt. Diese verliefen traditio-
nell, spätestens seit dem Zweiten Weltkrieg, aber auch 
schon lange davor, durch den Atlantik. Inzwischen 
verlaufen sie durch den Pazifik. Zweidrittel der Welt-
bevölkerung leben dort. Zweidrittel des wirtschaft-
lichen Wohlstands wird da hergestellt und mehr als 
Zweidrittel des Wachstums kommt normalerweise 
von dort. Damit einhergehend haben die Vereinig-
ten Staaten sich die Frage gestellt: „Wo ist eigentlich 
unser Wettbewerb? Wo muss unser Schwerpunkt 
sein?“ Und sie haben, zum ersten Mal unter George 
W. Bush, von Amerika als pazifischer Nation gespro-
chen. Die Hinwendung auf den großen Wettbewer-
ber China und die stückweise Abwendung von Nord-
afrika, Afrika, Europa, dem Mittelmeerraum – ich 
glaube, dass das dazu beigetragen hat, dass Russland 
den Eindruck hatte, jetzt sei die Gelegenheit günstig, 
sich neben China und den USA zur dritten Groß-
macht aufzuschwingen. Das ist gründlich schiefge-
gangen, wie man sieht. Russland wird am Ende ein 
Schatten seiner selbst sein. Aber die Welt ist gekenn-
zeichnet dadurch, dass wir in einer Gemeinschaft 
ohne globale Ordnung leben. Wir hatten in den letz-
ten dreißig Jahren eine unipolare Weltordnung mit 
den Amerikanern als stärkster Wirtschaftsnation, 
aber auch als politischer Garant für internationale 
Organisationen, für Freiheit der Seeschifffahrt. Jetzt 
sind wir in einer Situation, wo die Amerikaner sagen: 
„Das können wir nicht mehr, wir wollen uns darauf 
konzentrieren, führende Wirtschaftsnation zu blei-
ben und den Wettbewerb mit China zu bestehen.“ 

Nun folgt ein Ringen um die Frage, wie die nächste 
Weltordnung aussehen soll. Das ist völlig offen. Hof-
fentlich eine regelbasierte, aber auch das ist umstrit-
ten. Russland hat versucht, in diesem Spiel eine Rolle 
zu spielen. Ich glaube, so erklärt sich der Krieg. Er 
ist nicht die Ursache des Zeitenwandels, sondern 
eher die Folge. Viele andere Dinge kommen hinzu. 
Die Pandemie ist nicht bewältigt. Die Energiepreise 
sind schon vor dem Krieg nach oben gegangen und 
explodieren jetzt natürlich, was wiederum in Ländern 
des ärmeren Teils der Welt katastrophale Lebensver-
hältnisse schafft – die übrigens uns verantwortlich 
machen. Es ist keineswegs so, dass unsere Sicht auf 
den Krieg in der Ukraine weltweit verbreitet ist. Es 
gibt viele Länder, die das als einen alten imperialisti-
schen Streit zwischen USA und China wahrnehmen. 
Sie spüren, dass sie mit Hungersnot und Energieprei-
sen darunter zu leiden haben und wenden sich eher 
von uns ab.
In unserer Welt gibt es also viele Verschiebungen: Ich 
kann mich nicht daran erinnern, dass es in den letz-
ten Jahrzehnten eine ähnlich dramatische Lage gege-
ben hat. Die Welt ist schon in ziemlicher Unordnung.
Natürlich gibt es immer auch persönlichen Einfluss: 
Joe Biden handelt anders als Donald Trump. Aber 
an der prinzipiellen Abwendung von Europa und der 
Hinwendung zu China ändert das gar nichts. Biden 
geht mit Europa besser um, er wird fairer mit uns 
umgehen. Aber die zugrundeliegende Dynamik der 
Welt verändert sich nicht. 
Xi Jinping hält das Land viel stärker unter Kontrolle, 
hat viel mehr Repressionen eingeführt. Aber dass 
China ein Land ist, das mehr sein will als ein billi-
ger Marktplatz für die alte westliche Welt, das wäre 
unter jedem anderen Präsidenten auch so. Deswegen 
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kann man die aktuelle Zeit ganz gut als Rückkehr der 
Geopolitik beschreiben, weil sich ein Vakuum gebil-
det hat. Dadurch, dass die Vereinigten Staaten sich 
aus ihrer traditionellen Rolle zurückgezogen haben, 
dringen jetzt andere Mächte hinein. Wir sind zurück 
in der Zeit geopolitischer Rivalitäten. 
Wir waren es gewohnt, dass Geoökonomie eine Rolle 
spielt, also Wirtschaft und Handel weltweit. Wer 
ordentlich miteinander Handel treibt, der wird kei-
nen Krieg gegeneinander beginnen, da er sonst den 
eigenen Erfolg gefährdet. Die Wahrheit ist: Geopoli-
tik schlägt Geoökonomie. Russland sieht die Sankti-
onen, die es bezahlen muss, als eine Art Großmacht-
steuer an. Großbritannien wusste, dass es Nachteile 
durch den Austritt aus der EU haben wird, aber die 
Idee „Take back control, make Britain great again, 
global Britain“ war stärker. Solche Ideen, geopoli-
tisch wieder eine stärkere Rolle zu spielen, sind der-
zeit wichtiger als alle Handelsbeziehungen. Einige 
Staaten agieren dabei geschickter, andere konfronta-
tiver. Aber die prinzipielle Interessenlage vieler Län-
der ändert sich nicht dadurch, wer regiert.

(Kein) geeintes Europa

In Rahmen der geostrategischen und globalen Her-
ausforderungen wird deutlich, dass, wenn die Euro-
päische Union nicht gemeinschaftlich in dieser Welt 
auftritt, wir bei der Frage, wie die nächste Weltord-
nung aussehen soll, nichts zu sagen haben werden. 
Henry Kissinger hat über Deutschland mal gesagt, 
das sei ein armes Land, für Europa zu groß und für 
die Welt zu klein, und das stimmt. Keines der euro-
päischen Länder, auch nicht Großbritannien, ist so 
machtvoll, um wirklich einen Unterschied zu machen. 
Das kann die Europäische Union nur gemeinsam.  

Die Frage ist: Ist sie dazu eigentlich in der Lage und 
bereit? Der Krieg in der Ukraine hat zumindest dazu 
geführt, dass Leute wie Viktor Orbán sehr isoliert 
sind. Es gibt keine Gemeinsamkeit der Visegrád-
Gruppe mehr, die als Störenfriede unterwegs sind. 
Aber es gibt neue Bruchkanten. Die Mittel- und Ost-
europäer trauen, drastisch gesagt, den Deutschen und 
den Franzosen, was die Verteidigungsbereitschaft 
Europas angeht, nicht über den Weg. Sie empfinden 
unser Engagement in der Ukraine als zu schwach und 
setzen letztlich auch in Zukunft auf die Amerikaner 
und nicht auf eine europäische Verteidigungsgemein-
schaft. 
Es gibt schon jetzt eine Bruchkante. Deutschland 
hat seine wichtige Rolle zwischen Frankreich und 
den Osteuropäern derzeit verloren, weil wir als  
„Appeasement-Politiker“ gegolten haben – wenn 
auch heute vielleicht nicht mehr so stark wie am 
Anfang. Aber das Misstrauen der Osteuropäer uns 
gegenüber ist groß und als Nächstes wird uns eine 
neue Eurokrise ereilen. Denn so richtig es ist, dass 
die Europäische Zentralbank ihre Zinsen anhebt, 
das führt natürlich automatisch zu schwierigen 
Refinanzierungsmöglichkeiten der Südeuropäer. 
Nach der Eurokrise ist vor der Eurokrise, auch da 
wird Deutschland erneut gefordert sein. Es ist nicht 
so, dass Europa durch die Krise zusammenwächst, 
sondern es tun sich neue Bruchkanten auf. Trotz-
dem gibt es die Hoffnung, dass die Europäer wissen, 
dass, was auch immer sie trennt, das Wichtigste die 
Gemeinsamkeit ist, um in der Welt überhaupt wahr-
genommen zu werden. 
Das Beste wäre natürlich, insbesondere beim Euro, 
eine gemeinschaftliche Wirtschafts- und Währungs-
politik zu gestalten. Der Euro wird oft hinterfragt: 
Hält er denn wirklich? Das liegt natürlich daran, 
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dass wir die Einzigen auf der Welt sind, die zwar eine 
gemeinsame Währung haben, aber nicht gemeinsam 
dafür einstehen wollen. Der US-Dollar ist um ein 
Vielfaches mehr verschuldet als der Euro und trotz-
dem packen die Anleger ihr Geld lieber in den Dollar 
als in den Euro. Das hat damit zu tun, dass wir die 
Wirtschafts- und Währungsunion noch nicht wirk-
lich geschafft haben. So gibt es ein paar Beispiele, um 
das, was Europa stark macht, auszubauen. 
Grundsätzlich: Wir brauchen die Kapitalmarkt-
union. Das klingt technisch. Auf den Punkt gebracht 
geht es darum, dass es wichtig ist, dass es in Europa 
weiterhin Investmentbanking gibt, Banken, die Fir-
men zusammenführen, und dass dieses Feld nicht 
amerikanischen Banken überlassen wird. Wir brau-
chen eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik. 
Dafür wird am Ende die Aufgabe der Einstimmig-
keit wegfallen müssen. Aber was ist das Problem bei 
der Aufgabe der Einstimmigkeit? Wir brauchen einen 
einstimmigen Beschluss dafür. Den gibt es so einfach 
nicht, aber man kann anfangen. Ein großes Land wie 
Deutschland könnte sagen, wenn es im Rat in einer 
Frage 26 Stimmen gegen uns gibt, dann gilt unsere 
Stimme als Enthaltung, nicht als Gegenstimme. Und 
man könnte andere suchen, die sagen, wenn nur wir 
zwei oder drei dagegen sind, halten wir Europa nicht 
auf, dann gelten unsere Stimmen als Enthaltung und 
nicht als Gegenstimmen. So kann man Vertrauen 
schaffen.
Wenn die Großen anfangen, auf ihr Vetorecht zu 
verzichten, werden die Kleinen das eher glauben, 
als wenn die Großen von den Kleinen fordern, ihr 
müsst auf Einstimmigkeit verzichten. Weil die Klei-
nen ahnen, dass Deutschland oder Frankreich ihre 
Interessen immer durchsetzen. Und der Schutz der 
Kleinen ist die Einstimmigkeit.

Zur Umsetzung fehlt dabei einer wie Draghi, der voran 
geht. Auf der anderen Seite darf man die alte Idee 
„Männer machen Geschichte“ nicht zu hoch anset-
zen. Dann müssten wir nur in jedem Staat die richti-
gen Leute suchen, dann läuft das erst. Viele allerdings 
sind enttäuscht, haben das Gefühl, zurückgelassen zu 
werden, und dann gibt es eine Reaktion. Dabei ist auch 
nicht klar, was in Deutschland passiert. Explodierende 
Energiepreise bei mittleren und niedrigen Einkom-
men, bei Rentnern – was heißt das in deren politischer 
Wahrnehmung? All das ist noch nicht durchgestan-
den. Die Deutschen sind eine Demokratie, sie sind 
immer in Parallelität zu wachsendem Wohlstand 
gewesen. Die Briten zum Beispiel sind eine Demokratie 
selbst in dunkelster Zeit gewesen: Mitten im Zweiten 
Weltkrieg waren sie immer noch eine stabile Demokra-
tie.  Der Test steht uns erst noch bevor. Und ich glaube, 
wir leben in Zeiten, in denen es sehr darauf ankommt, 
die innere Festigkeit der Demokratien zu stärken.

Energiekrise

Wir haben zwei Ängste, die zurzeit virulent sind: Die 
eine ist der Frieden, die zweite die Energie. Mit Blick 
auf die nächsten sechs Monate ist es unwahrschein-
lich, dass der Frieden in Europa gelingen wird. Wir 
wären schon froh, wenn wir einen Waffenstillstand 
hinbekommen würden. Selbst das scheint in weiter 
Ferne zu sein. Und damit gibt es auch keine Ruhe 
in den Energiemärkten. Das Problem war nicht die-
ser Winter. Das Problem kommt im Winter danach. 
Wir werden die Füllstände im nächsten Frühjahr auf 
den niedrigsten Stand gefahren haben, den wir je hat-
ten, und ob es uns dann gelingt, genug Ressourcen zu 
bekommen, um den Winter, der dann folgt, auch wie-
der zu überstehen, ist die wichtigste Frage. 

Es gibt die Hoffnung, dass die Europäer wissen, dass, was auch 
immer sie trennt, das Wichtigste die Gemeinsamkeit ist, um 
in der Welt überhaupt wahrgenommen zu werden
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Zweitens: Wenn das reiche Europa und das reiche 
Deutschland an den Spotmärkten der Welt alles an 
Energie aufkauft, was zur Verfügung steht, treibt das 
natürlich auch die Preise. Das wiederum bringt die 
armen Länder des Südens zur Verzweiflung. Ich bin 
mir nicht sicher, ob wir heute noch 144 Stimmen in 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
zusammenbekommen würden, die den Russlandkrieg 
verurteilen. Viele in diesen Ländern sehen unsere 
Unfähigkeit, den Konflikt zu lösen, als Ursache dafür 
an, dass bei ihnen die Wirtschaftskraft sinkt. Weil sie 
davon ausgehen, dass dieser Krieg und die Energie-
frage untrennbar miteinander verbunden sind. 
Und weil wir glauben, dass wir relativ zügig aus dem 
Erdgas aussteigen können, durch die grüne Transfor-
mation, gibt es keine staatliche Rückendeckung für 
die Unternehmen, die langfristige Gasverträge mit 
den Katarern machen wollen. Die Katarer haben das 
Gas nicht zur Verfügung, es ist bereits verkauft. Sie 
können aber ein neues Feld explorieren, nur kostet 
das viel Geld und passiert nur, wenn man einen lang-
fristigen Abnehmervertrag hat.
Diesen langfristigen Abnehmervertrag wollen wir 
aber nicht schließen, weil wir Sorge davor haben, dass 
wir irgendwann Gasverträge haben, aber gar nicht so 
viel Gas brauchen. Man kann sehr darüber streiten, 
ob das stimmt, weil ich nicht glaube, dass wir die 
erneuerbaren Energien so schnell ausbauen werden, 

wie das im Koalitionsvertrag steht. Dafür sind wir 
einfach zu langsam in Deutschland. Aber dadurch, 
dass wir das nicht tun, kaufen unsere Energieversor-
gungsunternehmen Gas am Spotmarkt, und da ist es 
am teuersten. Man müsste darüber nachdenken, ob 
es möglich ist, mittelfristige Verträge mit den Kata-
rern und mit anderen abzuschließen, um erstens zu 
diversifizieren, aber auch den Preisdruck rauszuneh-
men. Zurzeit treibt neben dem Krieg unser eigenes 
Handeln den Preis, und auch bei uns werden viele 
den hohen Preis für Energie nicht bezahlen können. 
Dabei sprechen wir von Privatpersonen und nicht von 
energieintensiver Industrie oder armen Ländern, die 
den Weltmarktpreis ebenso bezahlen müssen.
Dabei kann gerade Technologieoffenheit zur Lösung 
der Energieherausforderung beitragen. Ich habe mich 
in meiner Zeit als Umweltminister sehr geärgert, als 
wir über CCS, also die Abscheidung und Speicherung 
von  CO2 debattiert haben. Denn damals wurde das 
„Intergovernmental Panel on Climate Change“, also 
die Wissenschaftsinitiative des Klimawandels, die 
quasi diese ganze Bewegung dokumentiert und immer 
gern zitiert wird, in einem Punkt von den deutschen 
Umweltschützern und Grünen nicht zitiert. Näm-
lich in dem Vorwurf gegenüber Deutschland, dass 
wir, obwohl wir ein Technologieland sind, obwohl 
wir wohlhabend sind, nichts investieren in die Tech-
nik der Abspeicherung und Abscheidung von  CO2. 
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In Deutschland gab es eine fürchterliche Diskus-
sion, so, als sei das Verpressen von  CO2 in den alten 
Lagerstätten, wo wir früher Erdgas und Erdöl geför-
dert haben, so etwas wie eine zweite Atommüllprob-
lematik. Dabei wird es in Norwegen seit Jahrzehnten 
so gemacht. Das ist damals von der Bundesregierung 
richtig kaputtgemacht worden. Später haben CDU 
und FDP ein Gesetz eingebracht, in dem  CO2 Abspei-
cherung und Scheidung unter bestimmten Bedingun-
gen erlaubt sind, aber nur dann, wenn der zuständige 
Landtag zustimmt. Damit war klar, es kommt nie. 
Weil die Länder sich schon dagegen ausgesprochen 
haben. Ich habe das immer für sehr fahrlässig gehalten. 
Ich glaube, wenn wir jetzt in die Wasserstoffthema-
tik einsteigen wollen, werden wir am Anfang Erdgas 
abnehmen und werden das  CO2, das dabei entsteht 
(weit weniger als bei Kohle), nutzen oder verpressen 
müssen. Es wäre ja Irrsinn, wenn wir erst das Erdgas 
in Norwegen kaufen und dann die Norweger dafür 
bezahlen, dass sie unser  CO2 zurücknehmen. Ziel 
muss es sein, dass wir da Dynamik hinein bekommen. 
Zweitens: Die größte Sorge beim Ausbau der erneu-
erbaren Energien ist, dass wir immer noch nicht 
bereit sind, bildlich gesprochen, mit dem Schwert 
durch den Genehmigungsdschungel zu gehen. Es 
gibt erste zaghafte Versuche im Bereich Natur- und 
Vogelschutz, das wird gut gemacht. Aber eigent-
lich müsste man, wenn man die durchschnittliche 

Genehmigungszeit von sechs Jahren für eine Wind-
energieanlage nimmt, noch etwas anderes machen: 
Man müsste sagen, ein Antragsteller stellt einen 
Antrag auf Bau einer Windenergieanlage oder einer 
Solaranlage und dann hat die zuständige Behörde 
vier Wochen Zeit zu prüfen, ob der Antrag voll-
ständig ist und darf einmal eine Nachforderung 
stellen. Danach läuft notfalls nochmal eine Sechs-
wochenfrist und dann gibt es zwei Möglichkeiten, 
ein Bescheid oder eine Ablehnung, oder, wenn bei-
des nicht da ist, automatisch die Baugenehmigung. 
Damit kann die Behörde unter Druck gesetzt wer-
den, nicht ständig Nachforderungen zu stellen. 
Wenn eine bestimmte Frist verstrichen ist, gibt es 
einfach einen Rechtsanspruch auf Genehmigung 
und dann geht es los. 
Es ist auch eine Frage des Muts, diesen Dschungel von 
behördlichen Genehmigungen zu durchtrennen. Da 
liegt der eigentliche Weg, um die erneuerbaren Ener-
gien schneller auszubauen. Das ist nicht eine Frage 
der Förderung, nicht eine Frage der Technologie. Es 
ist die Frage: „Bin ich mutig genug zu sagen, ab einem 
bestimmten Punkt sind die Anlagen genehmigt, und 
dann wird gebaut“. Und wenn dabei etwas schief geht 
und wir ein Naturschutzproblem übersehen haben, 
dann müssen wir beim nächsten Mal besser aufpas-
sen. Aber sechs Jahre bis zur Baugenehmigung sind 
zu viel.

Die größte Sorge beim Ausbau der erneuerbaren Energien ist, 
dass wir immer noch nicht bereit sind, bildlich gesprochen, mit 
dem Schwert durch den Genehmigungsdschungel zu gehen
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Am 20. März 2023 
reiste Chinas star-

ker Mann Xi Jing-
ping nach Moskau, um 

seinen „lieben Freund“ – 
so sprachen sich beide an – 

Wladimir Putin, den russischen 
Präsidenten, Diktator und Kriegs-

herrn zu treffen. Die westlichen Medien 
sprachen übereinstimmend davon, dass die-
ses weltweit beachtete Treffen – „ein pompös 
inszeniertes Autokraten-Handshake“ – dazu 
dienen sollte, „ein Bollwerk gegen den Westen 
aufzubauen“. „Beide“, so hieß es weiter, „wol-
len eine Weltordnung ohne Vorherrschaft der 
USA“. 
Aber von all dem Trommelwirbel „gegen den 
Westen“ sollte man sich nicht täuschen las-
sen. Putin und Xi brauchen einander; der eine, 
Putin, den anderen mehr als der andere, Xi, den 
einen. Der eine, Putin, ist meilenweit entfernt 
von einer Weltmacht, der andere, Xi, strebt sie 
zwar an, ist aber längst nicht am Ziel, bleibt 
deshalb doch auch auf Distanz zum russischen 
Aggressor, denn noch braucht er den Westen, 
auch die USA, vor allem die für ihn wichtigen 

Märkte in Europa; schlicht: den Zugang zu Kapital 
und Technologie aus den USA und aus Europa für 
seine weitere Modernisierung. Bemerkenswert: Ziem-
lich zeitgleich mit dem genannten Moskauer Treffen 
hat der Handel zwischen den USA und China den 
höchsten Stand aller Zeiten erreicht. 
Es gibt keine neue Blockbildung. Die Zeiten, in denen 
sich die Geopolitik mit „Bauklötzchen veranschau-
lichen ließ, sind vorbei“. Wie sehr das Denken in 
„Blöcken“ der Vergangenheit angehört, zeigt auch 
„die neue Macht der Mittelmächte“. Sie entscheiden 
sich weder für die eine noch für die andere Seite. Sie 
wissen, dass sie aber von beiden Seiten umworben 
werden. Sie leben eine „strategische Flexibilität“. Im 
Englischen heißt das „sitting on the fence“, also auf 
einem Zaun zu sitzen und sich nicht für eine der bei-
den Seiten zu entscheiden. Diese „Fence Sitter“ von El 
Salvador bis Vietnam sind nicht einfach der „globale 
Süden“, sondern sie wollen individuell wahrgenom-
men, nicht „verblockt“ werden. 
Die Welt gleicht nicht mehr „Blöcken“, sondern 
„zunehmend einem Netzwerk, in dem manche Staa-
ten loser, andere enger zusammenarbeiten und am 
Ende fast alle eng verwoben sind durch wirtschaft-
liche und sicherheitspolitische Abhängigkeiten und 
Interessen“. 

Die EU: Weder abhängig von China noch 
„Anhängsel“ der USA, sondern eigenständig 

Von Walter Döring

Dr. Walter Döring
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Anna Sauerbrey in der ZEIT vom 23. März 2023: 
„Während Putin und Xi sich treffen, sind die Verei-
nigten Staaten tatsächlich dabei, ein globales Netz 
der Eindämmung rund um China zu spannen, die 
Zusammenarbeit mit Australien, Indien und Japan 
wird enger. Auch hier aber formt sich keineswegs ein 
Block. Indien ist das Paradebeispiel für ein Land, das 
sich selbstbewusst gegen jede Vereinnahmung wehrt 
– weder bei westlichen Sanktionen gegen Russland 
mitmacht noch sich von Russland instrumentali-
sieren lässt. Indien sieht sich gerne in der Rolle des 
Anführers der vielen ,Dazwischen-Länder‘ des globa-
len Südens. Doch auch hier entsteht keine neue block-
freie Bewegung. Die Blöcke sind jetzt also Netze.“ 
Für die nun vielzitierte „Neuordnung der Welt“ 
steht übrigens – wenn schon, denn schon – auch 
der Besuch des japanischen Premierministers Fumio 
Kishida in der Ukraine. „Es war ein Besuch, der das 
eigene Netzwerk stärken sollte, um Europa näher an 
den Pazifik zu bringen, den Pazifik näher an Europa. 
Dieser Besuch taugt mindestens ebenso zum Symbol 
für die Neuordnung der Welt wie das Treffen zwi-
schen Putin und Xi.“
Europa bekam auch in diesen Moskauer Tagen zu 
spüren, dass die sich längst entwickelnde neue Welt-
ordnung eine Unmenge an neuen Fragen aufwirft, 

die ganz neue Antworten erfordern, zumal es jetzt 
nicht mehr darum ging und geht, „richtig“ auf Chi-
nas unverhohlenes Weltmachtstreben zu reagieren, 
sondern auch auf US-Amerikas gewaltigen Inflation 
Reaction Act, IRA, mit welchem Präsident Joe Biden 
wenig verhüllt die Politik des „America first“ seines 
Vorgängers fortsetzt. 
Es geht also für Europa um nicht mehr und nicht 
weniger als um einen eigenständigen Weg, eine 
selbstbewusste Positionierung zwischen China und 
den USA. 
Hinsichtlich den Vereinigten Staaten von Amerika 
rächt sich jetzt die ebenso unsachliche wie schäd-
lich-törichte Ablehnung von TTIP, der „Trans-
atlantic Trade and Investment Partnership“, dem 
Transatlantischen Freihandelsabkommen. Eine 
Wiederaufnahme der Verhandlungen scheint aktu-
ell eher aussichtslos, aber evtl. lässt sich ein „TTIP 
light“ anstreben. 
Natürlich ist nicht sicher zu sagen, dass es mit TTIP 
kein IRA gegeben hätte, aber es ist doch sehr anzu-
nehmen, dass es „weniger aggressiv“ gekommen wäre. 
Nun helfen alle „Krokodilstränen“ nichts, sondern es 
gilt, vernünftig zu reagieren, und das heißt vor allem: 
auf keinen Fall in einen Subventionswettlauf einzu-
treten. 
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Andere Maßnahmen sind erfolgsträchtiger. Bun-
deswirtschaftsminister Robert Habeck fordert, dass 
sich „Europa mächtig ins Zeug legen und schneller 
und besser bei der Förderung der grünen Techno-
logien werden muss“. Konkreter wird der Präsident 
des ifo-Instituts Clemens Fuest, der eine „gezielte an 
Innovationen orientierte Industriepolitik“ anmahnt 
und schon damit einen Finger in die richtige Wunde 
legt. Die europäische Innovationspolitik behindert 
sich von Mitgliedsland zu Mitgliedsland, ist fürch-
terlich umständlich angelegt, von einem irrsinnigen 
bürokratischen Hürdenlauf gekennzeichnet und 
hoffnungslos zersplittert, wodurch sie trotz Milliar-
den Euro an Fördermitteln zu oft ins Leere läuft. Das 
Gegenteil tut not: bündeln, zielgenau konzentriert, 
grenzüberschreitend, entbürokratisiert vorgehen – 
muss das Gebot der Stunde sein. 
Clemens Fuest möchte nicht allein die Dekarbonisie-
rung gefördert wissen, sondern an erster Stelle sieht er 
die Energiepolitik: „Eine preiswerte und sichere Ener-
gieversorgung erfordert es, die europäischen Energie-
märkte stärker zu integrieren, Energienetze, erneuer-
bare Energien und Kernkraft auszubauen sowie die 
Forschung auf diesen Gebieten zu fördern. Gebraucht 

wird außerdem ein neuer Regulierungsrahmen, der 
die Entstehung einer Plattformökonomie im Ener-
giesektor ermöglicht, in dem private Haushalte und 
Unternehmen gleichzeitig als Konsumenten und 
Erzeuger von Energie  agieren.“ 
Zudem beklagt nicht nur er seit Jahren die gewal-
tigen „Rückstände im Bereich der Digitalisierung“ 
und prangert die Datenschutz-Grundverordnung, 
DSGVO, die „an vielen Stellen die Entwicklung 
digitaler Geschäftsmodelle behindert, an, ohne damit 
berechtigten Schutzinteressen zu dienen. Die EU-
Staaten bürden ihren Unternehmen darüber hinaus 
unnötige Lasten auf. Das gilt nicht nur für Steuern 
und Abgaben, sondern auch für immer komplexere 
Berichts- und Überwachungspflichten wie etwa die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung oder die Lieferket-
tenkontrolle“. 
Am meisten bewirken könnte die EU aber, so überein-
stimmend Wissenschaftler wie Fuest oder auch Hans 
Werner Sinn und Politiker wie Toni Hofreiter, Günter 
Oettinger und Sigmar Gabriel sowie Michel Barnier, 
wenn sie endlich ihr größtes Versäumnis aufarbeitete 
und ihre größte Stärke besser nutzte, nämlich die 
Weiterentwicklung des Europäischen Binnenmarkts.  
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Noch immer sind grenzüberschreitende Geschäfte in 
der EU mit erheblichen Hürden belastet, die einen 
enormen Aufwand erfordern, „sodass viele Unterneh-
men ihr Glück lieber in den USA versuchen, denn 
dort ist schnelles Wachstum wegen der Marktgröße 
einfacher“. Aber: Der EU-Binnenmarkt ist größer; 
wir nutzen seine Chancen nicht nur unzureichend, 
sondern wir behindern sie! Fuest: „All dies erfordert 
politische Detailarbeit abseits vom Rampenlicht der 
Öffentlichkeit, aber diese Arbeit ist für die wirt-
schaftliche Zukunft Europas wichtiger als Debatten 
über neue Subventionstöpfe.“ 
Subventionen sind schon per se eher untaugliche Mit-
tel, um zu angestrebten Erfolgen egal welcher Art zu 
kommen. Sie rufen in aller Regel Eifersüchteleien und 
„Neidhammelei“ hervor; keines von beidem taugt für 
Problemlösungen. 
Gefragt sind gegenseitige Rücksichtnahme, Ver-
nunft und Respekt im Umgang miteinander – 

und da besteht durchaus Hoffnung: Trotz aller 
Schärfe im Ton von der Leyens China gegen-
über strebt die Europäische Union den Abschluss 
des eingefrorenen Investitionsabkommens CAI, 
Comprehensive Agreement on Investment, zwi-
schen China und der EU an. Und auch China 
signalisierte Interesse an dem Zustandekommen 
 dieses Abkommens. 
Der frühere US-Verteidigungsminister Chuck Hagel 
mahnt zur Vorsicht in „angespannter Weltlage“: „In 
der heutigen Welt ist jedes Thema wie der Umgang 
mit Nytroglyzerin (!). Jeder Fehler oder jede falsche 
Politik kann ein großes Problem verursachen. In einer 
Welt mit neun Atommächten sollte man alles tun, 
um zu verhindern, dass es zu einem Krieg kommen 
könnte.“ Zugleich spricht er sich für eine deeskalie-
rende Haltung der USA China gegenüber aus: „Ich 
glaube nicht, dass die USA sich darauf konzentrieren 
sollten, China zu schwächen.“ 

Gewaltige Rückstände im Bereich der Digitalisierung und 
Behinderung digitaler Geschäftsmodelle durch die DSGVO
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Von Generationenwechsel, Trans for ma-
tions prozessen und Frauenpower: „Die 
Vertrauensstrategie“ ist ein Businessroman 
des Senators Andreas C. Fürsattel, in 
dem anspruchsvolle und aktuelle Themen 
unterhaltsam verpackt sind.

Im Mittelpunkt steht die Unternehmertochter Anne. 
Sie ist entsetzt, als sie ihren Vater Peter bei einer Stra-
tegiesitzung im Familienbetrieb erlebt. Wie kann 
er seine Führungskräfte nur so überfahren? Was 
bestimmt sein Handeln?
Anne begibt sich auf die Suche und erkennt, dass 
sich ein alter, bereits von ihrem Großvater oft zitier-
ter Satz dahinter verbirgt: „Vertrauen ist gut, Kont-
rolle ist besser.“ Sie findet heraus, dass diese Grund-
haltung bei den Mitarbeitenden die Einstellung 

Moderne Führungskultur
Von der Misstrauensspirale zur Vertrauensstrategie

„Ich werde verdächtigt und man traut mir nicht“ 
auslöst. Während die Führungskraft sich immer 
stärker in ein Muster aus Mikromanagement, ver-
stärkten Kontrollen und offenem und verstecktem 
Misstrauen verstrickt, reagieren die Teammitglie-
der mit Motivationsverlust, einer „Dienst nach 
Vorschrift“-Haltung bis hin zur inneren Kündi-
gung. 
Anne weiß das Lebenswerk ihres Vaters zu schätzen, 
doch sie möchte das Unternehmen nach ihren eige-
nen Überzeugungen fortführen. Wie kann sie ihre 
Vorstellungen mit der hergebrachten Führungskultur 
in Einklang bringen und ihren eigenen Weg finden?
Andreas C. Fürsattel beschäftigen diese Fragen schon 
seit Langem. „In meiner Arbeit als Berater und Trai-
ner stoße ich bei meinen Kunden immer wieder auf 
das Thema der Transformation. Der Wandel der Füh-
rungskultur ist in unserer heutigen, schnelllebigen 
Arbeitswelt unabdingbar.“
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In kleinen Schritten lässt er seine Leserschaft teilha-
ben, wie Anne einen Transformationsprozess einlei-
tet, zahlreiche Gespräche führt, Verbündete sucht, 
die junge Arbeitnehmergeneration einbindet und 
einen Führungsansatz entwirft, der eine Brücke zwi-
schen Tradition und Moderne schlägt. Ihrer neuen 
Führungskultur gibt sie den Namen „Die Vertrau-
ensstrategie“. Letztendlich gelingt es ihr auch, ihren 
Vater mit ins Boot zu holen und eine Win-win-Situ-
ation herzustellen.
„Mir war beim Schreiben wichtig, dass meine Lese-
rinnen und Leser sich in die Rollen der einzelnen Pro-
tagonisten hineinversetzen können und Anregungen 
erhalten, um den Prozess in ihren eigenen Teams und 
Unternehmen konkret umsetzen zu können“, so der 
Autor.

Der Autor
Der Senator Andreas C. Fürsattel ist Dipl.-
Betriebswirt, Co-Founder und Geschäftsführer 
von BEITRAINING (BEI Business Education 
International) und Co-Founder und Vorstand des 
Jenaplan-Gymnasiums Nürnberg eG. Des Weite-
ren ist er Dozent an der IU (Internationale Hoch-
schule) für den Bereich Personalmanagement und 
aktiv in den Kommissionen Personal und Bildung 
tätig. Er ist Vorstand des Ressorts Personalent-
wicklung des BFW (Bundesvereinigung der Fran-
chisewirtschaft) und assoziierter Experte des DFV 
(Deutschen  Franchise Verbands e.V.).
Das Buch „Die Vertrauensstrategie“ beschreibt 
auch ein Lebensmotto des 55-Jährigen, und zwar 
unabhängig davon, ob er in seinen Seminaren Füh-
rungsprinzipien erläutert, mit seinem Team arbei-
tet oder mit einem seiner drei Kindern spricht. Bei 
Wiley ist von ihm bereits sein erstes Buch „Mitar-
beiter im Fokus“ erschienen. 
Mehr zum Autor: https://fuersattel.com/

Der Veränderungsprozess eines Unternehmens von 
Führung durch Kontrolle hin zur Führung durch 
Vertrauen wird anhand der fiktiven Handlung nach-
vollziehbar und anschaulich vermittelt. Die fünf Säu-
len einer modernen Führungskultur führen zu einem 
Umsetzungsleitfaden, der das Buch abrundet und 
zahlreiche Praxistipps aus dem Erfahrungsschatz des 
Autors enthält. Die moderne Businessgeschichte lädt 
zum Diskutieren und Weitererzählen ein.
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Europa wächst nicht aus Verträgen, es wächst aus den 
Herzen seiner Bürger oder gar nicht.

Klaus Kinkel

http://www.kronostio2.com
http://sontheim-industrie-elektronik.de
http://www.induni.ch
http://www.rovo.de
http://www.alb-fils-kliniken.de
http://www.wittmann-gmbh.de
http://www.hmmdeutschland.de
https://www.sternauto-gruppe.de
http://www.smb-seilspielgeraete.de
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Das achte Weltwunder
Von Great Globe bis Gamechanger Beautyindustrie

Von Michael King-Rolland

Francis Tesmer ist CEO und Präsident 
von ROLFS Global. Das weltweite 
Geschäf ts-, und Führungs- sowie 
humanitäre Engagement der in den USA 
lebenden Unternehmerin und Philantrophin 
dokumentiert ihr lebenslanges Engagement 
für Wirtschaftswachstum, soziale Gerechtig-
keit, erschwingliche Bildung und eine 
bessere Welt. Als ehemalige Präsidentin 
der United Nation World Trade Point 
Federation in Hamburg half Tesmer 
gemeinnützigen Organisationen, ihre 
Konzepte, Produkte und Dienstleistungen 
weiterzuentwickeln. Zudem ist Francis 
Tesmer Senatorin im Senate of Economy 
International. Gemeinsam mit der staat-
lichen Universität in Arizona hat sie einen 
Bachelorabschluss für Beschäftigte in der 
Beautyindustrie initiiert. Hierüber sowie 
über ihr Projekt „The Great Globe“ sprach 
Michael King-Rolland mit Francis Tesmer 
in Arizona.

S ie haben Ihre Karriere in Deutschland als 
Führungskraft in einem weltweit tätigen 

Familienunternehmen in der Öl- und Logistik-
branche begonnen. Warum sind Sie in die 
Vereinigten Staaten gezogen und dort in die 
„Beautyindustrie“ gewechselt?

Ich bin in einer Unternehmerfamilie mit einer  langen 
Tradition globalen und philantrophischen Engage-
ments groß geworden. Ursprünglich wollte ich, als 
ich in die USA kam, mit einem Philanthropie projekt 
starten: ein Zentrum eröffnen, um Menschen über 
Gesundheit und Wohlbefinden aufzuklären. Mein 
langjähriger Freund und Nachbar aus Hamburg, 
ein international erfolgreicher Künstler, hat mich 
davon überzeugt, stattdessen in der 500-Milliarden- 
Dollar-Beautyindustrie mit acht Millionen Beschäf-
tigten – von denen die meisten Frauen sind – ein-
zusteigen. Aufgrund meines persönlichen und 
beruflichen Lebensweges sowie meiner lebenslangen 
Leidenschaft, Frauen und Kinder zu fördern, habe ich 
mich dann für eine Karriere in der Beautyindustrie 
 entschieden. 



SENATE Seite 38

||
|

WirtschaftsWelt

D ie Beautyindustrie mit einem Umsatz 
von 500 Milliarden US-Dollar ist eine 

der ältesten und mächtigsten Industrien der 
Welt. Wann haben Sie das Projekt „Lead“ in 
Zusammenarbeit mit der Arizona Staatsuniver-
sität und L’Oréal gestartet, um diese Industrie 
zu revolutionieren?

Als ich nach intensiver Recherche feststellte, welchen 
extremen Reformbedarf es in der Beauty- und Well-
nessindustrie gibt, die eine so wichtige Rolle für unser 
tägliches Leben spielt. 
Es gibt dort bis heute nicht genug exzellent ausge-
bildete Menschen, um die zahlreichen Positionen 
adäquat zu besetzen – und das im 21. Jahrhun-
dert mit einem so hohen Niveau in Wissenschaft, 
Bildung und technologischem Fortschritt. Diese 
Diskrepanz hat mich geschockt und gleichzeitig 
motiviert, die Beautyindustrie gemeinsam mit star-
ken und einflussreichen Partnern zu verändern.  

Ich habe Lead/ROLFS Global Institut initiiert, einen 
globalen „Gamechanger“ für die Beschäftigten in der 
Beautyindustrie. Hierfür bin ich eine Partnerschaft 
mit L’Oreal, dem mächtigsten Beautyunternehmen 
der Welt, eingegangen. Vor drei Jahren haben wir 
eine akademische Zusammenarbeit mit der Arizona 
Staatsuniversität und dem Mesa Community College 
ins Leben gerufen.

W as ist das Hauptziel von Lead?

Lead creates Leader, um es auf Englisch zu 
sagen, and represents the Future of the Beauty and 
Wellness Industry. Unser Hauptziel ist es, die Ent-
wicklung von Führungspersönlichkeiten in der 
Beautyindustrie zu fördern. Damit schaffen wir 
Beauty- und Wellnessalons der Zukunft und leisten 
gleichzeitig einen Beitrag zur Nachhaltigkeit. Zum 
ersten Mal können Beschäftigte in der Beautyindus-
trie durch Lead einen eigenen Universitätsabschluss 
erhalten. Tatsache ist, dass Menschen einen Beauty-
experten über 48 Prozent häufiger pro Jahr als einen 
Arzt aufsuchen.
Stellen Sie sich vor, wie die in der Beautybranche Täti-
gen – entsprechend geschult und hoch qualifiziert 
ausgebildet – jeden von uns sehr positiv beeinflussen 
und helfen können. Zudem ist die Transformation 
der Beautyindustrie gleichzeitig die Transformation 
der Frauen. Denn durch bessere Bildung können wir 
alte Stigmata und Klischees brechen, die Beschäftig-
ten in der Beauty- und Wellnessindustrie viel zu lange 
auferlegt wurden. 
Als Führungskräfte erhalten Beschäftigte der Beauty-
industrie Zugang zu einer breiteren Auswahl von 
Karrieremöglichkeiten. Hierdurch entstehen welt-
weit Millionen von renommierten, geachteten und 
besser bezahlten Arbeitsplätzen.
Das hilft, Innovationen zu entwickeln und nachhal-
tige Beautyprodukte sowie Salons der Zukunft zu 
schaffen. Gut ausgebildete Beautyprofis sind die bes-
ten Fürsprecher, Mentoren und Vorbilder für allge-
meine Gesundheit, Wohlbefinden, Nachhaltigkeit, 
Innovation und unsere ganze Menschheit.

Tatsache ist, dass Menschen einen Beautyexperten über 48 Prozent 
häufiger pro Jahr als einen Arzt aufsuchen
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Wohlstand, aufgebaut auf der Zerstörung der Umwelt, 
ist kein wirklicher Wohlstand.

Kofi Anann

www.dukap.dewww.dukap.de

http://www.alanod.com/de
http://www.emis-electrics.de
http://www.topmotive.eu
http://www.gessmann.com
http://www.apo-rot.de
http://www.riempp.de
http://www.kummich.de
http://mw-consulting-services.de
http://www.gesa.de
https://www.dukap.de
https://abel-retec.de
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L ead expandiert in diesem Jahr in den USA 
sowie in acht weitere Länder, einschließlich 

Deutschland. Ein Teil des Programms konzen-
triert sich auf die Vermittlung und Förderung 
von Nachhaltigkeit auf allen Ebenen. Wie 
funktioniert Lead? 

Der Bachelor of Science in Health, Innovation and 
Entrepreneurship mit Schwerpunkt Beauty und 
Wellness vermittelt Studierenden aus der ganzen 
Welt Kenntnisse in Wirtschaft, Finanzen, Kommu-
nikation, kritischem Denken, Führung, Innovation, 
unternehmerischen Fähigkeiten sowie der Nach-
haltigkeit.  In diesem Herbst öffnen wir diesen Bache-
lorstudiengang für neun Länder. Dabei konzentrieren 
wir uns darauf, auch Möglichkeiten für Menschen zu 
schaffen, die in sehr abgelegenen, oftmals ländlichen 
Regionen leben, und Millionen von Dollar in Form 
von Stipendien zu vergeben.

L assen Sie uns über Ihr Care-Dome-Pro-
jekt sprechen. Mit Ihrem humanitären und 

gemeinwohlorientierten Engagement haben 
Sie in Arizona ein Projekt ins Leben gerufen, 
um Obdachlosigkeit, eines der größten Pro-
bleme in den USA, anzugehen. Was ist Ihr 
Ansatz?

Ich finde es beschämend und traurig, dass wir die-
ses Ausmaß an Obdachlosigkeit im mächtigsten und 
reichsten Land der Welt haben. Vor diesem Hinter-
grund habe ich mich entschieden, alles zu tun, um 
dieses Thema national anzupacken. In Zusammenar-
beit mit meinen Partnern integrieren wir erfolgreiche 
deutsche Technologien und Strategien in Verbindung 
mit Bildung, um es dieser Bevölkerungsgruppe zu 
ermöglichen, sich wieder erfolgreich in die Gemein-
schaft zu integrieren.

K önnte Ihr Modell in Arizona im Erfolgsfall 
ein Muster für eine nationale Lösung in 

den USA und darüber hinaus sein?

Ja, das war von Anfang an unser Ziel und ist in der 
Tat unsere Mission. Der erste Prototyp wird derzeit 
gebaut und in Arizona auf den Markt gebracht, um 
das nationale Modell zur Bewältigung dieser äußerst 
wichtigen Herausforderung zu werden.

U nd nun zu Ihrem Great-Globe-Projekt: 
Das ist, wie Sie sagten, eines der größten 

Vorhaben der Welt mit dem Ziel, über zehn 
Millionen jungen Menschen zwischen neun 
und vierzehn Jahren auf der ganzen Welt bei-
zubringen, sich für Nachhaltigkeit und unsere 
kollektive Menschlichkeit einzusetzen. Was ist 
Ihre Mission und Vision?

Mein Great-Globe-Projekt ist wirklich das achte 
Weltwunder und das, auf das ich am meisten stolz 
bin. Der „Great Globe“ ist ein monumentales glo-
bales Bauprojekt eines Erdmodells im Maßstab 
1:100.000, das sich alle 90 Minuten einmal dreht 
und mit über zehn Millionen 3D-farbigen Kacheln 
bedeckt ist, die von jungen Menschen auf der gan-
zen Welt hergestellt wurden. Auf diesem Modell der 
Erde mit einem Durchmesser von etwa 146 Meter 
können Sie jedes Haus auf dem Planeten sehen. Wir 
haben auf dem Campus der Universität von Minne-
sota den ersten etwa 13 Meter hohen Prototyp mit 
über 5000 Jugendlichen und 200 Ingenieuren erstellt, 
der den jungen Menschen hilft, unter Aufsicht Flie-
sen herzustellen und zu installieren. Unter der Lei-
tung von Frauen aus der ganzen Welt wird der fertige 

Francis Tesmer (Mitte) mit Jerry Weiers, Bürgermeister von Glendale (Arizona) 
(ganz rechts) vor einer Unterkunft für Obdachlose in Düsseldorf
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Great Globe ausgestellt, der jedem auf der Erde einen 
lebensverändernden Blick auf unseren Planeten bie-
tet. Bislang haben diesen einzigartigen, lebensverän-
dernden Blick und die damit verbundene auch emo-
tionale und persönliche Erfahrung nur Astronauten 
erleben dürfen. Das hat ihre Sicht, ihre Einstellung 
und ihre  Verbindung zu unserer Welt sehr stark und 
sehr bereichernd verändert. Durch diesen „Overview 
Effect“ (= Überblickseffekt) können wir die atembe-
raubende Schönheit unseres Planeten sehen und die 
Bedeutung unseres einzigen Zuhauses, unseres wun-
derschönen Planeten Erde erkennen. Diese Erfahrung 
als Teil des Great-Globe-Projekts wird es ermögli-
chen, für unser gemeinschaftliches Wachstum zu 
leben, zu erneuern und zusammenzuarbeiten.

W ann geht es mit dem Projekt los und wer 
ist dabei involviert?

Nach intensiven Vorarbeiten über mehrere Jahre berei-
ten wir uns jetzt auf den offiziellen Start vor. Wir arbei-
ten mit zahlreichen, weltweit tätigen Unternehmen und 
Organisationen zusammen, unter anderem 500 Univer-
sitäten und Fachhochschulen, die NASA, die National 
Science Stiftung und das Smithsonian Institut.

L ast but not least: Wie können Unternehmer 
mit ihrer Expertise und ihren Ressourcen 

dazu beitragen, unseren Planeten Erde und 
unsere Werte zu schützen? 

Es dreht sich alles um „Response-Ability“: sich 
bewusst zu werden, was in unserer modernen Zeit 
gebraucht wird, innezuhalten und dann entspre-
chend zu reagieren. Wir alle müssen diese Fähigkeit 
entwickeln. Das geht nur über Bildung, um uns indi-
viduell weiterzuentwickeln, bessere Menschen zu 
werden und unsere Welt in Richtung gemeinschaft-
lichem Wachstum, Wohlstand und Zufriedenheit 
zu  entwickeln. Wir alle sind von der Natur gezwun-
gen, uns von „Ich, ich, ich“ zu verabschieden und das 
„Wir“ zu forcieren. Es ist der einzige Weg nach vorne. 
Das Saadi-Gedicht am Eingang der Vereinten Natio-
nen bringt es auf den Punkt:
„Menschen sind Glieder eines Ganzen
In der Erschaffung einer Essenz und Seele …“ 

Junge Menschen beim Prototyp „Great 
Globe“ in Minnesota
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Mehrheit der Trends konzentriert sich auf 
Nachhaltigkeit 
Lebensmittel und Getränke als Medizin – SENATE zu Gast auf Natural 
Products Expo West in den USA

„Die Mehrheit der Trends konzentriert sich auf 
Nachhaltigkeit“, lautet die Kernbotschaft auf der 
Natural Products Expo West 2023, der größten ame-
rikanischen B2B-Messe der Natur- und Biobranche 
mit mehr als 3000 Ausstellern und 60.000 Besuchern 
im kalifornischen Anaheim. „Für 69 % der Verbrau-
cher ist Nachhaltigkeit in den letzten zwei Jahren 
wichtiger geworden“, resümiert Steve Noble, Seni-
orpartner bei McKinsey bei einer Diskussionsrunde 
auf der Expo West. Produkte mit Nachhaltigkeits-
angaben seien im Schnitt um 1,8 Prozent pro Jahr 
„signifikant“ deutlicher gewachsen als welche ohne. 

Von Michael King-Rolland

Weil Verbraucher zunehmend „radikale Transpa-
renz“ bei Lebensmitteln einfordern, seien Zertifizie-
rungen und Audits immer wichtiger. 
HowGood mit der größten Produktnachhaltigkeits-
datenbank der Welt begutachtet für die Lebensmit-
telbranche die ökologischen und sozialen Auswir-
kungen ihrer Produkte durch die Analyse von bis zu 
33.000 Inhaltsstoffen. Das helfe Einkäufern und Ver-
brauchern bei ihrer Entscheidungsfindung für nach-
haltige, innovative und umweltfreundliche Produkte.  
Zudem wachse der Trend zu regenerativen Zertifizie-
rungen und Inhaltsstoffen. 
Das finde nicht nur bei kleinen, hippen Start-ups 
statt, erklärte Jessica Rubino, eine führende Markt-
analystin vom Messeveranstalter New Hope: „Die 
organisch regenerative Bewegung fühlt sich an wie 
die frühe Biobewegung“. Immer mehr Marken, so 
Rubino, sprächen über ESG-Strategien und wie 
Methoden für die  CO2-Bilanzierung auf der Grund-
lage neuer Vorschriften und Branchenerwartungen 
erstellt werden könnten. Mit der ersten regenerativ 
zertifizierten Biomandelmilch möchte das Famili-
enunternehmen New Barn Organics aus Nordkali-
fornien die Zukunft von Landwirtschaft im „Golden 
State“ verändern.
„Lebensmittel und Getränke als Medizin“, ein Trend, 
der letztes Jahr Feuer gefangen habe, setze sich auf 
der diesjährigen Expo fest, betonte Rubino. Es gehe 
zunehmend um die Frage, was Inhaltsstoffe zur 
Förderung der menschlichen Gesundheit und des 
Wohlbefindens beitragen können. „Stimmung und 
Wellness stehen bei Verbrauchern und Marken im 
Vordergrund“, betont die Marktanalystin.
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Ein konkretes Beispiel für diesen Trend ist die 
Geschichte von Amanda und Ben Ostler aus Utah, 
das Ehepaar hinter dem vor einem Jahr gelaunchten 
Getränk Kowa, das sie erstmalig stolz auf der EXPO 
West präsentieren. „Wir haben uns zur Aufgabe 
gemacht, Menschen dabei zu helfen, ein Gleichge-
wicht zu finden – geistig, emotional und körperlich“, 
erklärt Ben im Gespräch mit SENATE. „Wir waren 
enttäuscht, dass die Mehrheit der Nahrungsergän-
zungsmittel und nootropischen Getränke auf dem 
Markt Probleme wie Mangel an Energie, Konzentra-
tionsschwäche, Schwierigkeiten bei der Stimmungs-
regulierung usw. mit Koffein als Hauptbestandteil 
angehen.“ Hohe Koffeindosen – unabhängig von der 
Wirksamkeit – sind für die Gründer von Kowa keine 
echte Lösung. Sie glauben, dass es bei der Verbesse-
rung der geistigen, emotionalen und körperlichen 
Leistungsfähigkeit mehr darum gehe, den Körper 
auszugleichen, als ihm einfach einen Koffeinschub 
zu geben.
Mood Boost, ihr funktionelles nootropisches 
Getränk, wurde mit zwei Zielen entwickelt: Energie 
ohne die Nachteile von Koffein zu liefern, und die 
allgemeine Gesundheit und Funktion des Gehirns 
durch sinnvolle Dosen natürlicher Nahrungsergän-
zungsmittel zu unterstützen. Das Rezept ihres jungen 
Unternehmens scheint anzukommen. In nur einem 
Jahr hat es ihr Produkt bereits in Stores an mehr als 
200 Standorten, vor allem an der amerikanischen 
Westküste, geschafft. Mit dabei „Erewhone“, Aus-
hängeschild für innovative Lebensmittel und einer 
der hippesten, aber auch teuersten Biolädenketten in 
Los Angeles.

Michael King-Rolland mit Kowa-Gründer 
Amanda und Ben Ostler 

CEO und Gründerin von N8iV Beauty 
Ruth-Ann Thorn im Gespräch mit 
Michael King-Rolland (Fotos: Cheryl King)

Michael King-Rolland im Gespräch mit 
Josef Meyer, Geschäftsführer Oro de Cacao
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„Sustainably made“, heißt es auch beim deutschen 
Schokoladenhersteller „Rittersport“, der bei der 
EXPO West durch ein Mitglied der Eigentümerfami-
lie Ritter vertreten war und auch deren vegane Scho-
kolade zur Verkostung angeboten hatte.
Den zuvor beschriebenen Nachhaltigkeits- und 
Gesundheitstrend bestätigt Doug Munk aus dem 
Team Innovations Strategie von Nestle, dem weltweit 
größten Lebensmittelkonzern: „Die Verbraucher ach-
ten mehr denn je darauf, was sie essen und trinken, sei 
es bei der Suche nach Optionen, die ihre Ernährungs-
bedürfnisse unterstützen oder auf verantwortungs-
volle und nachhaltige Weise hergestellt werden.“
Die Mischung globaler, mittelständischer und kleiner 
Firmen ebenso wie unterschiedlicher Start-ups macht 
die Branchenmesse Nummer eins der Natur- und Bio-
industrie zu einem bunten Schaufenster. 
An einem eigenen Stand präsentiert die amerika-
nisch-indianische Ureinwohnerin Ruth-Ann Thorn 
ihre Creme N8iV BEAUTY und andere Kosmetik-
produkte. „Wir verwenden hierfür organische und 
natürliche Zutaten aus unserem Reservat. Meine 
Stammesältesten haben mir den natürlichen Ansatz 
von Mutter Erde zur Hautpflege beigebracht.“ Hierzu 
gehöre als eine der besten Zutaten für die Hautbil-
dung die Eichel (Kwiila). Ihre Verwendung in der 
einheimischen indigenen Medizin reiche mehr als 
14.000 Jahre zurück: „Der Standard, der heute in 
der Schönheitsindustrie existiert, basiert auf der sozi-
alen Hierarchie der Gesellschaft. Das haben wir seit 
Beginn der Kolonialisierung unseres Landes abge-
lehnt“, so die Ureinwohnerin gegenüber SENATE.
Last but not least: Was in den USA bei einer solchen 
Megamesse in der Nähe von Hollywood nicht feh-
len darf, ist besonderes Popcorn. Unter den verschie-
denen Anbietern auf der Expo West fällt ein Stand 
der Marke „Rob‘s Backstage Popcorn“ auf. Gesicht 
der Marke ist die bekannte amerikanische Pop-Rock-
Band Jonas Brothers, denen die Popcornfirma oder 
zumindest ein Teil davon auch gehört. Da passt das 
Zitat des ehemaligen Leadsängers von Queen, Fred-
die Mercury: „The Show must go on.“

Die Verbraucher achten mehr denn je darauf, 
was sie essen und trinken

„Schokolade macht glücklich und hebt die Stim-
mung. Wir sind ein innovatives Schweizer Start-up 
und haben uns – inspiriert von den alten Mayatra-
ditionen der Schokoladenherstellung – zur Aufgabe 
gemacht, die Schokoladenindustrie zu revolutionie-
ren“, erklärt Josef Meyer, Geschäftsführer der Firma 
Oro de Cacao. Die neuartige, weltweit patentierte 
Niedrigtemperatur-Kaltextraktionstechnologie 
bewahre den authentischen Geschmack der Kakao-
bohne ohne Bitterkeit und mit weniger Zucker; 
gleichzeitig profitiere der Verbraucher von den 
„natürlichen Wohlfühlboostern“. Die Schokolade 
sei 100 Prozent natürlich. Oro de Cacao verwende 
biozertifizierte Zutaten und die besten Fairtrade-zer-
tifizierten Kakaobohnen. „Wir handeln verantwor-
tungsbewusst, um zu einer nachhaltigeren Zukunft 
beizutragen“, sagt Meyer gegenüber SENATE.
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Zusammenkunft ist ein Anfang. Zusammenhalt ist ein 
Fortschritt. Zusammenarbeit ist der Erfolg.

Henry Ford

http://www.vrbank-sha.de
http://www.weidemann.de/de
http://www.vipcon.com
https://15516.gwsshop.de/de/
http://www.ige-bahn.com
http://www.wabe-hamburg.de
http://www.eisenbau-kraemer.de
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„Sein oder Nichtsein“ –  ChatGPT & Co.
Autonome Systeme, die „Dampfmaschinen“ des 21. Jahrhunderts ?

Karl-Heinz Land
              Die Medien berichten fast täglich darüber 
– künstliche Intelligenz, ChatGPT, OpenAI, 
Google Bard sind in unseren Wohn- und Kin-
derzimmern angekommen. Was vielen Men-
schen noch nicht bewusst ist, dass wir gerade 
das Aufkommen einer „Superintelligenz“ erle-
ben und an der Schwelle eines neuen Technolo-
giezeitalters stehen. 
Wir alle sind bereits seit vielen Jahren Nutzer 
von künstlicher Intelligenz. Es war uns bisher 
nur nicht bewusst. Immer wenn wir die Google-
Suche, Siri und Alexa nutzen, wenn wir uns 
über die Autokorrektur auf dem Handy wun-
dern oder aber im Internet überrascht Angebote 
oder Artikel angeboten bekamen, die perfekt 
zu dem passten, was wir gerade gesagt bzw. mit 
der Tastatur eingegeben hatten, dann war dies 
„keine Magie oder Feenzauber“ – sondern das 
waren Systeme der künstlichen Intelligenz im 
Hintergrund. 

Jeden Tag begleitet sie uns. Egal wo wir uns im „digi-
talen Raum“ bewegen oder was wir tun. Es sind die 
großen Transformer-Modelle, auch Large Language 
Model (LLM) genannt, die es den Computern erlau-
ben, aus den Datenspuren, die wir alle massenhaft im 
Internet, in den Computer- und Mobilfunknetzen 
hinterlassen, mittels Machine Learning große neu-
ronale Netze zu erstellen, Schlüsse und Folgerungen 
über unser Verhalten zu ziehen und Antworten und 
Angebote für – und über – uns zu formulieren.
Die Superintelligenz wird durch die Entwicklung von 
Transformer-Modellen wie ChatGPT, AlephAlpha 
oder Google Bard vorangetrieben. Diese Modelle sind 
leistungsfähige neuronale Netzwerke, die in der Lage 
sind, menschenähnliche Texte zu generieren, Bilder 
und Musik zu erzeugen, menschliche Kommunika-
tion nachzuahmen und komplexe Aufgabenstellun-
gen in natürlicher Sprache zu bearbeiten.
ChatGPT, das prominenteste Beispiel für ein Large 
Language Model, wurde von OpenAI entwickelt 
und basiert auf der GPTx-Architektur. Dank sei-
nes umfangreichen Trainings anhand von Tex-
ten aus dem Internet und der Wissenschaft verfügt 
ChatGPT über ein beeindruckendes Wissen und 
Verständnis von Sprache. Dies ermöglicht, in einer 
Vielzahl von Kontexten zu agieren – von der Beant-
wortung von komplexen Fragen bis zur Generierung 
kreativer Texte. Man geht heute davon aus, dass die 
großen Transformer-Modelle bereits heute mehr als 
55 Prozent des weltweit verfügbaren Wissens in ihren 
Modellen für sich nutzen. Schon in wenigen Jahren 
werden 100 Prozent des weltweit verfügbaren Wis-
sens in solchen Modellen zu finden sein. 
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Der Einfluss von GPTx und anderen Transformer-
Modellen auf die digitale Revolution ist immens. 
Sie haben das Potenzial, die Art und Weise, wie 
wir arbeiten, kommunizieren und Informationen 
verarbeiten, grundlegend zu verändern. Durch die 
Automatisierung von Routineaufgaben wie Text-
erstellung, Übersetzung oder Analyse von Daten 
können Wissensarbeiter mehr Zeit und Energie 
auf kreative, analytische und strategische Aufga-
ben verwenden. Die bange Frage ist natürlich, wel-
che Auswirkungen wird dies auf die Arbeit von den 
sogenannten Wissensarbeitern – der Menschen in 
den Büros – haben. 
Wie wird sich dies auf die Arbeit des Buchhalters, des 
Mitarbeiters in der Verwaltung, des Journalisten oder 
des Juristen auswirken? Der Einsatz von ChatGPT 
und ähnlichen Modellen in Unternehmen kann zu 
einer Effizienzsteigerung und dramatischen Kosten-
senkung führen, indem sie menschenähnliche Kom-
munikation in natürlicher Sprache ermöglichen und 
komplexe Aufgaben bearbeiten, die zuvor speziali-
sierten menschlichen Experten vorbehalten waren. 
Eine Studie von Goldman Sachs geht davon aus, dass 
dies auch zu einem Produktivitätsschub von mindes-
tens 25 Prozent in unseren Büros und Verwaltungen 
führen kann. Laut dieser Studie werden ca. 300 Mio. 
Arbeitsplätze weltweit betroffen sein. 
Diese Modelle können aber auch dazu beitragen, die 
Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen 
Mitarbeitern und Abteilungen zu verbessern, indem 
sie als Schnittstelle zwischen verschiedenen Systemen 
und Datenbanken dienen.

GPT & Co. sind also nicht ohne Herausforderungen. 
Sie werfen ethische Fragen auf, insbesondere in Bezug 
auf Datenschutz, Überwachung und die potenzielle 
Verbreitung von Fehlinformationen. 
Ein aktueller Fall im Hause Samsung macht die-
ses Risiko deutlich. Samsung-Mitarbeiter haben 
unwissentlich streng geheime Daten weitergege-
ben, während sie ChatGPT zur Unterstützung bei 
ihren Aufgaben nutzten. Samsung erlaubte den 
Ingenieuren seiner Halbleitersparte, KI zu nut-
zen, um Probleme mit ihrem Quellcode zu behe-
ben. Dabei gaben die Mitarbeiter jedoch vertrauli-
che Daten ein, wie z.B. den Quellcode für ein neues 
Programm, interne Sitzungsnotizen und Daten zu 
ihrer Hardware.
Das Ergebnis ist, dass innerhalb eines Monats drei 
Fälle aufgezeichnet wurden, in denen Mitarbeiter 
sensible Informationen über ChatGPT weitergegeben 
haben. Da ChatGPT die Eingabedaten der Nutzer 
speichert, um sich selbst weiter zu trainieren, befinden 
sich diese Geschäftsgeheimnisse von Samsung nun in 
den Händen von OpenAI, dem Unternehmen hinter 
dem KI-Dienst.
Es ist entscheidend, dass Unternehmen, Arbeitneh-
mer, Politik und die Gesellschaft sich dieser Risiken 
bewusst sind und geeignete Maßnahmen ergreifen, 
um einen verantwortungsvollen Umgang mit diesen 
Technologien zu gewährleisten. Jetzt ist es wichtig, 
dass Unternehmer und Unternehmen sich die Zeit 
nehmen, sich über die Chancen und Risiken dieser 
Technologien ein Bild zu machen und Strategien zu 
deren Nutzung zu entwickeln. 
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„Der Geist ist aus der Flasche“ – 
meine Thesen hierzu:

1. KI, Generative AI werden zu enormen Innovations- 
und auch Produktivitätsschüben führen. 

2. Jedes Unternehmen wird eine Strategie zur Nut-
zung von KI und Generative-AI-Modellen entwi-
ckeln müssen.

3. Dies muss sehr schnell geschehen, denn es geht um 
die Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen, 
der Wirtschaft und unseres Landes.

4. KI und Generative AI werden zur Existenzfrage 
jedes Unternehmen.

5. Datensouveränität und digitale Selbstbestimmung 
werden zum Kern unserer zukünftigen Gesellschaft, 
unserer Wirtschaft und Unternehmen.

6. Ein Verbot von KI kann keine Lösung sein (verglei-
che Weberaufstände). 

ChatGPT & Co. tragen somit zur Entstehung einer 
neuen Arbeitswelt bei, die von autonomen Systemen 
und künstlicher Intelligenz geprägt sein wird. Sie 
eröffnen eine Vielzahl von Chancen, aber auch Risi-
ken, die es zu erkennen, zu verstehen und zu nutzen 
gilt, um eine nachhaltige, innovative und gerechte 
Zukunft zu schaffen. Es geht nun darum sicherzu-
stellen, dass die Vorteile der KI gerecht verteilt und 
mögliche Nachteile wirksam bekämpft werden. Es 
geht um nichts weniger als „Sein oder Nichtsein“.

„Künstliche Intelligenz ist nicht unsere Zukunft – 
künstliche Intelligenz ist JETZT!“

„Künstliche Intelligenz ist nicht unsere Zukunft – 
künstliche Intelligenz ist JETZT!“

Karl-Heinz Land
Autor, Investor, Redner – Leiter Kommission 
Digitale Zukunft, für den Senat der Wirtschaft
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Den Glauben an den Wert, den müssen wir uns erhalten, 
wenn wir nicht an Wert verlieren wollen.

Emanuel von Bodmann

https://www.heinzelmaennchen-gmbh.de
http://www.rst.eu
http://www.drf-luftrettung.de
https://www.fiege.com/
http://www.drhall.de
http://www.noventi.de
http://www.produktqualitaet.com
http://www.ziehm.com
http://www.ksb.com/kagema
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Seit 47 Jahren ist er im Deutschen 
Bundestag kein Unbekannter. Am 
1. März erhielt er zu seinem 90. 
Geburtstag die Glückwünsche der 
Bundestagspräsidentin Bärbel Baas 
und Ministerpräsidentin Malu Dreyer 
gratulierte aus der rheinland-pfälzischen 
Heimat. Einen Monat später konnte Uly 
Köhler seine Fragen stellen. Mierscheid 
ließ natürlich, künstlich intelligent 
antworten.

Jacob-Maria Mierscheid
Ein Leben für die Politik, fast die Hälfte davon im Parlament. Jacob Maria 
Mierscheid ist mit 90 Jahren auf der Höhe der Zeit

W ie hat sich die Politik und der Umgang 
der Politiker untereinander seit 1976 

verändert?

Nun, seit ich 1976 hier angekommen bin, hat sich 
nicht viel verändert – außer dass die Krawatten brei-
ter und die Anzüge bunter geworden sind. Aber im 
Ernst, ich denke, die Politik und der Umgang der 
Politiker untereinander haben sich im Laufe der 
Jahre sicherlich verändert, ob zum Guten oder zum 
Schlechten, darüber können wir sicherlich stunden-
lang diskutieren.

A ls die Grünen erstmals in den Bundestag 
einzogen, veränderte sich der Kleidungs- 

und auch der Debattenstil. Der Zeitgeist prägt 
die Menschen – ist das auch im Parlament 
festzustellen?

Nun, ich kann nicht für die anderen sprechen, aber 
ich trage immer noch meine gute alte Krawatte und 
Anzug hier im Bundestag. Aber im Ernst, natürlich 
beeinflusst der Zeitgeist auch das Parlament und die 
Debattenkultur. Neue Ideen und Perspektiven kom-
men ins Spiel, wenn neue Parteien und Politiker in 
den Bundestag einziehen, und das trägt sicherlich zur 
Vielfalt der Debatten bei.

Jakob M. Mierscheid

von Uly Köhler - wirklich? -
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D ie Angriffskriegshandlungen Russlands 
in der Ukraine halten die Welt in Atem. 

Welchen Weg zu einer friedlichen Lösung 
würden Sie gehen?

Ich denke, eine friedliche Lösung erfordert Verhand-
lungen und eine diplomatische Lösung. Es ist wichtig, 
dass alle beteiligten Parteien an einem Tisch sitzen 
und gemeinsam nach einer Lösung suchen. Es gibt 
keine schnelle Lösung für ein so komplexes Problem, 
aber die Diplomatie ist sicherlich ein wichtiger Weg, 
um die Konflikte friedlich zu lösen.

I m Wesentlichen bestimmen die Themen 
Energie und Klimakrise den politischen 

Alltag. Welcher Weg sollte zuerst gegangen 
werden: neue Energieformen finden oder das 
Klima verringern?

Sowohl die Entwicklung neuer Energieformen als 
auch der Kampf gegen den Klimawandel sind äußerst 
wichtige Themen, die wir nicht ignorieren dürfen. 
Beide Themen müssen gleichzeitig angegangen wer-
den. Wir brauchen neue Energieformen, um unsere 
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu verrin-
gern und die Emissionen zu reduzieren. Gleichzeitig 
müssen wir uns auch bemühen, unsere Treibhaus-
gasemissionen zu reduzieren, um den Klimawandel 
zu bekämpfen. Wir brauchen einen umfassenden 
Ansatz, der beide Aspekte berücksichtigt, um eine 
nachhaltige und lebenswerte Zukunft für uns und 
kommende Generationen zu sichern.

D ie selbsternannten Klimaschützer machen 
mit Protestaktionen auf sich aufmerksam. 

Die Art und Weise des Protests macht die 
Mehrheit der Bürger wütend. Sind die Klima-
kleber in Wahrheit nicht verkappte Spießer, 
die einfach mit Macht ihren Willen haben 
wollen?

Es ist wichtig,  eine offene und konstruktive Debatte 
über den Klimawandel und den Umweltschutz zu 
führen, die sowohl die wissenschaftlichen Fakten als 
auch die Bedenken und Meinungen aller Beteiligten 
berücksichtigt. Friedliche Protestaktionen sind ein 
wichtiger Teil der demokratischen Gesellschaft und 
jeder hat das Recht, seine Meinung zu äußern. Gleich-
zeitig sollten Proteste jedoch respektvoll und friedlich 
durchgeführt werden, um keine unnötige Störung 
oder Gefahr für andere zu verursachen.

E s gibt viele Vorhaben auf dem Energie-
sektor, die helfen würden, die Versorgung 

mit Strom und Gas zu sichern. Dem gegen-
über stehen die Naturschützer auf den Bar-
rikaden, kämpfen für eine Feldhasenfamilie 
oder eine Trappen-Truppe. Tragen die Natur-
schützer zur Krise bei?

Die Natur- und auch die Umweltschützer sind wich-
tige Stimmen in der Debatte über den Klimawan-
del und den Umweltschutz. Sie setzen sich für den 
Erhalt von Lebensräumen und für den Schutz von 
bedrohten Arten ein. Es ist wichtig, ihre Bedenken 
und Meinungen zu hören und zu respektieren, um 
eine nachhaltige und lebenswerte Zukunft für uns 
und kommende Generationen zu sichern.

Hinweise:
https://www.spdfraktion.de/abgeordnete/mierscheid
* Zeitenwende: Unser erstes Interview per ChatGPT



SENATE Seite 52

||
|

Nachhaltige Wirtschaft

Nach der Vier-Elemente-Lehre, die 
jahrhundert  elang unsere Natur-
auffassung prägte, besteht alles Sein 
in bestimmten Mischungsverhältnissen 
aus den vier Grundelementen „Erde“, 
„Wasser“, „Luft“ und „Feuer“. Diese 
Elemente stehen in der jüngeren Zeit 
symbolhaft auch für vier Ereignisse 
und Entscheidungen von kosmischer 
Signifikanz, die innerhalb von nur vier 
Monaten und vier Tagen stattfanden 
und dennoch eine Zeitenwende in 
der Nachhaltigkeit markieren und 
eingeleitet haben.

Die vier Elemente der Nachhaltigkeitswende

Apu Gosalia

Von Apu Gosalia

„Erde“
In nicht allzu ferner Zukunft wird man hoffent-
lich auf den 19. Dezember 2022 zurückblicken als 
das Datum, an dem die Menschheit beschloss, sich 
selbst zu retten. Auf der 15. Weltnaturkonferenz 
(„COP 15“) im kanadischen Montreal hat die inter-
nationale Staatengemeinschaft an diesem Tag ein glo-
bales Abkommen – das „Kunming Montreal Global 
Biodiversity Framework“ – unterzeichnet, welches 
zum ersten Mal die natürliche Vielfalt der Erde schüt-
zen soll. Die Vision: Im Jahr 2050 soll der Mensch 
vollkommen im Einklang mit der Natur leben.
Das wesentliche, sogenannte „30 x 30“-Ziel der neuen 
Vereinbarung ist, bis 2030 mindestens 30 Prozent 
der weltweiten Land- und Meeresfläche unter effek-
tiven Schutz zu stellen und mindestens 30 Prozent 
der geschädigten Ökosysteme wieder herzustellen. 
Außerdem sollen bis zum Ende des Jahrzehnts auch 
der Verlust der biologischen Vielfalt gestoppt und die 
Risiken durch Pestizide halbiert werden.
Um weltweit überwachen zu können, wie es der 
Natur geht und ob die Ziele erreicht werden, gibt es 
erstmals einheitliche Indikatoren in einem Kontroll-
rahmen. Ebenso wurden Möglichkeiten geschaffen, 
um nachzubessern, wenn Länder die Ziele nicht errei-
chen. Darüber hinaus soll der globale Süden bei der 
Umsetzung des neuen Abkommens jeweils jährlich 
bis 2025 mit 20 Milliarden und bis 2030 mit 30 Mil-
liarden US-Dollar aus den reicheren Ländern unter-
stützt werden.
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Das Kunming Montreal Global Biodiversity Frame-
work ist ein Meilenstein und wahrscheinlich das beste 
Naturschutzabkommen, das die UN je hervorge-
bracht hat. Doch ein Dokument allein kann die Welt 
nicht verändern, denn die Erklärung ist rechtlich 
nicht bindend. Jedoch fand genau vier Monate und 
vier Tage nach ihrer Unterzeichnung – am 23. April 
2023 – der alljährlich weltweit gefeierte Tag der Erde 
(„Earth Day“) statt, in diesem Jahr unter dem Motto 
„Invest in Our Planet“. Vielleicht ein gutes Omen für 
den Aufbruch, der von der COP 15 ausgehen sollte.

„Wasser“

Eine der wichtigsten Ressourcen der Erde ist Was-
ser. Es ist der Ausgangspunkt des Lebens, Träger und 
Regulator von Ökosystemen und Gestalter von Land-
schaften. Es ist ein Transportmedium, ein Energie-
lieferant und vieles mehr. Der Zugang zu sauberem 
Wasser und sanitären Einrichtungen ist ein Men-
schenrecht und gehört zu den 17 Zielen der UN für 
nachhaltige Entwicklung.
Derzeit sind wir allerdings weit davon entfernt, die-
ses UN-Nachhaltigkeitsziel 6 („SDG 6“) zu errei-
chen. Nach dem UN-Weltwasserbericht 2023 haben 
zwei Milliarden Menschen auf der Erde weiter keinen 
Zugang zu sicherer Trinkwasserversorgung und 3,6 
Milliarden keinen Zugang zu einer sicheren Abwas-
serentsorgung.
Die Länder des globalen Südens sind hiervon beson-
ders betroffen, nicht nur aufgrund ihrer geografischen 
Lage, sondern es fehlt ihnen oft auch an Mitteln für 
Bewältigungsmaßnahmen gegen die sich rasch verän-
dernden klimatischen Bedingungen und die zuneh-
mende Zahl und Intensivierung verheerender extre-
mer Wetterereignisse, wie Überschwemmungen oder 
Dürren, welche sich auf den globalen Wasserkreislauf 
auswirken.

Daran erinnerte auch der diesjährige Internatio-
nale Weltwassertag, der am 22. März 2023 zum 30. 
Mal stattfand und unter dem Motto „Accelerating 
Change“ die Bedeutung der nationalen und interna-
tionalen Zusammenarbeit bei der Verwirklichung 
des SDG 6 in den Mittelpunkt stellte. Er bildete 
gleichzeitig auch den Auftakt der dreitägigen UN-
Weltwasserkonferenz vom 22. bis 24. März 2023 in 
New York, bei der die UN-Mitgliedstaaten, interna-
tionale Organisationen und weitere Akteursgruppen 
zusammenkamen, um die internationalen Ziele der 
UN-Wasserdekade 2018–2028 „Wasser für nachhal-
tige Entwicklung“ schneller voranzutreiben. Es war 
die erste UN-Konferenz seit fast 50 Jahren, die sich 
ausschließlich dem zentralen Thema Wasser wid-
mete und somit ein Meilenstein in der internationa-
len Wasserpolitik.

„Luft“

Der Weltklimarat hat am 20. März 2023 mit sei-
nem IPCC-Synthesebericht eine umfangreiche 
Zusammenfassung der aktuellen wissenschaftli-
chen Erkenntnisse zu den Ursachen und Folgen der 
Erderwärmung vorgelegt, dessen Kernbotschaft ein-
deutig ist: Die Erderwärmung ist zweifelsfrei durch 
den Menschen verursacht und zwei Drittel der men-
schengemachten Treibhausgase in der Luft bestehen 
aus  CO2-Emissionen, vor allem durch Verbrennung 
fossiler Rohstoffe wie Kohle, Öl und Gas.
Die Welt ist momentan laut dem IPCC bei Weitem 
nicht auf Kurs, das im Pariser Klimavertrag beschlos-
sene Ziel einer Begrenzung der Erwärmung auf mög-
lichst 1,5 Grad Celsius gegenüber dem Stand des 19. 
Jahrhunderts zu erreichen. Die Erwärmung liegt 
bereits jetzt bei 1,1 Grad und die Menschheit steu-
ert momentan auf einen Temperaturanstieg von bis 
zu 2,6 Grad zu – mit für sie katastrophalen Folgen.
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Durch einen Abschied von der Verbrennung von 
Kohle, Öl und Gas lassen sich diese Folgen aber in 
Grenzen halten, so der Weltklimarat: Spätestens im 
Jahr 2025 müssen die Emissionen ihren Höhepunkt 
erreichen und bis 2030 um fast die Hälfte gegenüber 
2019 sinken, um zur Mitte des Jahrhunderts welt-
weit auf netto null kommen zu können. Gleichzeitig 
müssen die Investitionen in den Klimaschutz um den 
Faktor drei bis sechs gesteigert werden. 
Selbst wenn dies gelingt, wird das 1,5-Grad-Limit 
zumindest vorübergehend überschritten werden. 
Jedoch lässt sich laut dem IPCC-Synthesebericht 
die Temperaturerhöhung im Laufe des Jahrhunderts 
wieder unter 1,5 Grad drücken, wenn Möglichkei-
ten geschaffen werden, der Luft  CO2 zu entziehen. 
Dies kann durch Aufforstung und auch mit Hilfe 
technischer Ansätze, wie CCS und CCU, funktio-
nieren, also der sicheren und dauerhaften Speiche-
rung und Nutzung von  CO2 als Rohstoff. Obwohl 
die meisten Erkenntnisse darin nicht neu sind, stellt 
der Bericht des Weltklimarats vom 20. März 2023 
besonders für politische Entscheider einen neuen 
Meilenstein dar.

„Feuer“

Das Feuer zu beherrschen und nutzbar zu machen, 
ist eine besondere Herausforderung für die Mensch-
heit. Während den Elementen Erde, Wasser und 
Luft meist vielfältige friedliche Eigenschaften zuge-
ordnet werden, ist die gefühlte Wahrnehmung des 
Elements Feuer ambivalent. Denn auf der einen Seite 
steht Feuer für Gefahr und Zerstörung, etwa durch 
das Verbrennen von Kohle, Öl und Gas, durch Blitz-

einschläge, Flächenbrände, Vulkanausbrüche oder 
auch durch Dürren, wegen anhaltender Sonnenein-
strahlung.
Auf der anderen Seite bedeutet Feuer auch Wärme, 
Licht und Schutz für Menschen und dient somit dazu, 
ihr Leben zu verbessern und zu bereichern. In der 
Rolle als Energiespender steht Feuer für dynamische 
Entwicklung und Fortschritt, beispielsweise wenn es 
gelingt, das Feuer der Sonne effektiv, ökologisch und 
ökonomisch sinnvoll zu nutzen, etwa zur Energiege-
winnung durch den Einsatz von Solarenergie. 
Die Solarenergie ist auch für die Bemühungen der 
Europäischen Union um Dekarbonisierung und 
Energieunabhängigkeit unerlässlich. Daher hat die 
EU-Kommission am 9. Dezember 2022 offiziell die 
Europäische Industrieallianz für Solar und Photo-
voltaik („ESIA“) gegründet, mit dem Ziel, ein euro-
päisches Industrieökosystem für Solarphotovoltaik 
zu etablieren und die europäische Wertschöpfungs-
kette für Photovoltaiktechnologien widerstandfähig 
und strategisch unabhängig zu machen. Die Indus-
trieallianz ist Teil einer zuvor veröffentlichten EU-
Solarenergiestrategie, die sich zum Ziel gesetzt hat, 
bis 2025 eine Solarstromerzeugungskapazität von 320 
GW zu erreichen – das Doppelte des heutigen Stands 
– und bis 2030 diese Zahl auf 600 GW noch einmal 
fast zu verdoppeln.
Die Sonne liefert ihr Feuer zuverlässig, ohne eine 
Belastung von Umwelt und Klima, und „sie schickt 
keine Rechnung,“ wie schon Franz Alt, der Journalist 
und Verfechter einer „solaren Weltrevolution“ viel-
fach betonte. Insofern ist die Gründung der ESIA 
eine Schlüsselinitiative, um die Feuerkraft der Sonne 
zukünftig optimaler zu nutzen.

Die Sonne liefert ihr Feuer zuverlässig, ohne eine 
Belastung von Umwelt und Klima
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Einige menschliche Fähigkeiten wird man im 
kommenden Jahrzehnt dem Computer beibringen, 
aber nicht das logische Denken.

Bill Gates

http://www.ibb.com
http://www.nanoterra.net
http://www.oerlikon.com/balzers/de
http://www.preuhs-holding.de
http://www.posthotel.at
https://www.irs-group.com/
http://www.losano.de
http://www.champignon.de
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„Das Fünfte Element“
Die Corporate Sustainability Reporting Directive 
(„CSRD”), die am 5. Januar 2023 in Kraft trat, ist die 
Weiterentwicklung der bestehenden Non-Financial 
Reporting Directive („NFRD“) und verfolgt das Ziel, 
die Rechenschaftspflicht europäischer Unternehmen 
über Nachhaltigkeitsaspekte zu erhöhen. Hierzu 
führt sie erstmals einen verbindlichen Berichtsstan-
dard auf EU-Ebene ein, den European Sustainability 
Reporting Standard („ESRS“). 
Nach dem ESRS-Standard müssen die betroffenen 
Unternehmen bereits für das Geschäftsjahr 2024 
bzw. 2025 im Rahmen der sogenannten „Doppel-
ten Wesentlichkeit“ verpflichtende Angaben zu den 
umweltspezifischen Risiken und Chancen durch oder 
auf ihr Unternehmen machen, die alle vier Elemente 
der Nachhaltigkeitswende – Erde, Wasser, Luft und 
Feuer – unterschiedlich stark betreffen.
Hierunter fallen beispielsweise Angaben zu den Aus-
wirkungen eines Unternehmens auf (die Verschmut-
zung von) Luft, Wasser und Erde (Boden und Bio-
diversität), aber auch dessen Beitrag zum Schutz 
und zur Sauberkeit der vorgenannten Elemente im 
Einklang mit den Zielen des EU-Green-Deal. Auch 
das Element Feuer wird adressiert, da u.a. auch die 

 regenerative Erzeugung erneuerbarer Ressourcen zu 
berichten ist. Dies kann zu einem Auftrieb für Inves-
titionen in erneuerbare Energien (u.a. Solarenergie 
durch die Kraft des Feuers der Sonne) führen.

Im Gegensatz zum gleichnamigen Science-Fic-
tion-Film, in dem das fünfte Element aus „LOVE“ 
besteht, um die Vernichtung des Planeten durch 
das Böse zu stoppen, ist es in der Nachhaltigkeits-
wende die „CSRD“, die den Planeten als ökolo-
gische Säule der Nachhaltigkeit adressiert. Mit 
Ausnahme der gleichen Anzahl von jeweils vier 
Buchstaben, besteht zwischen beiden Begriffen 
ansonsten eher eine kognitive Dissonanz, denn 
mit Sicherheit begegnen dieser neuen EU-Richt-
linie die wenigsten von ihr betroffenen Unterneh-
men mit „Liebe“. Dennoch ist sie prioritär und 
läutet eine Zeitenwende in der Nachhaltigkeit 
(-sberichterstattung) ein.

LuftErde

Feuer
Wasser
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Frage nicht, was dein Land für Dich tun kann. Frage 
vielmehr, was Du für dein Land tun kannst.

John F. Kennedy

http://www.hannoverfinanz.de
https://www.hochland-group.com/de/
http://www.inpro-electric.de
https://www.mpt-group.com/
http://www.amberger-kuehltechnik.de
http://www.quadriga-capital.de
http://www.pflegewerk.com
http://www.woellhaf-airport.de
http://www.demirtag.de
https://www.ict-facilities.de/
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Prof. F.J. Radermacher          In der politischen Diskussion um einen 
richtigen Weg zur Verhinderung einer Klimaka-
tastrophe trennen sich die Forderungen meist in 
unterschiedliche „Wahrheiten“. Regulierungen 
und Verbote oder Bewahrung konventioneller 
Energiearten, ausschließlich regenerative Ener-
gie oder konventionelle Formen mit Klimaneu-
tralität. Oft wird eher ein „Schwarz-weiß“-Den-
ken für die eine oder andere Richtung erstritten. 
Meist ist die Betrachtung auf die jeweils eigene 
Region bezogen, was richtig sein kann, wenn 
dadurch nicht Transformationen vernachlässigt 
werden, indem auf andere Regionen und deren 
Missstände verwiesen wird, die eigenen jedoch 
unkorrigiert bleiben. Zugleich wird so auch die 
globale Achtsamkeit vernachlässigt. Insbeson-
dere mangelt es dann an finanzieller Unterstüt-
zung für erfolgreiche Transformationen in den 
ärmeren Teilen der Welt. 

Klimaschutz und Energiebedarf nicht als Gegensatz betrachten

Auf zwei Beinen stehen
Erste ganzheitliche Betrachtung der globalen Energie und Klimabelastung 
zeigt Lösungsperspektive durch ein Miteinander vieler Maßnahmen

Von Franz Josef Radermacher

Derzeit zeigt der viel beachtete Wissenschaftler Franz 
Josef Radermacher, gemeinsam mit einem interdis-
ziplinären Team von hochrangigen Experten und 
Expertinnen, in einer aktuell noch in Bearbeitung 
befindlichen umfangreichen Studie einen spannen-
den Lösungsansatz. Dieser betrachtet ganzheitlich 
das erfolgversprechende Zusammenwirken von rege-
nerativen und konventionellen, aber klimaneutra-
len Energieformen. Nicht gegeneinander, sondern in 
sinnvoller Ergänzung miteinander kann realistisch 
das Klimaziel erreicht werden.
Radermacher ist als Universitätsprofessor seit Jahr-
zehnten durch seine visionären, praxisbezogenen 
Denkansätze zur Nachhaltigkeit profiliert, gilt als 
enger Berater von Bundesministern, Landesregie-
rungen und Unternehmen. Er ist seit fast 20 Jahren 
Mitglied des internationalen Club of Rome und war 
auch zehn Jahre Präsident des Senats der Wirtschaft, 
wo er weiter in wichtigen Funktionen aktiv ist.
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Für SENATE bietet er einen Schulterblick in die 
 ersten Ergebnisse der Studie.

Vorbemerkung

Das FAW/n und Global Energy Solutions hat unter 
der Leitidee „For Prosperity and Climate Neutrality“ 
die Frage untersucht, ob und wie für 10 Milliarden 
Menschen in 2050 eine Welt in Wohlstand und Frei-
heit so organisiert werden kann, dass sich die Lebens-
qualität, vor allem für den ärmeren Teil der Mensch-
heit, deutlich verbessert, das Klimasystem stabilisiert, 
die biologische Vielfalt erhalten und ganz allgemein 
die Umsetzung der UN-Sustainable Development 
Goals (SDGs) erreicht werden kann. 
Das Projekt wurde im Zeitraum 2021–2023 durch 
das BMZ mit wesentlicher Beteiligung des dama-
ligen Bundesministers Dr. Gerd Müller gefördert 
und durch einen großen Kreis von Partnern aus der 
Wirtschaft unterstützt. Viele Kompetenzen waren in 
das Projektteam integriert. Stattgefunden hat auch 
ein regelmäßiger Informationsfluss und inhaltlicher 
Austausch mit dem Senat der Wirtschaft in Deutsch-
land und Europa. Das Projektergebnis beinhaltet 
einige überraschende Einsichten und Vorschläge 
und bringt viele Lösungsbausteine zusammen, die in 
der öffentlichen  Diskussion oft als sich ausschließend 
erscheinen. Insgesamt erscheint Zielerreichung mög-
lich, auch wenn die Herausforderungen fast übergroß 
 erscheinen.

Der vorliegende Text fasst die Ergebnisse unter der 
Überschrift „Auf zwei Beinen stehen“ für das Hin-
tergrundmagazin SENATE in 15 Punkten knapp 
zusammen: 
1. Leitidee ist Energiewohlstand und Freiheitsrechte 

für alle, nicht die Verwaltung von Energieknapp-
heit und die Perpetuierung von Armut.  

2. Die Welt kommt beim Klimaschutz und bei der 
Umsetzung der UN-Nachhaltigkeitsziele (SDGs) 
nicht weiter. Das 1,5°C-Ziel wird wahrscheinlich 
schon 2030 gerissen werden. Die Umsetzung der 
SDGs bis zu diesem Zeitpunkt ist chancenlos. 

3. Die Bevölkerung der Entwicklungs- und Schwellen-
länder wächst in den nächsten 30 Jahren von fünf 
Milliarden auf sieben Milliarden Menschen an. 

4. Die nachhaltige Aktivierung der biologischen 
Systeme als  CO2-Speicher ist ein entscheidender 
Beitrag zur Lösung des Klimaproblems. Konse-
quenter Regenwaldschutz ist ein besonders kluges 
unkompliziert aktivierbares Sofortprogramm zum 
Klimaschutz. Es kann und sollte ab sofort umgesetzt 
werden. Hilfreich ist auch ein entschiedenes Vor-
gehen gegen Methan-Leckagen. Die Meere absor-
bieren ständig mehr CO2 und sind sehr hilfreich.
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Herausforderungen in den Bereichen Energie und Klima
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5. Energie ist Voraussetzung für Wohlstand. Die 
Primärenergieversorgung der Welt beruht heute 
noch zu 85 Prozent auf fossilen Energieträgern, 
12 Prozent steuern Kernenergie und Wasser-
kraft bei, nur 3 Prozent sind vom Typ Neue 
Erneuerbare. 

6. Die reichen Länder (erweiterte OECD) haben 
Net-Zero für 2050 erklärt, die CC-Gruppe um 
China, Russland und die arabischen Staaten für 
2060. Die Entscheidung über das Klima fällt 
allerdings wesentlich in den bevölkerungsrei-
chen Entwicklungs- und Schwellenländern. 
Hier müssten sich die reichen Länder viel wirksa-
mer einbringen. Der mancherorts zu beobachtende 
 Versuch, diese Länder über Einschränkungen von 
Förderinstrumenten und über Finanzierungs-
verweigerung für Alternativen in ein Renewab-
les-Only-Programm zu drängen, ist nicht fair und 
wird scheitern. 

7. Klimaneutralität für die ganze Welt geht nur 
auf „zwei Beinen“. Erneuerbare Energien auf der 
einen Seite, grün-fossile Energien oder Kernkraft 
als Back-up auf der anderen Seite. Grün-fossil 
erfordert Carbon Capture, also das Abfangen 
von  CO2. Carbon Capture ist der Joker. Bis 
2050 wird es möglich werden, 30 Milliarden 
Tonnen CO2 pro Jahr über Carbon Capture 
zu neutralisieren. 

8. Elektrolyse-Wasserstoff statt Erdgas ist heute 
keine vollumfängliche Back-up-Option für 
die Welt, kann also die Notwendigkeit des 
Einsatzes fossiler Energieträger mit Carbon 
Capture nicht vollständig beseitigen. Dafür 
wären etwa 25.000 GW Elektrolysekapazi-
tät erforderlich. Bis 2050 sind weltweit aber 
höchstens 4000 GW zu erwarten. Elektrolyse-
Wasserstoff wird trotzdem wichtig werden, 
insbesondere auch für den Bereich synthe-
tische Kraftstoffe im Mobilitätsbereich. In 
diesem Kontext hat Methanol das Potenzial 
zu einem  „Gamechanger“ als wichtiger Ener-
gieträger für die Welt.

9. Mobilität ist ein Schlüsselthema für Wohlstand 
und Freiheit. Batterie-Elektrik ist ein Baustein 
für dieses Thema, aber nicht die global wir-
kungsvolle Lösung für die weltweiten Mobi-
litätserfordernisse der nächsten Jahrzehnte. 
Vielmehr sind synthetische Kraftstoffe (Re-Fuels) 
für alle Bereiche der Mobilität dringend erforderlich.

10.  Bei kluger Politik kann in internationaler Zusam-
menarbeit das BIP der Entwicklungs- und Schwel-
lenländer von heute 20 Billionen bis 2050 auf 80 
Billionen gesteigert werden (sechs Prozent Wachs-
tum pro Jahr). Der Weg zu 80 Billionen BIP kann 
weitgehend klimaneutral ausgestaltet werden. Dies 
könnte die weltweite Verteilung der ökonomischen 
Gewichte erheblich verändern. 

Mobilität ist ein Schlüsselthema für Wohlstand und 
Freiheit
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Chancen weltweiter Kooperation 
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11. Für den Auf- und Umbau der Energiesysteme im 
globalen Süden ist eine Differenzkostenübernahme, 
etwa für CO2-Abscheidung und -Entsorgung sowie 
für den Bau nationaler und interkontinentaler Ener-
gieinfrastrukturen, durch den Norden erforderlich 
(nach dem Muster des sehr erfolgreichen Montre-
aler Protokolls im Bereich des Ozonschirms). Auf 
die reichen Staaten kommen dabei für die nächsten 
Jahrzehnte etwa 600 Milliarden Euro Belastung 
pro Jahr zu, für die EU-Staaten etwa 200 Milli-
arden Euro. Die genannten Kosten sind für die 
Bewältigung der Herausforderungen im Ener-
gie- und Klimabereich überschaubar. Die reichen 
Länder bringen dazu pro Jahr für die Menschen 
in den Entwicklungs- und Schwellenländern pro 
Kopf etwa 100 Euro auf. Das liegt deutlich unter 
dem mittleren Preis für die Vermeidung einer 
Tonne CO2 in den reichen Ländern. Mit Blick 
auf die so erreichbaren hohen CO2-Einsparungen 
in den Entwicklungs- und Schwellenländern geht 
es unter Beachtung aller direkten und indirekten 
Effekte der vorgeschlagenen Referenzlösung um 
einen CO2-Vermeidungspreis von etwa 40 Euro 
pro Tonne CO2. Ein sehr niedriger CO2-Ver-
meidungspreis. Eine günstigere Option wird sich 
kaum finden lassen. 

12. Die freiwilligen Klimaschutzzusagen (NDCs) der 
Staaten gemäß Paris-Vertrag, die häufig massive 
finanzielle Hilfen voraussetzen (sogenannte Con-
ditional NDCs), sollten mit tatkräftiger Unter-
stützung der reichen Länder in konditionsfreie 
Zusagen weiterentwickelt werden. 

13. Eine Verständigung der Welt auf nichtkonditio-
nierte NDCs kann mit finanzieller Unterstützung 
der reichen Länder zu einem tragfähigen globalen 
Cap-and-Trade-System zusammengeführt werden. 

14. Reiche Länder können Net Zero auf vielen Wegen 
erreichen, aber auf manchen Wegen nur mit großen 
Wohlstandsverlusten. Entwicklungs- und Schwel-
lenländer sind in einer viel schwierigeren Situation. 
Sie benötigen deshalb erhebliche finanzielle Unter-
stützung, um Wohlstandsverluste im Kontext der 
Klima- und Energiefrage zu vermeiden.

15. Ein kluger Plan für die Welt hat das Potenzial für 
ein Weltwirtschaftswunder.

Auch bereits in der laufenden Arbeit an der 
Lösungsstudie sind Fakten und vertiefende 
Informationen öffentlich zugängig. 

Mehr Informationen zu dem Thema unter:
www.fawn-ulm.de
www.global-energy-solutions.org

Ein kluger Plan für die Welt hat das Potenzial
für ein Weltwirtschaftswunder
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In den letzten Jahren haben Forscher Fort-
schritte bei der Entwicklung von Technolo-
gien gemacht, die es ermöglichen, menschliche 
Organe digital zu schaffen. Diese Technologie, 
die als Bioprinting bezeichnet wird, ermöglicht 
es, menschliche Organe aus lebenden Zellen zu 
drucken. Bioprinting könnte eine Alternative 
zur traditionellen Organtransplantation sein 
und eine Lösung für das Problem des Organ-
mangels bieten. Laut der American Transplant 
Foundation warten in den USA über 110.000 
Menschen auf eine Organtransplantation, und 
jeden Tag sterben 20 Menschen, weil sie kein 
Spenderorgan erhalten können.

Ewiges Leben könnte es bald geben
Wird bald das Wunder des Lebens digital entzaubert ?

Von Christoph Brüssel

In Deutschland wurden im Jahr 2018, also vor der 
Pandemie, zehntausend Empfänger-Patienten auf der 
Spenderliste geführt. Transplantiert wurden lediglich 
rund 2400 Organe im gleichen Zeitraum.1
Bioprinting kann nicht nur die Warteliste für Organe 
reduzieren, sondern auch die Probleme lösen, die 
mit traditionellen Organtransplantationen verbun-
den sind. Das größte Problem bei der traditionellen 
Organtransplantation ist die Abstoßungsreaktion. 
Bioprinting bietet jedoch die Möglichkeit, maßge-
schneiderte Organe zu erstellen, die vom Empfänger 
akzeptiert werden und das Risiko einer Abstoßung 
minimieren. Darüber hinaus können biologisch 
gedruckte Organe potenziell länger halten als tradi-
tionelle Spenderorgane, da sie auf der Grundlage von 
Zellkulturen erstellt werden, die in einer kontrollier-
ten Umgebung gezüchtet wurden.

Trotz dieser vielversprechenden Entwicklungen 
im Bereich des Bioprinting ist die Schaffung voll 
funktionsfähiger Organe noch in der experimen-
tellen Phase. Es gibt noch viele Herausforderun-
gen, die gemeistert werden müssen, bevor biologisch 
gedruckte Organe für den klinischen Einsatz bereit 
sind. Eine dieser Herausforderungen besteht darin, 
die Zelltypen, die für die Schaffung eines funktions-
fähigen Organs benötigt werden, in ausreichender 
Menge zu produzieren.

1  https://www.dso.de Statistik Organspenden 2018; Stand 
10.10.2018, zltzt. eingesehen 05.01.2019.https://www.welt.
de/gesundheit/article172460613/Transplantationen-War-
um-es-so-wenige-Organspenden-gibt.html.

Bild von kjpargeter auf Freepik

https://www.dso.de
https://www.welt.de/gesundheit/article172460613/Transplantationen-Warum-es-so-wenige-Organspenden-gibt.html
https://www.welt.de/gesundheit/article172460613/Transplantationen-Warum-es-so-wenige-Organspenden-gibt.html
https://www.welt.de/gesundheit/article172460613/Transplantationen-Warum-es-so-wenige-Organspenden-gibt.html
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Es ist jedoch wahrscheinlich, dass Bioprinting in 
Zukunft eine wichtige Rolle bei der Herstellung von 
Organen spielen wird. Das US-amerikanische Unter-
nehmen Prellis Biologics hat beispielsweise kürzlich 
bekanntgegeben, dass es erfolgreich ein voll funk-
tionsfähiges menschliches Herz aus lebenden Zel-
len gedruckt hat. Es wird jedoch noch einige Jahre 
dauern, bis biologisch gedruckte Organe in großem 
Maßstab hergestellt und für den klinischen Einsatz 
zugelassen werden.
Ein weiteres wichtiges Thema im Zusammenhang 
mit der digitalen Schaffung von lebensfähigen Orga-
nen ist die ethische Frage. Einige Experten befürch-
ten, dass die Fähigkeit, menschliche Organe digital 
zu schaffen, die Notwendigkeit von Organspenden 
reduzieren könnte.
Es besteht auch die Sorge, dass die Technologie die 
Schaffung von „Designer-Organen“ ermöglichen 
könnte, die nicht nur funktional sind, sondern auch 
bestimmte Merkmale aufweisen, die vom Empfän-
ger gewünscht werden, wie zum Beispiel eine höhere 
Intelligenz oder eine bessere körperliche Leistungs-
fähigkeit.

Die digitale Schaffung von lebensfähigen Organen 
könnte auch Auswirkungen auf die Art und Weise 
haben, wie Organtransplantationen durchgeführt 
werden.
Während die Technologie noch in der experimentel-
len Phase ist, ist es wahrscheinlich, dass biologisch 
gedruckte Organe in Zukunft eine wichtige Rolle 
bei der Bereitstellung von Organen für Transplanta-
tionen spielen werden. Dies könnte zu einer Verände-
rung in der Art und Weise führen, wie die Transplan-
tationsmedizin organisiert ist und wie die Warteliste 
für Organe verwaltet wird.
Insgesamt ist die digitale Schaffung von lebensfä-
higen Organen ein aufregendes Gebiet der Techno-
logie, das potenziell lebensrettende Möglichkeiten 

bietet und die Grenzen des menschlichen Körpers 
erweitern kann. Obwohl es noch viele Herausforde-
rungen zu bewältigen gibt, ist es wahrscheinlich, dass 
die Technologie in Zukunft eine wichtige Rolle bei 
der Bereitstellung von Organen für Transplantatio-
nen spielen wird. Die ethischen Fragen, die mit der 
Technologie verbunden sind, müssen jedoch sorgfäl-
tig diskutiert und gelöst werden, um sicherzustellen, 
dass sie im Einklang mit den Werten und Bedürfnis-
sen der Gesellschaft stehen.
Die enormen Chancen einer digital herstellbaren 
oder genetisch veränderbaren organischen Struktur 
muss mit den entstehenden Risikopotenzialen gespie-
gelt werden. Dabei ist der Versuch erforderlich, die 
grenzenlosen Perspektiven der sich öffnenden Schaf-
fenskraft digitaler Kreativität einzubeziehen. Wenn 
auch die konkreten Erwartungen nicht zu betrach-
ten sein werden, da diese gegenwärtig ja nicht kon-
kret erfassbar sind, so ist von einer offenen Entwick-
lungsskala auszugehen. Solche Überlegungen werden 
immer ein Mindestmaß an Utopie in sich bergen. 

Quellen:
American Transplant Foundation. (2021). 
Organ Donation Statistics. Abgerufen am 25. 
März 2023, von https://www.americantrans-
plantfoundation.org/about-transplantation/
donation/donation-statistics/.
Ju, Y., Wang, X., Liu, Y., Zhang, S., & Zhang, 
Y. (2021). Bioprinting of human organs: a light 
in the dark. Journal of Materials Chemistry B, 
9 (19), 3946–3958.
Prellis Biologics. (2022). Prellis Biologics 
Announces First Fully Functional Human 
Heart Bioprinted in 3D. Abgerufen am 25. 
März 2023, von https://www.prellisbio.com/
post/prellis-biologics-announces-first-fully-
functional-human-heart-bioprinted-in-3d.

https://www.americantransplantfoundation.org/about-transplantation/donation/donation-statistics/
https://www.americantransplantfoundation.org/about-transplantation/donation/donation-statistics/
https://www.americantransplantfoundation.org/about-transplantation/donation/donation-statistics/
https://www.prellisbio.com/post/prellis-biologics-announces-first-fully-functional-human-heart-bioprinted-in-3d
https://www.prellisbio.com/post/prellis-biologics-announces-first-fully-functional-human-heart-bioprinted-in-3d
https://www.prellisbio.com/post/prellis-biologics-announces-first-fully-functional-human-heart-bioprinted-in-3d
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Für den Fall, dass die digitale Entwicklung die Her-
stellung lebensfähiger Organe ermöglicht und diese 
dann von den übrigen Organen des menschlichen 
Körpers angenommen werden, ist eine große Hilfe 
für erkrankte Menschen denkbar. Ein enormes Pro-
blem vieler Krankheiten könnte so schnelle  Lösungen 
finden. 
Krankheiten oder Unfallfolgen, die ausschließ-
lich durch den Ersatz von Organen lebenserhaltend 
behandelt werden können, haben eine deutliche 
Unterversorgung, da zu wenige Spenderorgane zur 
Verfügung stehen. Die Herstellung solcher Organe 
durch technische Möglichkeiten kann folglich tau-
sendfach Leben  retten. 

Er ist aber ein Eingriff in die Natur. Letztlich jedoch 
nicht anders zu bewerten als der Ersatz eines mecha-
nischen Körperteils, wie Knochen oder Gelenke. Bei 
einem künstlichen Hüftgelenk ist die ethische Dis-
kussion kaum auf die Tatsache selber, bestenfalls im 
Kontext einer „Altersgrenze“ relevant geworden.2

Die ethische Bewertung der Organtransplantation 
durch die Kirchen ist eindeutig.3 
Während zum Beginn der erfolgreichen Transplan-
tationen in den 1950er-Jahren die katholische Kir-
che sich gegen die Spende von Organen wehrte, 
wird aktuell eine solche als Akt der Nächstenliebe 
 verstanden.4 
Ethisch wird die Grenze gezogen, dass es nicht ver-
tretbar sein kann, wenn finanzielle Entschädigun-
gen für Organe, speziell bei lebenden Spendern, zum 
Beweggrund werden würden. Es dürfen nicht wohl-
habende Menschen den Armen Organe abkaufen.

2  https://www.medical-tribune.ch/medizin/fokus-medizin/
artikeldetail/neues-hueftgelenk-im-hohen-alter-en-vogue.
html; zuletzt eingesehen 30.3.23.

3  https://chrismon.evangelisch.de/artikel/2012/was-sagen-
die-kirchen-zur-organspende-13485; zuletzt eingesehen 
30.12.22.

4  https://www.vaticannews.va/de/papst/news/2018-10/papst-
franziskus-organspenden-transplantation-delmonico.html.

https://www.medical-tribune.ch/medizin/fokus-medizin/artikeldetail/neues-hueftgelenk-im-hohen-alter-en-vogue.html
https://www.medical-tribune.ch/medizin/fokus-medizin/artikeldetail/neues-hueftgelenk-im-hohen-alter-en-vogue.html
https://www.medical-tribune.ch/medizin/fokus-medizin/artikeldetail/neues-hueftgelenk-im-hohen-alter-en-vogue.html
https://chrismon.evangelisch.de/artikel/2012/was-sagen-die-kirchen-zur-organspende-13485
https://chrismon.evangelisch.de/artikel/2012/was-sagen-die-kirchen-zur-organspende-13485
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Künstliche Humanpräparate zur 
Lebensverlängerung – das Ersatzteil-
lager Mensch

Ein Unterschied allerdings wäre gegeben, wenn regel-
mäßig digital geschaffene Organe aus Altersgründen 
gegen die von Geburt an gewachsenen ausgetauscht 
würden. Vorstellbar ist, dass es sich nicht nur um ein-
zelne verletzte oder kranke Organe, sondern eventu-
ell um alle dem natürlichen oder stressbedingten Ver-
schleiß unterliegenden Körperteile handelt. So könnte 
der menschliche Körper zu einem lebenden Ersatzteil-
lager werden. Als Konsequenz würde eine wesentlich 
längere Lebenszeit möglich, die vielleicht über mehrere 
Generationen hinweg ausgedehnt werden könnte.
Bislang eine undenkbare Option, da schlicht solche 
Organe nicht zur Verfügung stehen. Selbst die Spen-
derorgane sind ja auch regelmäßig über lange Jahre 
gebraucht. Zudem könnten neu hergestellte Human-
organe beliebig reproduziert werden. Vorausgesetzt, 
diese sind geeignet, durch den Organismus angenom-
men zu werden und ersetzten tatsächlich die erforder-
liche Funktion. 
Die hohe ethische Schwelle bei der Entscheidung, 
solche Produkte als heilendes Instrument oder als 
Ersatzorgan einzusetzen, wird unter differenzierter 
Perspektive zu erörtern sein. 
Es ist sicher die Frage einer allgemeinen Kosten-
perspektive zu erörtern. Unter moralisch ethischen 
Gesichtspunkten ist eine Lebensrettung oder Hei-
lung, die ausschließlich Wohlhabenden zugänglich 
wäre, kritisch. 
Haben reiche Menschen die Möglichkeit, ein langes 
Leben zu erkaufen? 

Kann es Lebensverlängerung über ganz lange Zeit-
räume geben? Würden Menschen mit „Ersatztei-
len“ in der Lage sein, Jahrhunderte zu überleben? 
Ist das dann ein ethisch bedenklicher Eingriff in 
die naturgegebene Bestimmung des menschlichen 
Lebens?  
„Du sollst nicht töten“, ist als theologisches Glau-
bensgebot allgemein Konsens. Hat die Frage: „Du 
sollst nicht ewiges Leben schaffen“ eine vergleich-
bare Relevanz?

Von der Heilung zur präventiven 
Lebensverlängerung
Bislang kennen wir die lebensverlängernden Maß-
nahmen der Medizin, die in einzelnen Notfällen 
oder bei schweren Krankheiten eingreift. Auch das 
ist lebensverlängernd. 
Die bestmöglichen Behandlungen von Krankheit 
und Unfall durch die Medizin sind gewünscht und 
betroffene Patienten, ebenso wie die Angehörigen, 
wünschen sich eine möglichst gute und dauerhafte 
Heilung. Organtransplantation gehört zur Heilung. 
Das wird bei künstlichen Organen ebenso gelten. 
Die Erhaltung des Lebens ist oberstes Gebot, wenn 
durch Krankheit der Körper angegriffen ist. 
Welche Betrachtungen ergeben sich bei der präven-
tiven Ersetzung von nicht kranken, aber altersmü-
den Organen zur Auffrischung oder – möglich in 
Zukunft – routinemäßigen Auswechslung? 
Während die, durch Notfall oder Krankheit, indi-
zierte Ersetzung von Organen der konkreten Behe-
bung eines Schadens zur direkten Lebensrettung 
erforderlich ist, könnte eine präventive Organerset-

„Ärztliche Behandlungen ohne Krankheitsbezug sind 
aus arztethischer Sicht nicht prinzipiell verwerflich.“ 

Ethikkommission der Bundesärztekammer
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Gerechtigkeit, Balance der Gesellschaft, bis hin zur 
möglichen Inflation des Werts menschlichen Lebens. 
Ohne Zweifel folgen aus der Utopie überlanger 
Lebenszeiten auch Fragen der sozialen Dimension. 
Wird die Bevölkerungsdichte durch eine solche Ent-
wicklung noch beherrschbar sein? Steigt die Dauer 
des Altersruhestands oder wird eine enorm län-
gere Arbeitszeit erforderlich? Eine Rentenzeit von 
mehr als 50 Jahren oder Rente erst ab 90? Wenn ja, 
zu wessen Lasten werden sich die Veränderungen 
 auswirken? 
So oft wird über mangelnde Auseinandersetzung mit 
der digitalen Transformation geklagt, wird die zu 
späte Regelung wesentlicher Entwicklungen ange-
mahnt. Meist sind es die technischen Innovationen, 
die im Fokus stehen. Die ethischen Folgen, also die 
Konsequenzen für die Zukunft Mensch, sie sollen 
auch nicht unbeachtet bleiben. 

Weitere Quellen:
Christoph Brüssel, Volker Kronenberg, Lenno 
Götze: Digitale Zukunft und neue Kultur, 
Wirkung auf Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft, Tectum/Nomos Verlagsgesellschaft, 
Baden-Baden 2019.
American Transplant Foundation. (2021). 
Organ Donation Statistics. Abgerufen am 25. 
März 2023, von https://www.americantrans-
plantfoundation.org/about-transplantation/
donation/donation-statistics/.
Ju, Y., Wang, X., Liu, Y., Zhang, S., & Zhang, 
Y. (2021). Bioprinting of human organs: a light 
in the dark. Journal of Materials Chemistry B, 
9(19), 3946–3958.
Prellis Biologics. (2022). Prellis Biologics 
Announces First Fully Functional Human 
Heart Bioprinted in 3D. Abgerufen am 25. 
März 2023, von https://www.prellisbio.com/
post/prellis-biologics-announces-first-fully-
functional-human-heart-bioprinted-in-3d.

Die ethischen Folgen, also die Konsequenzen für die 
Zukunft Mensch, sie sollen auch nicht unbeachtet 
bleiben

zung ohne Krankheitsindizierung dem individuel-
len Wunsch auf ein ewiges Leben entsprechen. Sicher 
sind hier auch Vergleiche zur kosmetischen Chirur-
gie angebracht. Eine solche, nicht durch medizinische 
Indikation gebotene, Behandlung ist fortwährend in 
der Diskussion bei der Ärzteschaft. So hat die Ethik-
kommission der Bundesärztekammer bereits im Jahr 
2000 grundsätzlich Stellung bezogen und sagt:
„Ärztliche Behandlungen ohne Krankheitsbezug sind 
aus arztethischer Sicht nicht prinzipiell verwerflich.“ 
Allerdings nennt die Kommission Bedingungen.  
So darf Kommerz nicht im Vordergrund stehen.  
Und selbstverständlich muss der Arzt das, was er tun 
will, auch beherrschen. Der Patient müsse „darauf 
vertrauen können, dass die Motive des Arztes weiter-
hin primär auf das Patientenwohl und die Achtung 
des Patientenwillens gerichtet sind“.5
Eine die Unantastbarkeit der Schöpfung und deren 
natürlichem Verlauf zustimmende Argumentation 
könnte Zweifel an einer grenzenlosen Lebensverlän-
gerung erheben, da so schließlich der Schöpfungs-
wille einer berechenbaren Endlichkeit des indivi-
duellen menschlichen Lebens technisch verändert 
werden würde. 
Entscheidend kann auch die Folgenabschätzung sein. 
Wie stark wirkt sich der Eingriff in die bisher natur-
gegebene Lebensdauer aus? Werden Lebenszyklen 
der Menschen über weit mehr als 100 Jahre erreicht, 
wenn die alternden oder verbrauchten Organe ausge-
tauscht werden? Die digitale Produktionsmöglichkeit 
könnte zu einer Kommerzialisierung führen, einer 
grenzenlosen Verfügbarkeit – ein Austausch nicht 
nur einmal, sondern periodisch, was zu einer langen 
Lebenszeit führen könnte. Utopisch, aber im Bereich 
der erreichbaren Realisierung.
Damit stellt sich die Frage der ethischen Würdi-
gung unter den verschiedenen Gesichtspunkten der 

5 Deutsches Ärzteblatt 2012; 109: A2000; einsehbar 
https://www.aerzteblatt.de/download/files/2012/10/
down27261786.pdf.

https://www.americantransplantfoundation.org/about-transplantation/donation/donation-statistics/
https://www.americantransplantfoundation.org/about-transplantation/donation/donation-statistics/
https://www.americantransplantfoundation.org/about-transplantation/donation/donation-statistics/
https://www.prellisbio.com/post/prellis-biologics-announces-first-fully-functional-human-heart-bioprinted-in-3d
https://www.prellisbio.com/post/prellis-biologics-announces-first-fully-functional-human-heart-bioprinted-in-3d
https://www.prellisbio.com/post/prellis-biologics-announces-first-fully-functional-human-heart-bioprinted-in-3d
https://www.aerzteblatt.de/download/files/2012/10/down27261786.pdf
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Wer nach vorne blickt, weiß nie, was wirklich Sinn ergibt. 
Nur im Rückblick erscheint etwas logisch.

Steve Jobs
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Der Vorstandsvorsitzende des Senate of 
Economy Europe, Dr. Walter Döring, 
traf  zu einem offenen Meinungsaus-
tausch den Gesandten der Botschaft 
der Volksrepublik China in Berlin, 
Junhui Zhang. Gemeinsam mit dem 
Vorsitzenden des Senats International, 
Dieter Härthe, sprachen sie über eine 
Vertiefung der wirtschaftlichen Bezie-
hungen Chinas und Europas, die – so der 
Gesandte – auch einen „wertvollen Bei-
trag zur Zukunftssicherung leisten kön-
nen“. Ebenso stand eine Delegationsreise 
von interessierten Senatorinnen und 
Senatoren nach China auf der Tages-
ordnung. Die Gesprächspartner verein-
barten eine Fortsetzung des Meinungs-
austauschs.

Der Repräsentant des Senate of the Economy in 
den USA, Michael King-Rolland, traf die neue Bür-
germeisterin von Los Angeles, Karen Bass, auf der 
Umwelt- und Nachhaltigkeitskonferenz VerdeX-
Change in der „Stadt der Engel“.
Neben der Bedeutung der Städtepartnerschaft zwi-
schen LA und der deutschen Hauptstadt Berlin als 
Teil der transatlantischen Beziehungen sprachen sie 
über die ambitionierten Umweltziele der südkalifor-
nischen Metropole.
Die Bürgermeisterin betonte, Los Angeles wolle bis 
spätestens 2035 „carbon free“ sein.  Sie unterstrich 
zudem das intensive Engagement ihrer Stadt zum 
Ausbau von Metro und öffentlichem Nahverkehr im 
Hinblick auf Teile der Fussball-WM 2026 und die 
Olympischen Spiele 2028 in LA.

Karen Bass, erste Frau als Bürgermeisterin in Los Angeles, im Gespräch 
mit SENATE

Dr. Walter Döring traf Junhui Zhang, den Gesandten der Botschaft der 
Volksrepublik China
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Zu einem ausführlichen Gespräch traf sich der 
UNIDO-Generaldirektor Dr. Gerd Müller mit dem 
Vorstand des Senats der Wirtschaft Deutschland in 
Berlin.
Müller betonte ausdrücklich die Bedeutung der pri-
vaten Wirtschaft bei der Umsetzung wichtiger Ziele 
der UN-Organisation für Industrieentwicklung. Der 
frühere Bundesminister ist weltweit für die nachhal-
tige Entwicklung, speziell auch der Schwellenländer 
und benachteiligten Regionen, zuständig. Die beiden 
Vorstände Norbert Streveld und Dr. Christoph Brüs-
sel wurden flankiert vom früheren Bonner Oberbür-
germeister und Vorstand der weltweiten Organisation 
nachhaltiger Städte (small Governments) IKLEY, 
Ashok Sridharan. Er ist Sonderbeauftragter Global 
Sustainable Economy des Senats Deutschland.

UNIDO-Generaldirektor Dr. Gerd Müller zum Gespräch mit dem 
Vorstand des Senats der Wirtschaft Deutschland

Auf Initiative von Dr. Müller wird der Senat mit der 
UN-Organisation gemeinsam an der Bekanntheit der 
SDGs, der Nachhaltigkeitsziele der UN, wirken.

Das zweite Regionaltreffen des Senats der Wirtschaft 2023 in Pirmasens 

Das zweite Regionaltreffen des Senats der Wirtschaft 
2023 fand am Mittwoch im Zentrum der deutschen 
Schuhindustrie in Pirmasens/Rheinland-Pfalz statt. 
Gastgeberin war Senatorin Dr. Kerstin Schulte, Ins-
titutsleiterin des Prüf- und Forschungsinstituts Pir-
masens e.V. Nach der Begrüßung durch Senatorin Dr. 
Schulte und den Leiter des Vorstandsbereichs Mittel-
stand beim Senat der Wirtschaft, Dr. Eckhard Neu-
deck, gab es zunächst eine Besichtigung des Unter-
nehmens. Danach folgten Impulse von Dr. Schulte 
zum Thema der Energieknappheit, aktuelle For-
schungsergebnisse und Lösungsansätze aus diesem 
Bereich. Als politische Impulsgebende standen MdB 
Angelika Glöckner (SPD) und der Bürgermeister der 
Stadt Pirmasens, Michael Haas (CDU), zum Hinter-
grundgespräch zur Verfügung. Beim Get-together im 
Anschluss wurden weitere Gedanken zwischen den 
Mitgliedern des Senats und den politischen Akteu-
ren ausgetauscht.
Unser ausdrücklicher Dank gilt allen Teilnehmen-
den – insbesondere natürlich Senatorin Dr. Kerstin 
Schulte für die große Gastfreundschaft.

Das nächste Regionaltreffen findet am Dienstag, dem 
4. April, bei Senator Thomas Hinrich Ahrens und sei-
ner Firma COMPO Expert Holding GmbH in Kre-
feld/NRW statt.
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In vertrauter Runde trafen sich Expertinnen und 
Experten des Senats der Wirtschaft mit der wirt-
schaftspolitischen Sprecherin der CDU/CSU, Bun-
desministerin a.D. Julia Klöckner, im Regierungs-
viertel Berlin.
In großer Offenheit wurden unterschiedliche The-
men der aktuellen Herausforderungen angesprochen. 
Dabei standen die Schwerpunkte Mobilität, Energie 
und Klimaauswirkungen im Mittelpunkt.

Senatsgespräch mit MdB Julia Klöckner in Berlin

Die Bundestagsabgeordnete kennt den Senat bereits 
aus einigen Begegnungen in den letzten Jahren, was 
die Intensität des Gesprächs  förderte.
Klöckner appellierte, mehr praktische Erfahrungen 
aus der Wirtschaft in politische Entscheidungen auf-
zunehmen und die Zielkonflikte der unterschiedli-
chen Regelungsansätze offen in die Diskussion ein-
zubinden.
Die Arbeit des Senats als plural denkende und aus 
der Praxis mitwirkende Instanz lobte Klöckner aus-
drücklich. Sie bekundete erneut die Offenheit für 
weitere, aus dem Senat erarbeitete Lösungsansätze.
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Ihr Fuhrpark –
zukunftssicher in 
einem turbulenten 
Marktumfeld

I H R  F U H R PA R K 
I N  B E S T E N 
H Ä N D E N .

Unsere Lösungen 
für Ihren Fuhrpark:
■ 360° Überprüfung Ihrer Flotte: 

Infrastrukturberatung E-Mobilität
Wandel von Verbrenner- zu E-Flotte
Passende und lieferbare (Elektro-)
Fahrzeuge für Ihren Bedarf
Kostentreiber in Ihrer Flotte

■ Nachhaltigkeitsüberprüfung und 
Lösungsansätze

■ One Expert to the Customer – ein professioneller 
Ansprechpartner für Ihre gesamte Flotte

■ Beratung zu Mitarbeitermotivation und 
-gewinnung 

Wir prüfen gerne 
Ihre aktuellen Prozesse: 
Sichern Sie sich jetzt Ihren kostenfreien Fleet Scan:
info@carprofessional.de 
oder hier:

Stephan Maleszka
Geschäft sführer 

Car Professional Management

https://www.carprofessional.de
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FrühlingsConvent 2023

Der FrühlingsConvent des Senats der Wirtschaft im 
Haus der Bundespressekonferenz Berlin war  inhalts-
stark und erfolgreich.
Spannende Rednerinnen und Redner zur Zukunft 
der Energie sowie über Zukunftsbilder für ein star-
kes Europa. Klar, transparent und innovativ – ohne 
einseitige Interessen, mit offenen Analysen und sehr 
praktischen Erfahrungen!
Der Senat der Wirtschaft bestätigte seine besondere 
Form der lösungsorientierten Betrachtung der bren-
nenden Themen. Es geht nicht um die Durchsetzung 
vorgegebener Ziele oder partikularer Interessen.

Die präsentierten Erkenntnisse und Perspektiven 
waren für viele Teilnehmer ein echter Mehrwert.
Neben anderen auch ein gut argumentierender und 
klar strukturierter Jens Spahn – als vormaliger Bun-
desminister für Gesundheit fokussiert er aktuell sein 
politisches Handeln auf die Energiepolitik.
Sein Ansatz ist ebenso, in einer realistischen Offen-
heit Innovationen zur Lösung der Energiefragen 
zuzulassen. Ideologie und Parteipolitik sollten nicht 
im Mittelpunkt der Entscheidungen stehen.
So plädiert auch der Senat der Wirtschaft für ein 
Miteinander der unterschiedlichen Lösungsansätze.
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Gestaltungskraft Parlament
Gespräch mit Ex-Kanzleramtsminister Helge Braun 

ein Anlass zur gesunden und sportlichen 
Zeitenwende, mit erkennbarem Erfolg. 
Im Parlament steht die Haushaltspolitik 
derzeit in besonderem Fokus.

G erade sehr aktuell ist die Haushaltspo-
litik in allen Medien. Der Finanzminister 

wird den Entwurf des Haushaltsplans nicht 
zum geplanten Termin vorlegen, es sind wei-
tere Verhandlungen innerhalb der Regierung 
angekündigt.

Ja, sehr tagesaktuell. 

Zeitenwende – Perspektivwechsel, auch aus 
Sicht des vormaligen Kanzleramtsministers, 
der nun mit verantwortungsvoller Aufgabe 
im Parlament wirkt, aber eben in der 
Opposition, sind besondere Blickwinkel. 
Von der Zentralstelle der Regierungsmacht 
in die Kontrollposition, Helge Braun hat 
Veränderung deutlich erlebt. Übrigens ist 
das auch für ihn ganz persönlich zutreffend. 
Kaum wiederzuerkennen, der Vorsitzende 
des Haushaltsausschusses. Als Arzt und 
Professor war für ihn der Wechsel aus 
dem Kanzleramt in die Opposition auch 

Foto: © Helge Braun
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W ie schätzen Sie das als Vorsitzender des 
Haushaltsausschusses ein? Ist das eher 

problematisch oder ein normaler parlamenta-
rischer Vorgang? 

Nein, dass die Bundesregierung sich so schwertut, die 
Eckwerte, wir reden ja noch gar nicht vom komplet-
ten Haushalt, allein nur die Eckwerte für den Haus-
halt vorzulegen, das zeigt eins: dass die Bundesre-
gierung momentan die Folgen der Zeitenwende für 
die deutsche Haushaltspolitik noch gar nicht in der 
ganzen Breite verstanden hat. Ich glaube, Christian 
Linder als Finanzminister schon, aber das Gefühl der 
Regierung war, über den Wirtschafts- und Stabilisie-
rungsfonds und über andere Instrumente könne man 
quasi finanziell die Krise neben dem Bundeshaushalt 
abarbeiten. 
Das geht aber nicht, weil diese Krise tief in die 
deutsche Wirtschaft und in die deutsche Gesell-
schaft hinein geht. Sie verändert unseren Haushalt 
massiv. Auch nach all den Krisenbewältigungs-
mechanismen, die wir schon hinter uns haben. 
Flüchtlingskrise, Corona, die europäische Staats-
schuldenkrise und jetzt auch zur Bewältigung der 
akuten Energiekrise sind auch die Möglichkeiten 
im Bundeshaushalt ständig weiter über Verschul-
dungsarbeiten erschöpft. Diese Regierung steht jetzt 
auch vor der Aufgabe, Prioritäten zu setzen und zu 
ausgeglichenen Haushalten zurückzukommen, und 
das ist in der Tat keine leichte Aufgabe. Aber da darf 
eine Regierung auch nicht aus einer Klausurtagung 
zurückkommen, und sagen, das Problem ist ungelöst. 

E s ist ja ohnehin schon ein deutlich gestei-
gerter Haushalt in der Krisenhaftigkeit 

notwendig gewesen. Also man ist jetzt auf 
einem Niveau von über 400 Milliarden. Der 
Bundeshaushalt war vor der Pandemie kleiner 
und jetzt kommen noch Sondervermögen, 
100 Milliarden und weitere 200 Milliarden zur 
Begrenzung der Energiekostensituation hinzu 
– natürlich nicht nur auf ein Jahr bezogen, 
aber insgesamt. Wird das Gesamtgefüge des 
Bundeshaushalts gefährdet oder verkraften 
wir das? 

Zunächst mal ist es ja so, dass die Schuldenbremse 
nicht irgendeine sinnfreie formale Regelung ist, son-
dern die Schuldenbremse hat ja das Ziel, nachfol-
gende Generationen nicht zu belasten. Und deshalb 
sind die ganzen 500 Milliarden, die die Bundesre-
gierung neben dem eigentlichen Bundeshaushalt an 
Krediten oder Kreditermächtigungen aufgenommen 
hat, alles etwas, was in Zukunft die Bürgerinnen und 
Bürger zurückbezahlen müssen, und das ist mehr als 
ein ganzer Bundeshaushalt. 
Vieles davon ist gerechtfertigt. Dazu gehören noch 
Corona-Milliarden. Dazu gehören die Energiepreis-
bremsen und vieles, was in der Sache gar nicht zu 
kriti sieren ist.
Jetzt aber sind wir in einer Situation, wo wir sagen, 
dieser Schuldenberg kann jetzt nicht mehr belie-
big größer gemacht werden. Jetzt kommen ja die 
Unterschiedlichsten und überlegen sich, für was 
man noch alles Sondervermögen auflegen könnte.  

Eine Initiative des Senats der Wirtschaft
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In der lebendigen Natur geschieht nichts, was nicht in 
Verbindung mit dem Ganzen steht.

Johann Wolfgang von Goethe
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www.denecke-zahnmedizin.de

www.gizeh.com
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Man muss aber immer wissen, Sondervermögen ist 
kein Vermögen, das ist ein zusätzlicher Schulden-
berg. Und der Bundesrechnungshof hat es stark auf 
den Punkt gebracht, er hat die finanzielle Tragfähig-
keit unseres Landes schon in Frage gestellt. Und des-
halb ist es jetzt richtig, wenn Christian Lindner sagt, 
da darf jetzt nicht noch mehr hinzutreten, sondern 
wir müssen jetzt ganz im Sinne der Schuldenbremse 
wieder mit dem auskommen, was wir auch jährlich 
erwirtschaften. 

W ie viel Relevanz hat denn eigentlich der 
Haushaltsausschuss, wenn es auch um 

die Frage von inflationären Wirkungen und 
Folgen geht? Ist es mehr ein politisches Admi-
nistrieren der Zahlen oder wird auch politisch 
innerhalb des Ausschusses gewichtet, visio-
näre Ideen mit eingebracht?  

Die Tatsache, dass wir das letzte Wort über einen 
jährlichen Haushalt von weit über 400 Milliarden 
Euro haben, macht deutlich, dass natürlich die Haus-
haltspolitik des Bundes schon einen erheblichen Ein-
fluss auch auf das Inflationsgeschehen hat. Das hat 
übrigens auch das Bundesverfassungsgericht einmal 
festgestellt und hat uns deshalb die Aufgabe gege-
ben, dass wir als ein unabhängiges Gremium, was 
über den Bundeshaushalt entscheidet, mit den ande-
ren unabhängigen Gremien, die über die finanzielle 
Stabilität unserer Währung entscheiden, nämlich 
die Notenbanken, in einem regelmäßigen Gespräch-
saustausch bleiben. Damit soll erreicht werden, dass 
wir wechselseitig unsere Ziele und auch die Risiken 
kennen, die mit unseren Entscheidungen verbunden 
sind. 
In den letzten eineinhalb Jahren haben diese finanzpo-
litischen Gespräche mit dem Präsidenten der Bundes-
bank, Herrn Nagel, sehr viel an Tiefe und an Problema-

tisierung gewonnen, weil wir natürlich in der Politik, 
im Zeitalter hoher Inflation, in unglaublichen Ziel-
konflikten sind. Wir haben politische Ziele, die jeder, 
glaube ich, unterschreiben würde. Ein Beispiel: in den 
Ballungszentren deutlich mehr Wohnraum schaffen. 
Wenn man in Zeiten explodierender Preise allerdings 
noch zusätzlich staatliche Förderung aufbringt, wirkt 
das Inflationstreiben, das muss alles sehr genau abge-
wogen werden und derer Beispiele gibt es zahlreiche.

W enn Sie das so klar und politisch 
 schildern, es gibt auch Beobachter, die 

sagen, im Haushaltsausschuss sind ganz  
trockene Politiker. Wie empfinden Sie persönlich 
den Wechsel aus dem wirklichen Zentrum der 
Entscheidung, also aus dem Kanzleramt, hin 
zum oppositionellen Parlamentarierdasein?

Also es ist natürlich ein fundamentaler Unterschied, 
ob man auf der Seite der Regierung arbeitet oder des 
Parlaments. Aber der Haushaltsausschuss ist schon 
ein großartiger Ort, auch im Parlamentarismus, auch 
im internationalen Vergleich. Weil es eben nicht so 
ist, dass wir nur den Haushalt der Regierung disku-
tieren oder als Ganzes annehmen oder ablehnen, wir 
haben über jede einzelne Zahlenposition das letzte 
Wort. Deshalb sind die Haushaltsberatungen im 
deutschen Bundestag auch sehr, sehr aufwendig und 
neben der Tatsache, dass wir entscheiden, wofür wie 
viel Geld konkret bewilligt wird, haben wir auch eine 
sehr aktive Rolle im Haushaltsvollzug, in der Haus-
haltskontrolle. Wir können Mittel jederzeit sper-
ren und auch wieder freigeben. Das ist eine auch im 
internationalen Vergleich sehr herausgehobene Kon-
trollfunktion. Deshalb macht mir die Aufgabe auch 
große Freude und sie bekommt natürlich in Zeiten 
besonderers knapper Mittel auch wieder besondere 
Bedeutung. 
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N ach 16 Jahren Regierungszeit der CDU 
ist die Partei jetzt wieder Opposition. 

Sie haben sich ja auch um den Parteivorsitz 
beworben. Wie ist denn Ihre Idee der Zukunft 
der Union als Partei?

Ja, natürlich gehört der politische Wechsel ganz nor-
mal zur Demokratie dazu und 16 Jahre sind schon 
eine lange Regierungszeit. Als Christdemokraten 
sind wir natürlich davon überzeugt, dass wir die Vor-
stellung vom Land haben, die Deutschland guttut, 
und so ist es auch, wenn man jetzt in der Opposition 
sitzt und manches Regierungshandeln sieht, macht 
man sich schon große Sorgen. Angefangen von der 
Zögerlichkeit des Bundeskanzlers bei der Unterstüt-
zung der Ukraine.
Dann die wirtschaftspolitischen Entscheidungen, die 
Robert Habeck trifft rund um die Energieknappheit. 
Da haben wir schon das Selbstbewusstsein als Christ-
demokraten, dass bei uns wirtschaftlicher Sachver-
stand und auch außenpolitische Klarheit etwas sind, 
was wir bei der aktuellen Regierung vermissen, und 
deshalb arbeiten wir ganz engagiert daran, mög-
lichst bald auch wieder Regierungsverantwortung zu 
bekommen. Die CDU ist eine Partei, die sich auch in 
schwierigen Zeiten nie davor drückt. 

W enn Sie das Thema des Kriegsgesche-
hens und der Folgen  ansprechen: 

Diskutiert wird ja immer wieder eine zu 
starke Hinwendung zu Russland und die 
daraus folgende Abhängigkeit. Zu einem 
Teil waren Sie ja persönlich auch in der 
Regierungsverantwortung.

Die russische Energieabhängigkeit besteht ja eigent-
lich schon seit Jahrzehnten. Also auch in Zeiten des 
Kalten Krieges hat man kaum miteinander gespro-
chen, aber das Gas wurde geliefert und es wurde 
bezahlt. Insofern ist das eine historisch gewachsene 
Abhängigkeit gewesen. Natürlich haben wir 2019 
entschieden, in einem Umfeld von Atomausstieg und 
Braunkohleausstieg und dem engagierten Wunsch, 
die Klimaziele schnell zu erreichen, Gas als Über-
gangstechnologie noch sogar verstärkt einzusetzen. 
Und das ist genau die Sorge, die ich mir heute mache. 
Das hat niemand leichtfertig getan, sondern vor dem 
Hintergrund, dass ja unser Ziel war, bis 2045 kli-
maneutral zu werden. Trotzdem sollen auch die ener-
gieintensiven Unternehmen in Deutschland gehalten 
werden können. Die Wirtschaft soll weiterhin Mittel 
haben, die Transformation auf CO2-neutrale Tech-
nologien zu schaffen. LNG-Angebote aus Amerika 
gab es schon damals, aber da war uns klar, dass die im 
Verhältnis zu russischem Gas natürlich etwa dreimal 
so teuer sein werden.
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Jetzt sind wir in einer Situation, wo russisches Gas 
nicht mehr zur Verfügung steht, und wir auch aus 
geopolitischen Gründen es nicht mehr haben wollen. 
Deshalb müssen wir jetzt unsere Wirtschaft darauf 
einstellen, dass sie mittelfristig mit deutlich höheren 
Energiepreisen auskommen muss. Das ist keine vor-
übergehende Energiekrise, sondern wie es der Exper-
tenrat ja gesagt hat, auch das neue Normal liegt deut-
lich höher als das, was wir vor dieser Krise gekannt 
haben. Und da muss ich sagen, ist die Antwort der 
Regierung zum zukünftigen Preis und womit decken 
wir unsere Energien und was kosten die denn poten-
ziell, noch sehr, sehr unscharf. 
Das höre ich auch viel aus energieintensiven Unter-
nehmen, die sich große Sorgen machen, und auch 
unsere Instrumente durch den Härtefallfonds und 
durch die Strom- und Gaspreisbremse die Energie-
preise zu deckeln, das sind ja alles endliche Instru-
mente. Das beschäftigt mich sehr. 

W enn Sie jetzt die Perspektive selber 
gestalten würden, was wäre Ihre 

Empfehlung? 

Ich glaube, dass, im Unterschied zu dem, was Robert 
Habeck als Ziel definiert hat, unser Strombedarf in 
den nächsten Jahren deutlich steigen wird und wir 
deshalb aus meiner Sicht allen Strom, den wir erneu-
erbar produzieren, auch als Strom für primären 
Bedarf brauchen werden.

 Das heißt, umgekehrt werden wir eine weitere grund-
lastfähige Energiegrundlage brauchen. Das ist, nach 
meiner Überzeugung, im wesentlichen Wasserstoff 
und alles, was sich davon ableitet, also auch zum Bei-
spiel E-Fuels. 
Dann werden wir auch in Zukunft massiv vom 
Import solcher regenerativen Energieträger abhängen. 
Deshalb sind geostrategisch neue, breit aufgestellte 
Partnerschaften, die uns diese Energielieferung mög-
lich machen und die die deutsche Wirtschaft auch 
an der Wertschöpfung beteiligen, dringend geboten. 
Das ist eine riesige Aufgabe und dahin haben wir in 
der alten Bundesregierung mit der Wasserstoffstra-
tegie und einem großen Prozess mit Wirtschaft und 
Wissenschaft eigentlich den richtigen Weg gebahnt. 
Aber die Dringlichkeit ist natürlich durch die geo-
politischen Entwicklungen massiv gestiegen. Da 
würde ich mir wünschen, dass von der aktuellen 
Regierung nicht gebremst wird, was in der Was-
serstoffstrategie unserer Regierungszeit angelegt 
wurde. Unter dem Aspekt sollte jetzt richtig Gas 
gegeben werden, damit wir sehr, sehr viel schneller, 
als bisher erhofft, in diese Wasserstoffwirtschaft 
hinein kommen. 

G ehen wir doch mal von der weltweiten 
Betrachtung ein bisschen in die Partei-

politik. Sie sind aus Hessen. Was passiert in 
Hessen bei der Landtagswahl? Wer macht es? 

Also Boris Rhein ist ein sehr guter Ministerpräsident 
in Hessen, der auch geräuschlos diese Regierung aus 
CDU und Grünen führt. Ich glaube, deshalb hat er 
auch die allerbesten Chancen, im Oktober weiterhin 
Ministerpräsident zu bleiben, und aus meiner Sicht 
wäre das für Deutschland auch schon deshalb gut, 
weil diese besondere Balance, die wir in Deutsch-
land haben, dass über den Bundesrat Möglichkeiten 
bestehen, auch einmal eine Korrektur zur Bundesre-
gierung zu zeigen. So wie beim Bürgergeld zum Bei-
spiel, das durch die Einflussmöglichkeiten der Union 
in wesentlichen Bereichen verbessert worden ist. Das 
setzt voraus, dass der Bundesrat auch in Zukunft aus-
gewogene Mehrheiten hat und das setzt voraus, dass 
Hessen weiter CDU-regiert ist. 



Eine Initiative des Senats der Wirtschaft

Für Nachhaltigkeit und eine ökosoziale Marktwirtschaft

 
Wir müssen sagen, was wir denken, müssen tun, was 
wir sagen, und müssen sein, was wir tun.

Alfred Herrhausen

http://www.rowe-mineraloel.com
http://www.saxoprint.de
https://www.vauth-sagel.de/
http://www.pipelinesystems.com
http://www.sonotronic.com
http://www.kendrion.com
http://www.blackforestmedical.com
https://www.hps-power.com/de/
http://www.champignon.de
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Grundsatzprogramm als Neuanfang
Mario Czaja, Generalsekretär der Union

D ie CDU ist im Aufbruch und bei der 
Suche nach einer Zukunft. Ist das 

Grundsatzprogramm, was ja gerade 
auch in einer breiten Aktion diskutiert 
und aufgestellt wird, als Motivations-
schub nach den 16 Jahren der Regie-
rungszeit zu sehen? 

Klar! Das ist auch die Möglichkeit, dass die Par-
teibasis wieder über sich selbst sprechen kann, 
eine Selbstvergewisserung zu haben. Das war der 
erste Parteitag, den wir hatten, er stand im Mit-
telpunkt unserer Grundwerte-Charta: das, was 
man im Unternehmen Unternehmensphiloso-
phie oder Unternehmensleitlinie oder Compli-
ance nennt. Was sind unsere Werte, was ist unser 
Menschenbild? Wie wollen wir miteinander 
umgehen? Wer gehört zu uns? An welchen Stel-
len grenzen wir uns ab? Und dieser Grundsatz-
programmprozess ermöglicht der Partei, auch 
über Inhalte und die inhaltliche Weiterentwick-
lung zu sprechen. Und das war ja sehr wichtig. 
Denn eigentlich ist dieser Grundsatzprogramm-
prozess ja unter AKK (Anm. d. Red.: A. Kramp-
Karrenbauer) entstanden, als „Zuhörtour“, dass 
die Partei sich wieder  einbringen kann in diesen 

Prozess: nach Angela Merkel über die eigenen Werte 
und über die Herausforderungen der nächsten zehn 
bis 15 Jahre zu sprechen. 
Nun sind wir leider in der Opposition. Einen klit-
zekleinen Vorteil hat das am Ende des Tages doch. 
Bei einem Grundsatzprogramm können wir erstmalig 
wieder seit 1978, wo das erste Grundsatzprogramm, 
damals von Hans Kurt Biedenkopf federführend 
bearbeitet, entstand, hundert Prozent CDU-Position 
definieren. Denn in der Regierung hat ein Grundsatz-
programm immer zwei Risiken. Das erste: Es wird 
immer am Koalitionsvertrag gemessen, soll aber einen 
längerfristigen Weg beschreiben. Das ist jetzt nicht 
der Fall. Und das zweite: Sie müssen immer auf den 
Koalitionspartner achten. Bei Debatten, die angesto-
ßen werden, könnte in einer Koalition gesagt werden, 
das haben wir doch aber so nicht vereinbart, was soll 
denn das jetzt? 
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Wir sind positiv überrascht worden, wie intensiv 
die Parteibasis dazu bereit ist, auch Sehnsucht nach 
Inhalt hat, Sehnsucht hat nach Programmatik. 
Und für die Öffnung der Union ist es ebenso wichtig. 
Denn wir stehen im Grunde vor einer ähnlichen Situ-
ation wie 1978, wo aus einer Honoratiorenpartei eine 
Mitgliederpartei wurde. Und heute muss aus dieser 
Mitgliederpartei eine noch breitere Deutschlandpartei 
werden. Wir müssen die Mitte noch weiter aufmachen, 
wir müssen sie noch breiter machen. Weil viele Men-
schen, die in der Mitte zu Hause sind, sich emotional 
oder auch thematisch von uns nicht mehr angespro-
chen fühlten. Beides gab es, diese Menschen wollen 
wir mit der Programmarbeit erreichen. Und deswegen 
ist dieser Grundsatzprogrammprozess auch eine Ein-
ladung an die Mitglieder. Aber nicht nur, sondern an 
all jene, die unseren Grundwerten folgen und mit uns 
über die weitere Entwicklung unseres Landes, der Rolle 
Deutschlands innerhalb Europas, aber auch der Rolle 
der freien Welt innerhalb der Welt sprechen wollen. 

W as sind in dem Zusammenhang für Sie 
die drei wichtigsten Kernpunkte, Ziele, 

Aussagen oder Kriterien, wenn man über die 
Grundsätze der CDU nachdenkt? 

In unseren Grundsatzwerten war es wichtig, dass wir 
das C und die christlichen Werte noch einmal defi-
nieren. Wir sind keine katholische oder evangelische 
Partei, sondern wir sind eine von christlichen Werten 
geprägte Partei. Muslime und Juden haben bei uns 
genauso eine Heimat wie Menschen ohne Konfession, 
die aber diese Werte teilen. 

Das Zweite ist, dass wir auf drei Wurzeln stehen, der 
sozialen, der liberalen und der konservativen Wur-
zel, und dass diese Wurzeln auch bei uns ein Zuhause 
haben. Dass wir das Wort Volkspartei als große gesell-
schaftliche Chance verstehen, unterschiedliche Inter-
essen innerhalb einer Partei zu bündeln und Antwor-
ten auf die Fragen der Zeit innerhalb unserer Partei 
zu entwickeln, und nicht ein Parlament von Partiku-
larinteressen zu haben. 
Und das Dritte, dass wir eine bürgerliche Partei sind, 
und „bürgerlich“ für uns definiert haben: Was bedeu-
tet bürgerlich im besten Sinne des Wortes? Diesen 
Begriff werden wir nicht den politischen Rändern 
überlassen, die versuchen, den Begriff des Bürgerli-
chen zu vereinnahmen und ihn aus der Mitte an den 
rechtsradikalen Rand zu ziehen. Das sind die drei 
Dinge, die uns hinsichtlich unserer Werte wichtig 
sind. 
Thematisch ist für uns wichtig, erstens, unsere Rolle 
Deutschlands innerhalb der Europäischen Union 
zu definieren. Auch hatte unsere Mitgliederbefra-
gung gezeigt: Wir definieren einen Führungsauftrag, 
innerhalb der Europäischen Union Verantwortung 
zu übernehmen – natürlich in einer transatlantischen 
Partnerschaft. Allerdings im Wissen darum, dass wir 
innerhalb Europas klarer unsere eigenen Werte zu 
vertreten haben. Deutschland hat da geopolitisch, 
geostrategisch eine Verantwortung. 
Zweitens, unsere Wirtschaft lebt davon, dass wir 
innovativ und technologieoffen sind. Die Fragen 
wie den Klimawandel und Energiezukunft können 
nicht mit Verboten gelöst werden. Wir müssen mit 
Offenheit und dem Glauben daran und dem Wis-
sen darum herangehen, dass das Erfindertum, der 

Thematisch ist für uns wichtig, unsere Rolle Deutschlands
innerhalb der Europäischen Union zu definieren
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Tüftler geist in unserem Land vorhanden sind, um 
auch diese Herausforderungen zu lösen. Wir werden 
nicht den Klimawandel der Welt lösen, wenn wir 
ihn nur in Deutschland lösen. Sondern wir lösen ihn 
dann, wenn aus Deutschland auch die Technologien 
und Produkte entwickelt werden, mit denen wir auf 
der Welt dieses Thema nach vorn bringen. Und das 
ist eine andere Sicht, als wir sie jetzt in der Regierung 
erleben.
Und das ist auch das, was uns wesentlich von den 
Grünen in dieser Frage unterscheidet. Wir wollen 
unseren Wohlstand erhalten. Klarstellen werden 
wir, dass wir uns an dieser Stelle Gedanken darüber 
machen: Wie wird der Wohlstand gerecht verteilt? 
Aber eben in der Folge, zunächst erwirtschaften und 
dann verteilen. Bei diesen Gerechtigkeitsfragen gibt 
es einige Punkte, die zu lösen sind. Unser Gesund-
heits- und Pflegeversicherungssystem muss auf stabile 
Füße gestellt werden, wenn die Babyboomer in die 
Pflege gehen. Jetzt gehen sie erstmal in Rente, aber 
in 15 bis 20 Jahren gehen sie statistisch auch in die 
Pflege. Was heißt das für unsere sozialen Sicherungs-
systeme? Wie sieht Vermögensverteilung in unserem 
Land aus? Die unteren fünfzig Prozent der Einkom-
men, und das sind sehr viele Menschen, haben kaum 
noch eine Chance, Eigentum zu bilden. Aber Eigen-
tum ist die beste Altersvorsorge und auch die beste 
Möglichkeit, gesellschaftlichen Zusammenhalt zu 
organisieren. 
Und da bin ich bei Punkt C, also Gerechtigkeit 
und Solidarität in unserem Land zu haben und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu  ermöglichen.
Denn der gesellschaftliche Zusammenhalt ist an vie-
len Stellen in Gefahr. Wir haben zu viele Partikular-

interessen und wir müssen die Dinge miteinander 
stärken, die das verbindende Band in unserer Gesell-
schaft sind. Dazu gehört natürlich auch eine Antwort 
auf das Thema Migration. Und die breite Vielfalt von 
Kulturen, man darf auch Diversität sagen. Diese Viel-
falt hat die Union immer ausgezeichnet. Das ist unser 
Gründungsgeist gewesen, als wir uns nach dem Zwei-
ten Weltkrieg gründeten, war es ja nahezu revolutio-
när, nord- und süddeutsche Katholiken und Protes-
tanten, Arbeitnehmer und Arbeitgeber in einer Partei 
zu haben. Und diesen Geist heute in die neue Zeit zu 
bringen, das sind die drei inhaltlichen Themen, die 
mich, die uns beim Grundsatzprogramm bewegen. 
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D a knüpfe ich auch gern an. Sie haben 
Themen angesprochen, die gesellschaft-

lich aktuell sind und viel Transformation 
bedeuten. Gesellschaft, Wirtschaft, digitale 
Transformation, all das sind Themen, mit 
denen wir uns alle auseinandersetzen müssen. 
Was glauben Sie, gibt es auch eine Transfor-
mation im politischen System? 

Ja, ich denke schon. Politik hat zunehmend die Auf-
gabe, gesellschaftliche Veränderungen, die ja mit 
einer immer größeren Geschwindigkeit einherge-
hen, auch zu erläutern und zu erklären. Und nicht 
nur die Gegensätze herauszustellen, sondern auch die 
Gemeinsamkeiten. 
Ich sehe das auch als Verantwortung für unsere 
Generation der Politik, nicht in die alten Muster von 
Angriff und Lagerbildung zu fallen. Dafür sind die 
Herausforderungen und Probleme zu differenziert, 
als dass Schwarzweißbilder funktionieren. Und 
Schwarzweiß führt am Ende zu Rändern. Aber wir 
müssen die Mitte stärken. Und die Mitte stärkt man, 
indem man klar Unterschiede zum Ausdruck bringt. 
Aber gleichwohl auch sagt, wo man Gemeinsam-
keiten hat. 
Und die zweite Transformation ist natürlich die 
Geschwindigkeit und die Art, wie Informationen 
zuteilwerden. Wenn früher ein Kanzler eine Presse-
mitteilung rausgab oder eine Regierungserklärung 
im Deutschen Bundestag gehalten hat, dann konnte 
er im Grunde drei Tage danach erstmal aufhören 
zu kommunizieren, weil, dann wurde die Informa-
tion über die Zeitung und den Hörfunk und das 
Fernsehen in das Land getragen. Und dann haben 
am Sonntag im Presseclub, zumeist Männer und 
zumeist rauchend, diese Dinge aus der Parlaments-
debatte nochmal erläutert und man hatte seine Ein-
ordnung. Heute ist Information wahnsinnig schnell. 
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Wir haben immer mehr das Risiko von ausschnittar-
tigen Informationen, von Fake News, von der Mög-
lichkeit, auch mit KI, mit künstlicher Intelligenz, 
Dinge zu verfälschen und anders darzustellen. Und 
das ist natürlich gefährlich. 
Deswegen sehe ich auch die erste Aufgabe, Politik 
als Erklärung von gesellschaftlicher Veränderung zu 
sehen. Und dann auch Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede gleichermaßen zu nennen, als eine neue Art 
von Politik, die wir benötigen, um auch den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zu halten. Dann die 
Geschwindigkeit von Informationen. Und das dritte 
ist eben die Interaktion mit den unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Akteuren. Also dieses immer wie-
der spiegeln, was wir in der Industrie und in der 
Wirtschaft ja auch kennen, dass heute Chemieun-
ternehmen, Pharmazieunternehmen unmittelbar 
im Krankenhaus an Krankheiten mitforschen und 
interdisziplinäre Teams bilden. Dass sich jemand, der 
sich mit Produkten beschäftigt, sowohl in der Frage 
der Produktion als auch mit der Frage des Vertriebs 
Gedanken machen muss und gleich beide Dinge mit-
denkt; also diese interdisziplinären Teams und dieses 
Denken über die eigene Spezialisierung hinaus. 
Spezialisierung haben wir in der Politik ja ehrlicher-
weise immer stärker. Wir haben Experten in einem 
ganz bestimmten Bereich. Aber dadurch entsteht 
natürlich auch sehr viel mehr Silowissen. Und die-
ses Silowissen muss man dann wieder aufbrechen, 
indem diese interdisziplinären Teams zusammen-
kommen. Darin sehe ich auch eine neue Form von 
Politik, dass man diese alten Schranken aufbricht 
und anders miteinander zusammenarbeitet. Und da 
ist natürlich wichtig, dass man achtgibt, dass dann 
nicht nur Lobbyismus für Einzelinteressen besteht. 
Das ist das große Risiko. Weil man dann wieder große 
Teile der Gesellschaft ausschließt. Ich finde, das sieht 
man jetzt praktisch an ein paar Themen: die Diskus-

sion um die reine Orientierung auf Elektromobilität 
oder die reine Orientierung auf Wärmepumpen. Da 
kommt man dann schnell in die Gefahr, dass man, 
obwohl man vielleicht was Gutes will, zu früh Lob-
byismus nur für eine bestimmte Branche tätigt und 
dann nicht mehr die Technologie offen hat. 

W ir haben wirklich eine turbulente Zeit. 
Geostrategisch wissen wir nicht, wo es 

hingeht. Wir haben eine Krisenperiode in ver-
schiedenen Bereichen, die länger andauert. 
Und wir sind letztendlich im Unfrieden. Ist es 
nicht eigentlich ganz gut, jetzt gerade nicht in 
der Regierung zu sein? 

Die CDU hat in ihrer DNA, Verantwortung zu über-
nehmen. Und wir haben von siebzig Jahren fünfzig 
Jahre in Deutschland Regierungsverantwortung 
gehabt und den Kanzler gestellt. Insofern, wir wol-
len lieber gestalten und regieren, als in der Opposi-
tion zu sein. Und ehrlicherweise, wir tun das ja auch. 
Wir sind DIE starke Kommunalpartei. Da wo Politik 
am ehesten spürbar ist, in der Kommunalpolitik, bei 
Bürgermeistern, Landräten, sind wir die Partei, die 
in Deutschland die größte Verantwortung in der Flä-
che hat. Und da wird Politik schnell greifbarer und 
Glaubwürdigkeit von Politik auch am ehesten greif-
bar. Wir sind in vielen Bundesländern in Verantwor-
tung. Sechzig Millionen Deutsche haben eine CDU-
Landesregierung. Wir stellen Ministerpräsidenten in 
den meisten dieser Bundesländer. In einigen sind wir 
Juniorpartner. Das wird jetzt um 3,9 Millionen hier 
in Berlin erhöht. Die Greifbarkeit von Politik ist für 
viele am Ende doch vor der Haustür bei vielen kleinen 
Dingen. Die Verantwortung in den Bundesländern 
ist auch wichtig. 

Wir sind DIE starke Kommunalpartei
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Im Bund sind wir derzeit in der Opposition. Und 
diese Oppositionsrolle verstehen wir als konstruktive 
Gestaltungsopposition. Das ist nicht so ein daherge-
sagtes Wort, sondern ist sichtbar und spürbar gewe-
sen an zwei, drei Punkten. Ich will zwei benennen. 
Die Verantwortung, die wir auch aus unserer Amts-
zeit, als wir Regierungsverantwortung hatten, die wir 
mit gespürt haben, ist, dass der Zustand der Bundes-
wehr auch natürlich eine Verantwortung ist, die wir 
selbst hatten. Und wir hätten einiges besser machen 
können. Gleichwohl, es war mit den damaligen Koa-
litionspartnern so einfach nicht möglich. Ich erin-
nere mich noch gut an Plakate, die CDU möchte 
Waffen und wir wollen Schulen, war die Botschaft 
der SPD. Aber nichtsdestotrotz, diesen Zeitenwandel 
so mitzugestalten, dass wir uns auch verteidigungsfä-
hig machen, unserer Verantwortung in der Europä-
ischen Union gerecht werden können, war wichtig: 
Wir stimmen der Unterstützung der Bundeswehr zu. 
Wir stimmen der Grundgesetzänderung zu. 
Zweites Thema: die Debatte um das Bürgergeld, was 
eigentlich in seiner Annahme, so wie die Ampel das 
wollte, ein bedingungsloses Grundeinkommen war. 
Wir haben „Fördern und Fordern“ vom ersten Tag 
wieder in dieses Konzept gebracht. Wir haben es 
deutlich verbessert und haben daraus etwas Vernünf-
tiges gemacht und haben das über unsere Bundesrats-
mehrheit, die wir an der Stelle hatten und haben, und 
über unsere Gestaltungsmöglichkeit besser gemacht. 
Und deswegen, wir sind in der Kommune, wir sind 
in den Ländern in Verantwortung und wir sehen 
uns hier als konstruktive Gestaltungsopposition und 
nicht als Gegner der Regierung. 

Unsere derzeitige Oppositionsrolle verstehen wir als 
konstruktive Gestaltungsopposition



Eine Initiative des Senats der Wirtschaft

Für Nachhaltigkeit und eine ökosoziale Marktwirtschaft

Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen.

Artikel 14(2) Grundgesetz

https://www.kyoceradocumentsolutions.de
http://www.bhs-world.com
https://www.cision.com
http://www.bowa.de
http://www.vollack.de
http://www.ruch.de
http://www.te.com
https://www.iva-schmetz.de
http://www.dichtl.de
http://electrolux.de
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Es herrscht Aufregung 
in der internationalen 

Spor twelt. Das IOC 
empfiehlt den Sportverbänden, 

nach möglichen Wegen für eine 
Rückkehr von Athletinnen und 
Athleten aus Russland und Belarus 
auf die internationalen Sportbühnen 
zu suchen – trotz Dopingskandalen 
und Kriegshandlungen. Das Ergebnis: 
Unverständnis und Verärgerung.  
Die Ukraine droht für den Fall 
einer Zulassung russischer und 
belarussischer Sportler bei den 
Olympischen Spielen 2024 in Paris 
mit einem Boykott. Über diesen 
Beschluss seien das Internationale 
Olympische Komitee (IOC) sowie die 
Dachverbände des internationalen 

Von Uly Köhler

Augen zu und durch – the show must go on
Das Internationale Olympische Komitee will die Tür für russische Sportler öffnen

Sports informiert worden, teilte das 
ukrainische Spor tministerium mit. 
Die Meinungen dazu sind nahezu ein-
hellig. Uly Köhler suchte nach Antworten 
in der Politik, in Verbänden und bei 
deutschen Spitzensportlern.

Präsidium der Deutschen  Olympischen 
Gesellschaft

„Olympische Spiele haben den Aufbau einer friedli-
chen und gerechten Welt im Geist der Freundschaft, 
Solidarität und im Sinne des Fair Play zum Ziel, so 
die Charta der Olympischen Bewegung. Der völker-
rechtswidrige Überfall Russlands auf die Ukraine 
stellt diese Grundlagen ohne jeden Zweifel in Frage. 
In diesem Sinne werfen die Olympischen Spiele Paris 
2024 einen langen Schatten voraus. So fordert die 
Ukraine vom IOC, Russland und russische Athle-
tinnen und Athleten von den Spielen auszuschließen, 
selbst wenn sie unter neutralem Deckmantel ohne 
Fahne und Hymne teilnehmen sollten.

Frank Ulrich

Foto: © Tobias Schult



Seite 93 SENATE

||
|

Politik und Parlament

Russische Sportlerinnen und Sportler sind Teil von 
Putins Regime, von ihm abhängig und können sich 
nicht frei und selbstbestimmt äußern, wie sie zu die-
sem Krieg stehen, wenn sie in Russland sportlich 
überleben wollten. Sie sind gewollt oder ungewollt 
Propagandisten für Putins Regime! 
Unter Missachtung der Menschenrechte führt Russ-
land einen schmutzigen Krieg gegen die Zivilbevöl-
kerung. Mit der Zerstörung aller Lebensgrundla-
gen, Bombardierung von Krankenhäusern, Schulen, 
Wohnvierteln, der Zerstörung lebensnotwendiger 
Infrastruktur wie Wasser Energie u.a. Kaum vor-
stellbar, wie das mit dem Kontext der olympischen 
Idee, den olympischen Werten übereinstimmen 
kann.
Mit einer Teilnahme Russlands, unter welchem Deck-
mantel auch immer, an den Spielen von Paris 2024 
würden diese ad absurdum geführt und konterkariert 
werden.
Auf der Zielgeraden seiner Präsidentschaft möchte 
Dr. Thomas Bach diesen Kompromiss retten, um den 
olympischen Weltsport, wenn auch beschädigt, zu 
erhalten, um für sich selbst einen würdigen Abschied 
vom Amt zu haben. Er könnte zum Abschluss sei-
ner Präsidentschaft ein großes Zeichen an die Welt 
richten und die Kraft des Weltsports nutzen, um auf 
Russland, zu dessen Präsidenten er einen guten Draht 
hat, einzuwirken. Das erfordert Mut, würde ihm aber 
einen würdigen Abschied aus dem Amt und einen 
Eintrag in die Geschichtsbücher sichern.“

Frank Ullrich – MdB-Vorsitzender 
des Sportausschusses des Deutschen 
Bundestages

„Die Empfehlung des IOC, russische und belarussi-
sche Athleten unter neutraler Flagge in die interna-
tionale Sportwelt wieder einzugliedern, ist verfrüht 
und ein falsches Signal. Das IOC hätte die Russland-
Frage im Sinne der ukrainischen Sportler beantwor-
ten müssen. Angesichts der Entwicklung des russi-
schen Angriffskrieges besteht aus meiner Sicht derzeit 
für das IOC keine Notwendigkeit, seine Empfehlung 
vom 28. Februar 2022 zurückzunehmen. Dem Krieg 
sind bislang mehr als 220 ukrainische Sportler zum 
Opfer gefallen. Über 50 beschädigte Sportstätten las-
sen keine Wettkampfvorbereitung zu.
Die Wiederzulassung russischer und belarussischer 
Athleten vom Diskriminierungsverbot abzuleiten, 
ist aus meiner Sicht zu kurz gegriffen. Mein Herz 
schlägt für den Sport, aber nicht unter der Prämisse, 
wenn Sportler für kriegspropagandistische Zwe-
cke instrumentalisiert und missbraucht werden. 
Im Hinblick auf die Wiederzulassungskriterien 
erwarte ich vom IOC eine strikte und transparente 
Einhaltung. Ich persönlich bin gegen einen Boykott 
Deutschlands. Wir haben mit Moskau und Los Ange-
les erlebt, dass diese Boykotte nichts gebracht haben 
und jeweils nur auf dem Rücken der Sportler ausge-
tragen wurden, wo viele heute noch darunter leiden.“
(Das Parlament, 03.04.2023)

Das ist ein Schlag ins Gesicht der ukrainischen 
Sportlerinnen und Sportler       

Bundesinnenministerin Nancy Faeser
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Claudia Pechstein – 
(9 olympische Medaillen, 
42 WM-Medaillen, 
11 Europaerfolge im 
Eisschnelllauf)
„Ich habe über die Jahre zahlreiche 
Freundschaften zu Eisschnellläufern, 
Trainern und Betreuern der Teams aus 
Russland und Belarus geschlossen. Mir 

persönlich tut es in der Seele weh, dass sie derzeit 
nicht starten dürfen, aus Gründen, die sie nicht zu 
verantworten haben. Allerdings muss das IOC natür-
lich das Große und Ganze im Blick haben. Und da 
ist es offensichtlich, dass diese Entscheidung nicht zu 
Ende gedacht ist. Wie stellt sich der deutsche IOC-
Präsident Dr. Thomas Bach z.B. ein Duell von russi-
schen und ukrainischen Sportlern im Boxring oder 
auf der Ringermatte vor? Solche Kämpfe sind in mei-
nen Augen in Kriegszeiten völlig undenkbar.“

Dr. Christan Tröger – (ehem. 
Welt- und Europameister, 
3  olympische Medaillen 
uvm. im Schwimmsport)

„Für mich persönlich ist die Entschei-
dung falsch, das ausgesendete Signal 
fatal! Denn wer die olympischen Werte 
mit Füßen tritt, Leid und Trauer durch 
Terror und Krieg über die Weltge-

meinschaft bringt, gehört sanktioniert. Gleichwohl 
muss jeder Verstoß – unabhängig von Nationalität, 
Geschlecht,  Religion etc. – gleichbehandelt werden. 
Durch Transparenz und die Definition klarer (roter) 
Linien ist der Willkür Einhalt zu bieten. Juristische 
Spitzfindigkeiten, ob ein Sportler beispielsweise als 
Individuum, Repräsentant eines Landes oder gar 
Systems zu betrachten ist, dürfen keine Rolle spie-
len. Die Vorsitzenden des Weltsports – und hier ist 
nicht nur das IOC gemeint – halten jedoch nur auf 
den ersten Blick die Zügel fest im Griff. Vielmehr 
sind sie nämlich oft meilenweit davon entfernt, neu-
tral urteilen zu können. Hierfür gibt es schlichtweg 
zu viele politische, wirtschaftliche und persönliche 
Abhängigkeiten. Abhängigkeiten, welche es nahezu 
unmöglich machen, Vergehen mit der angezeig-
ten Schärfe und Souveränität zu verfolgen. Wenn 
Ängste um die eigene Karriere und den Fortbestand 
der repräsentierten Organisation die Sinne vernebeln, 
dann steht der Mythos des (olympischen) Sports vor 
dem Kollaps. 
Absolut – zumindest im öffentlichen Raum. Das 
liegt daran, dass durchaus nicht jeder Athlet diesel-
ben Zugänge zu unabhängigen Quellen besitzt. Noch 
perfider sind zweifelsohne jegliche Versuche, Athleten 
zu instrumentalisieren, beispielsweise durch gezielte 
Desinformationskampagnen. Jenseits der Öffent-
lichkeit wird diesem bösen Spiel jedoch zum Glück 
weitgehend der Nährboden entzogen. Bis auf wenige 
Ausreißer dürften sich Athleten auch weiterhin weit-
gehend fair, friedlich und auf Augenhöhe begegnen. 
So, wie es die olympischen Werte eigentlich vorsehen.“

Das wird ein Chaos. Ich weiß gar nicht, wie das 
funktionieren soll 

Lea Krüger von der Athletenvereinigung Athleten Deutschland

Fotos: Claudia Pechstein © Claudia Pechstein, Christian Tröger © privat, Oliver Zeidler ©ruderverband.de, 
Mona Küppers ©segel-bilder.de, Bernd Berkhahn ©dpa-Martin Schut.
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Oliver Zeidler – amtierender 
Weltmeister, ehem. Europa-
meister, deutscher Meister im 
Rudern (Einer)

„Man kann das Politische vom Sportli-
chen nicht trennen und diesen Angriffs-
krieg in Russland verurteile ich aufs 
Schärfste. Ich kann die Haltung des IOC 
nicht verstehen. Rückblickend war das 

IOC ja irgendwie immer schon sehr prorussisch. Das 
konnte man beim Staat-Doping-Skandal sehr gut 
sehen.
Russland hat in den letzten Jahren gezeigt, dass es sich 
nicht an Regeln hält – weder an geographische noch 
an sportliche. Ich bin dagegen, dass russische Sportler 
zu dieser Zeit in den Weltsport zurückkehren, und 
ich habe vor allem Angst, wenn die russischen Athle-
ten zu den Olympischen Spielen zugelassen werden, 
dass es zu einem Boykott der Ukraine kommt. 
Hier würde sich vermutlich Deutschland anschließen 
und wir Athleten hätten jahrelang trainiert und uns 
gequält und könnten an den Olympischen Spielen 
nicht teilnehmen.  Ich frage mich auch, wie das ablau-
fen soll, wenn einzelne zugelassene russische Sportler 
auf andere Athleten treffen. Vor allem, wenn russi-
sche Sportler auf ukrainische Sportler treffen würden, 
da kann man den Kriegsgedanken einfach nicht aus-
blenden. Da habe ich tatsächlich Angst vor.“

Mona Küppers – Präsidentin 
des Deutschen Segler-Verbands

„Unsere Solidarität gilt weiterhin unein-
geschränkt der Ukraine und insbesondere 
allen ukrainischen Seglerinnen und Seglern. 
Aus unserer Sicht hat sich an der politischen 
Lage in den letzten Monaten nichts geändert, 
sondern Russland setzt seinen Angriffskrieg 
in unverminderter Stärke fort. Ganz abgese-
hen davon erschließt sich uns nicht, wie die Auflagen 
des IOC konkret umgesetzt und kontrolliert werden 
sollen und welche Konsequenzen bei Regelverstößen 
eintreten.“

Bernd Berkhahn – Bun-
destrainer Deutscher 
Schwimm-Verband
„Ich hoffe, dass sie die Stimmen der Athleten 
hören. Die Athleten sind dagegen, die Russen 
und Belarussen wieder zuzulassen. Wir beob-
achten das sehr stark, zumal von den Ukrai-
nern auch die Meldung kam, dass sie an kei-
ner Veranstaltung teilnehmen, wo Russen 
und Belarussen am Start sind. Diese sehr kon-
sequente Äußerung bedeutet klar: Mit der Zulassung 
von Russen werden die Ukrainer nicht dabei sein. Das 
wird, denke ich, den Sport ordentlich durchrütteln.“

Wir fordern das Internationale Olympische Komitee (IOC) 
und das Internationale Paralympische Komitee (IPC) sowie 
die internationalen Sportfachverbände auf, am Ausschluss 
russischer und belarussischer Athletinnen und Athleten
uneingeschränkt festzuhalten

Gemeinsame Erklärung der Mitglieder des Sportausschusses von
SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
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Erstmals im Jahr 2022 wurde 
der German SDG Award ver-

liehen. Initiiert durch den Senat der 
Wirtschaft Deutschland in Zusammenar-

beit mit Holtmann + hat sich dieser neue Preis 
zur Unterstützung der Nachhaltigkeitsziele 
der UN bewährt: Mehr als 100 Bewerbungen 
wurden im Jahr der Premiere des Awards ein-
gereicht.
Bemerkenswert, auf der offiziellen Bühne des 
UN-Klimasekretariats im Zuge der Weltklima-
konferenz, wurden die Nominierten durch 
den vormaligen Bundesminister und heutigen 
UNIDO-Generaldirektor, Dr. Gerd Müller, 
unter Anwesenheit u.a. von Patricia Espinosa 
bekanntgegeben. Die Preisträger wurden dann 
im Dezember 2022 in München feierlich aus-
gezeichnet.
Der German SDG Award soll dazu beitragen, 
so der Senat der Wirtschaft, das bedeutsame 
Engagement von Vorbildern zu würdigen, das 
Bewusstsein für die 17 Sustainable Develop-
ment Goals (SDGs) zu schärfen und zur gesamt-

Svenja Reimer

Der German SDG Award geht in die 
nächste Runde 
2023 wird der Preis rund um die globalen Nachhaltigkeitsziele 
ausgeschrieben

Von Svenja Reimer

gesellschaftlichen Verankerung der Nachhaltigkeits-
ziele beizutragen. Diese konkrete Fokussierung auf 
die UN-Agenda 2030 und deren praktische Umset-
zung unterscheidet dann auch von anderen Preisen 
rund um die Nachhaltigkeit.
Anknüpfend an den Erfolg geht der German SDG 
Award 2023 in die nächste Runde. In diesem Jahr 
wird der Fokus auch verstärkt auf internationale 
Projekte und Initiativen gelegt: In enger Partner-
schaft zwischen dem Senat der Wirtschaft und der 
United Nations Industrial Development Organiza-
tion (UNIDO) wird der SDG Award 2023 auch mit 
globaler Ausrichtung positioniert. Bereits im Jahr 
2022 wirkte Dr. Gerd Müller in der Fachjury mit.
Der German SDG Award ehrt Pioniere, die einen 
vorbildlichen Teil zur Erfüllung des Zielsystems der 
SDGs leisten und macht ihre vorbildhaften, wirk-
samen Projekte und Aktivitäten einem breiteren 
Publikum bekannt. Mit dem German SDG Award 
werden gezielt Leuchtturmprojekte ausgezeichnet, 
die die Sustainable Development Goals zum Kern 
ihres Handelns machen und sich in herausragender 
Weise für eine nachhaltige Entwicklung einsetzen. 
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Von Relevanz ist hierbei eine ganzheitliche Pers-
pektive auf die SDGs als Zielsystem: Nachhaltige 
Entwicklung meint dabei die gleichzeitige Ver-
wirklichung und Umsetzung von Umwelt- und Kli-
maschutz sowie (nachholender) wirtschaftlicher 
Entwicklung als parallele Kernanliegen, die sich 
in den 17 Nachhaltigkeitszielen der Agenda 2030 
 widerspiegeln.
Ausgezeichnet werden können Unternehmen, Bil-
dungsträger, Organisationen, Initiativen, Projekte 
sowie Städte, Landkreise und Kommunen. Bewer-
bungen für den German SDG Award 2023 können in 
drei Kategorien eingereicht werden: „Unternehmen“, 
„Jugend und Bildung“ sowie „Städte, Gemeinden und 
Landkreise“. 
Erstmals wird die UNIDO darüber hinaus Bewer-
ber mit dem UNIDO Innovation Award ehren. Das 
unterstreicht zusätzlich die Substanz dieses SDG 
Awards, die Partnerschaft mit der UN-Organisation 
kann zur weiteren Bedeutung auch für die Teilneh-
menden beitragen.
Bewerben können sich Unternehmen sowie Städte in 
den Kategorien „Companies“ und „Cities“. Mit dem 
UNIDO Innovation Award werden Akteure ausge-
zeichnet, die eine globale internationale Wirkung 
und Strahlkraft entfalten. Insbesondere Unterneh-
men werden aufgerufen, sich zu bewerben, die einen 
maßgeblichen und innovativen Beitrag zu einer nach-
haltigen industriellen Entwicklung leisten sowie eine 
nachhaltige Produktion, nachhaltigen Konsum und 
damit nachhaltige Wertschöpfungs- und Lieferketten 
zum Kern ihres Handels machen.
Insbesondere die Internationalisierung des Awards 
auf Grundlage der Partnerschaft zwischen der 
UNIDO und dem Senat der Wirtschaft trägt den 
globalen Nachhaltigkeitszielen Rechnung: Vor dem 

Hintergrund der „Decade of Action“ ist das globale 
Zusammenwirken von Akteuren aus Wirtschaft, 
Politik, Gesellschaft und Forschung entscheidend, 
um Fortschritte im Bereich der Agenda 2030 zu 
erzielen. SDG 17 „Partnerschaften zur Erreichung 
der Ziele“ ist hierbei von Relevanz.
Mit dem German SDG Award und dem UNIDO 
Innovation Award rückt der Senat der Wirtschaft 
die 17 globalen Nachhaltigkeitsziele als gesamtheit-
liches und ganzheitliches Zielsystem in den Fokus. 
Insbesondere die gemeinsam mit der hochkaräti-
gen Fachjury unter dem Vorsitz des früheren Bonner 
Oberbürgermeisters Ashok Sridharan, entwickelten 
Bewertungskriterien zielen auf eine solche Betrach-
tung der Nachhaltigkeitsziele ab: Wirkung und 
Wirksamkeit, Messbarkeit, Fortschritt der Umset-
zungsstufe, Übertragbarkeit, Multiplizierbarkeit 
und Reichweite sind hierbei exemplarisch zu nen-
nen. Zukunftsgewandtheit, Innovationspotenzial, 
Authentizität sowie evidenzbasierte, wirkungsorien-
tierte und wissenschaftliche Substanz sind die maß-
geblichen Werte des SDG Awards.
Von Bedeutung ist auch der Zeitpunkt: Die Halbzeit 
auf dem Weg bis 2030 zeigt den Handlungsbedarf 
bei der Umsetzung der SDGs. Die Vereinten Nati-
onen haben das jetzige Jahrzehnt zur „Dekade des 
Handelns“ mit der zentralen Zielsetzung ausgerufen, 
die Realisierung der SDGs voranzubringen. Zielkon-
flikte zwischen Umwelt- und Klimaschutz einerseits 
und nachholender Entwicklung andererseits kenn-
zeichnen nach wie vor die Umsetzung der globalen 
Nachhaltigkeitsziele.
Die Bewerbungsphase für den German SDG Award 
und den UNIDO Innovation Award beginnt im Som-
mer 2023. Weitere Informationen zur Auslobung und 
Bewerbung finden Sie unter www.senat-deutschland.de.
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SDG-Award – ein Weg zu einem positiven 
Weltbild

Der Senat der Wirtschaft ist als 
Bewegung und parteiunabhängige 
Unternehmensorganisation auch in 
Österreich eine treibende Kraft zur 
Gestaltung einer zukunftsfähigen 
Gesellschaft und einer globalen 
ökosozialen Marktwirtschaft.  
Konkretes und praxisorientiertes 
Know-how bilden u.a. die Basis dieses 
Netzwerks für Unternehmerinnen und 
Unternehmer sowie für politische 
Entscheidungsträger.

In diesem Sinne und angeregt von unserem im Jahre 
2015 etablierten Ethik-Beirat – heute unter dem 
neuen Namen „Allianz für Ethik in der Wirtschaft“ 
(AEW) bekannt – vergibt der Senat der Wirtschaft 
Österreich bereits seit 2017 den AUSTRIAN SDG-
AWARD, einen Anerkennungspreis, der sich von 
anderen dadurch unterscheidet, dass er neben der 
Kategorie Unternehmen auch weitere drei Kategorien 
bewertet, nämlich Gemeinden/Gemeindeverbände, 
Jugend/Bildung sowie Medien/Journalisten.
Ein renommiertes Qualitätszertifizierungsunterneh-
men und eine unabhängige Jury innerhalb der AEW 
prüfen die Einreichungen und stehen auch für Ver-
besserungsvorschläge zur Verfügung. Seit 2019 steht 
der Award unter dem Ehrenschutz des österreichi-
schen Parlaments, wo auch die Siegerehrungen statt-
finden.
Wir verfolgen mit dieser Auszeichnung nicht nur das 
Ziel, Stakeholder zu ermutigen, ihr Handeln nach 
den Prinzipien der SDGs auszurichten und in ihre 
Geschäftspolitik und Prozesse umfassend zu inte-
grieren, sondern auch, Pioniere der Umsetzung der 
UN-Nachhaltigkeitsziele einem breiten Publikum 
bekannt zu machen. 

Von Gabriele Stowasser



Seite 99 SENATE

||
|

Nachhaltige Wirtschaft

Gabriele Stowasser, Vorstandsmitglied 
im Senat der Wirtschaft Österreich,
zuständig für internationale Beziehungen,
Chefredakteurin im SENATE Magazin.

Denn gerade hier wäre noch viel Luft nach oben: 
Flüchtlingskrise, Coronakrise und Ukrainekrieg zei-
gen uns, wie wichtig der Geist dieser SDGs für die 
Gesellschaft ist. Und die Erfahrung zeigt uns, dass 
die Wahrnehmung dieser Ziele bei der breiten Bevöl-
kerung noch immer nicht angekommen ist. 
Eine funktionierende digitale Infrastruktur, die Ent-
wicklung alternativer und erneuerbarer Energien, 
die Stärkung der Regionen, Bildung von Eigenkapi-
tal sowie Kreativität und Innovation sind nicht nur 
für den wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmen 
von großer Bedeutung. Es ist für die gesamte Bevöl-
kerung genauso wichtig, positive Akzente zu spüren 
und einen Blick auf das zu bekommen, was uns wei-
terbringt und weiterentwickelt. 
Die Arbeit – wenn auch mit erheblichem Aufwand 
verbunden – vor, während und nach einem Award ist 
für alle Beteiligten erfreulich und ermutigend, weil 
man sehen kann, dass diese Welt sehr wohl verbes-
serbar ist. 
Das Bestreben des Senats der Wirtschaft ist es, das 
Thema SDGs über unsere Senatsorganisationen in 
vielen Regionen Europas und darüber hinaus zu 
bewerben und so die Botschaft einer trotz allem 
lebenswerten Zukunft weiterzutragen. Unsere Unter-
nehmen, unsere Jugend, unsere Regionalvertreter und 
einige unserer Medienrepräsentanten können mit uns 
gemeinsam dazu beitragen. 
Denn schlechte Nachrichten haben wir alle genug 
gehört – es ist definitiv Zeit für die besseren, die gibt 
es wirklich!



SENATE Seite 100

||
|

WirtschaftsWelt

In den letzten Jahren 
hat sich die Art und 

Weise, wie wir bei Mai-
bornWolff Büros nutzen, 

stark verändert. Die Corona-
Pandemie hat diese Veränderun-

gen noch verstärkt und beschleunigt. Die 
Pandemie hat dazu geführt, dass viele Unter-
nehmen gezwungen waren, auf Remote Work 
oder hybride Arbeitsmodelle umzusteigen. Die 
Art und Weise, wie wir Büros nutzen, hat sich 
grundlegend verändert. Viele Unternehmen 
haben nach langen Jahren der Gegenwehr erst-
mals erkannt, dass ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter auch von zu Hause aus effektiv 
arbeiten können und dass Remote Work viele 
Vorteile bietet. Wie zum Beispiel eine bessere 
Work-Life-Balance und eine höhere Flexibili-
tät, gerade in familiären Konstellationen. Ist 
das Homeoffice ein Segen oder der Sargnagel 
für die Zusammenarbeit im Team? Welche 
Auswirkungen hat das verteilte Arbeiten auf das 
Zugehörigkeitsgefühl zur jeweiligen Organisa-
tion? Bei MaibornWolff haben wir die beson-
dere Situation, dass wir tatsächlich 100 Prozent 
aller Tätigkeiten remote erledigen könn(t)en. 

Büroleben neu denken
Praktische Ansätze in Sachen Mitarbeiterfürsorge

Holger Wolff

Wir sind ein reines Dienstleistungsunternehmen 
ohne Produktion und hatten schon vor der Pande-
mie technisch und kulturseitig die Möglichkeit, viel 
remote oder im Homeoffice zu erledigen. Aber auch 
bei uns hat sich – trotz immer schon vorhandener 
Flexibilität – ein nachhaltiger und andauernder Pan-
demie-Effekt eingestellt: War die durchschnittliche 
Homeoffice-Nutzung vor der Pandemie bei einem 
Tag pro Woche – sind es jetzt ca. 2–3 Tage Home-
office im Schnitt über alle Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Dazu kommt ein verändertes Ansiede-
lungsverhalten der Kolleginnen und Kollegen in der 
Familiengründungsphase. Viele wählen Stand- und 
Wohnorte bis zu 200 km von den urbanen Zentren 
entfernt, um sich überhaupt noch eine eigene Immo-
bilie leisten zu können.
Gleichzeitig hat die Pandemie aber auch gezeigt, dass 
das persönliche Zusammentreffen und die Zusam-
menarbeit im Büro immer noch unverzichtbar sind. 
Insbesondere die Generation Z legt großen Wert 
darauf, dass der Arbeitsplatz nicht nur ein Ort ist, an 
dem sie arbeiten, sondern auch ein Ort, an dem sie 
sich wohlfühlen und ihre Kreativität entfalten kön-
nen. Sie legen Wert auf eine angenehme Arbeitsum-
gebung, die ihrer Persönlichkeit entspricht und 
Raum für Austausch und Zusammenarbeit bietet. 

Von Holger Wolff
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Diese Erwartungen der Generation Z sind ein wich-
tiger Faktor, den Unternehmen bei der Gestaltung 
ihrer Büros berücksichtigen müssen. Unternehmen 
müssen sich bewusst sein, dass ihre Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter heute eine höhere Verhand-
lungsmacht haben und gezielt nach Arbeitgebern 
suchen, die ihren Werten und Bedürfnissen entspre-
chen. Eine positive Arbeitsumgebung kann hierbei 
dazu beitragen, dass Unternehmen im Wettbewerb 
um Fachkräfte erfolgreich sind. Sicher ist das Büro 
nicht der alleinige entscheidende Faktor bei der Wahl 
des Arbeitgebers, aber die passende Umgebung darf 
auch nicht unterschätzt werden. In all unseren Büros 
versuchen wir, aufgrund von Lage und Ausstattung 
schon beim Betreten einen gewissen „Wow“-Effekt 
zu erzeugen.
Die Rolle von Interior Branding bei der Gestaltung 
einer positiven Arbeitsumgebung und der Stärkung 
des Employer Branding sollte nicht unterschätzt 
werden. Ein einheitliches Designkonzept, eine ange-
nehme Beleuchtung und eine sorgfältige Auswahl der 
Möbel können dabei helfen, eine positive Arbeitsum-
gebung zu schaffen und das Employer Branding zu 
stärken. Durch eine gezielte Kommunikation der 
Unternehmenswerte und -kultur kann Interior 
Branding auch dazu beitragen, dass Unternehmen 
bei potenziellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
als attraktive Arbeitgeber wahrgenommen werden.
Allerdings ist es auch wichtig zu betonen, dass eine 
stärkere Anwesenheit im Büro nicht durch Zwang 
erreicht werden sollte, sondern durch Attraktivi-
tät. Unternehmen müssen ihren Mitarbeitern eine 
Arbeitsumgebung bieten, in der sie gern arbeiten 
und sich wohl fühlen. Flexible Arbeitsmodelle wie 
Remote Work oder hybride Arbeitsmodelle können 
hierbei eine Rolle spielen und sollten in Zukunft stär-
ker berücksichtigt werden.
Events können ebenfalls dazu beitragen, eine posi-
tive Arbeitsumgebung zu schaffen und das Employer 

Branding zu stärken. Durch Events wie Firmenfei-
ern oder gemeinsame Aktivitäten können Unter-
nehmen das Gemeinschaftsgefühl unter den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern stärken und eine 
positive Arbeitskultur fördern. Insbesondere nach 
der Pandemie können Events dazu beitragen, dass 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich nach der Iso-
lation und dem Social Distancing wieder stärker ver-
bunden fühlen und ihre Kreativität und Innovati-
onsfähigkeit durch den Austausch mit Kolleginnen 
und Kollegen  steigern.
MaibornWolff hat sich auf diesen Trend eingestellt 
und Ende letzten Jahres ein professionelles Event 
Team aufgebaut. Vom Meetup bis zum Bereichs-
event, vom Girls Day bis zum „Elternabend“, vom 
Bewerbertag bis zum strategischen Kundenworkshop 
werden Eventformate professionalisiert organisiert.
Begegnungen finden heute nicht mehr zufällig statt, 
quasi als Abfallprodukt einer sowieso vorhandenen 
Anwesenheitskultur. Sie müssen geplant, organisiert 
und beworben werden. Es braucht Anreize und span-
nende Formate, um die nötigen Begegnungen wieder 
zu schaffen. Insgesamt wird die Art und Weise, wie 
wir Büros nutzen, auch in Zukunft einem stetigen 
Wandel unterliegen. Unternehmen müssen sich auf 
die Bedürfnisse und Erwartungen ihrer Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter einstellen, um im Wett-
bewerb um Fachkräfte erfolgreich zu sein. Hierbei 
spielen flexible Arbeitsmodelle, eine angenehme 
Arbeitsumgebung sowie gezieltes Interior Branding 
und Employer Branding eine wichtige Rolle. 
Es bleibt abzuwarten, wie sich die Arbeitswelt wei-
terentwickeln wird und welche neuen Trends und 
Herausforderungen in Zukunft auf Unternehmen 
zukommen werden. Doch eins ist sicher: Unterneh-
men, die sich an die Veränderungen anpassen und 
flexibel auf die Bedürfnisse ihrer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter reagieren können, werden auch in 
Zukunft erfolgreich sein.

Interior Branding kann dazu beitragen, dass Unternehmen 
bei potenziellen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern als
attraktive Arbeitgeber wahrgenommen werden
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  Beim Thema Ar beits zeit   ge stal-
tung und insbesondere Arbeitszei-

terfassung kann festgestellt werden, dass 
verschiedenste Interessengruppen die Recht-
sprechung als auch die Gesetze oft im eigenen 
Sinn auslegen. Dadurch entsteht Verunsiche-
rung bei Unternehmen, Sozialpartnern und 
Mitarbeitenden. Der Senat der Wirtschaft ver-
steht sich als plural und interdisziplinär den-
kende Institution, die unabhängig von Einzel-
interessen agiert. Die Kommission „Zukunft 
Arbeit und Personal“ des Senats hat sich mit 
Unterstützung weiterer Rechtsexperten mit der 
Fragestellung zur Arbeitszeitgestaltung eben 
deshalb beschäftigt.
Die Perspektive ist aus Sicht praktischer Erfah-
rungen und Erfordernisse aus dem Unter-
nehmensalltag. Dabei sind unterschiedliche 
Erfahrungsprofile der Mitwirkenden und das 
grundsätzliche Prinzip einer werteorientierten 
Unternehmensführung prägend beim Gedan-
kenaustausch. 

Praktische Impulse zum Arbeitszeitgesetz
Gedanken für Mitarbeitende, Unternehmen und Gesetzgeber

Es stehen nicht Beschlüsse oder Kompromisspapiere 
im Fokus. Mit einem ergebnisoffenen Impulspapier 
will die Kommission Ideen für Mitarbeitende, Unter-
nehmen und politische Vertreter liefern, wie Arbeits-
zeit und Arbeitszeiterfassung konstruktiv zum Wohl 
aller Interessengruppen gestaltet werden können. 
Also wird nicht etwa die politische Position des 
Senats der Wirtschaft formuliert, sondern zum Dis-
kurs beitragend informiert.

Als Kerninteressengruppen werden gesehen:

1. Gesetzgeber: Dieser ist aufgefordert, klare und faire 
Regelungen im Sinn eines sozialwirtschaftlichen 
Rechtsstaats zu treffen.

2. Mitarbeitende: Die Interessen der Mitarbeitenden 
– insbesondere im Sinn eines nachhaltigen Gesund-
heitsschutzes – sind zu berücksichtigen.

3. Unternehmen: Unternehmerisches Denken erfor-
dert Gestaltungsspielraum.

Außerdem sollten in diesem Zusammenhang 
aktuelle Trends mitberücksichtigt werden:

1. Gutes, betriebliches Gesundheitsmanagement geht 
heute über die reinen rechtlichen oder genossen-
schaftlichen Herausforderungen hinaus.

Von Martin Kugelmann

Martin Kugelmann
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2. Sowohl Unternehmen als auch Mitarbeitende suchen 
nach neuen Arbeitsweisen (Stichwort New Work). 
Dabei stehen ggf. ein Vertrauensverhältnis und eine 
Ergebnisorientierung vielmehr im Vordergrund als 
eine Arbeitszeitkontrolle.

3. Die Compliance zu gesetzlichen Vorgaben gewinnt 
immer mehr an Bedeutung.

4. Nachhaltigkeit wird häufig im Zusammenhang 
mit Umweltschutz verstanden. Eine nachhaltige 
Unternehmensführung bedeutet aber auch, dass 
Mitarbeitende mittel- und langfristig gute Leistung 
für das Unternehmen erbringen können.

5. Da sich der Arbeitsmarkt umgekehrt hat (Arbeit-
nehmer suchen Arbeitgeber) müssen Arbeitszeit-
modelle gefunden werden, die eine Attraktivität der 
eigenen Arbeitgebermarke sowie eine nachhaltige 
Bindung der Mitarbeitenden ermöglicht.

Der Impuls konzentriert sich auf die Möglichkeiten 
der Arbeitszeitgestaltung sowie der Arbeitszeiter-
fassung im Kontext der aktuellen Rechtsprechung. 
In einem zweiten Schritt wird die Kommission 
„Zukunft Arbeit und Personal“ auch Konzepte zu 
Arbeitszeitmodellen und dadurch abgeleiteten Ent-
lohnungsmodellen in dem globaleren Kontext der 
Trends durchdenken.

Bedeutung der aktuellen 
Rechtsprechung

Die Europäische Union hat in ihrer Richtlinie 
2003/88/EG vom 4. November 2003 Vorgaben zur 
Arbeitszeitgestaltung festgelegt. Der EuGH hat in 
einem Urteil eingefordert, dass die Mitgliedsstaa-
ten dies konsequenter in nationales Recht umsetzen 
 müssen.
Durch die Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-
richts wurde zwar ein Initiativerecht des Betriebs-
rats zurückgewiesen, aber nochmals bestätigt, dass 
Arbeitgeber verpflichtet sind, ein zuverlässiges Sys-
tem zur Arbeitszeiterfassung zu implementieren. Die-
ses kann, aber muss nicht elektronisch erfolgen. Ziel 
dieses Systems ist, den gesundheitlichen Aspekt des 
ArbZG prüfen zu können. Das heißt konkret, dass 
die Grenze von zehn Stunden, die durchschnittliche 
Arbeitszeit von acht Stunden, die Pause nach sechs 
Stunden sowie die arbeitsfreie Zeit von 11 Stunden 
überprüfbar ist.
Gibt es feste Arbeitszeitregelungen, das heißt feste 
Arbeitszeiten an jedem Arbeitstag oder eine klare 
Regelung zur Schichtarbeit, dann ist eine Zeiter-
fassung nicht notwendig. Nur bei flexiblen Arbeits-
zeiten, wie diese vor allem im Dienstleistungsbe-
reich vorkommen, ist eine zuverlässige Zeiterfassung 
 erforderlich.
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Bei der Auswertung muss dabei nicht die tägliche 
Arbeitszeit ausgewertet werden. Es reicht, wenn die 
Überschreitung der oben genannten Grenzen zuver-
lässig erkannt wird.
Die Zuverlässigkeit der Erfassung kann nach Sicht der 
Kommission auch durch Stichproben sowie Kontrol-
len bei Verdachtsfällen erfolgen. Dies bedeutet, dass 
eine eigenständige Erfassung der Arbeitszeit durch 
die Mitarbeitenden mit entsprechender Stichpro-
benkontrolle durchaus ausreichend sein kann. Letzt-
lich geht es um Maßnahmen zur Risikominimierung 
und nicht um Mikromanagement. Ähnliches gilt für 
viele andere Verpflichtungen aus dem Gesundheits-
management, wo eine lückenlose Kontrolle nicht 
möglich oder sinnvoll ist.
Die geforderte Kontrolle der Arbeitszeit hat aus 
gesetzgeberischer Sicht keinen direkten Zusammen-
hang mit der Bezahlung; die Regelungen dienen ein-
zig dem Gesundheitsschutz.

Bedeutung für Arbeitnehmer

Mitarbeitende sind durch die Rechtsprechung deut-
lich besser vor Arbeitgebern geschützt, die über einen 
langen Zeitraum erhebliche Arbeitsleistung einfor-
dern. In diesem Fall müssen die Mitarbeitenden nicht 
selbst nachweisen, dass sie über das vorgesehene Maß 
hinaus arbeiten müssen.
Letztlich geht es darum, dass ohne genügende Erho-
lungszeiten direkte gesundheitliche Probleme entste-
hen können; ob somatische oder psychosomatische 
Einschränkungen auftreten, ist dabei unerheblich. 
Modernes Gesundheitsverständnis geht auch von 
einer sozialen Gesundheit aus. Diese kann durch sehr 
hohe Arbeitszeiten ebenfalls beeinträchtigt werden.
Nach dem Verständnis der Kommission sind die oben 

genannten Interessen der Mitarbeitenden deckungs-
gleich mit den Anforderungen des Unternehmens, 
denn nur gesunde Mitarbeitende können produktiv 
für das Unternehmen tätig sein.

Bedeutung für Arbeitgeber

Unternehmen, die grundsätzlich auf eine auf Ver-
trauen basierte Führung von Mitarbeitenden Wert 
legen, könnten zunächst annehmen, dass die neue 
Rechtsprechung hier einschränkt. In vielen Kommen-
taren wurde die Rechtsprechung mit dem Ende der 
Vertrauensarbeitszeit gleichgesetzt. Dies ist aus Sicht 
der Kommission nicht der Fall: Die Zeiterfassung 
kann unabhängig von der Führungskraft erfolgen; 
über Stichprobenkontrollen sogar auf Vertrauensbasis. 
Eine Personalabteilung kann die Einhaltung der vor-
gegebenen Grenzwerte achten. Damit bleibt zwischen 
Führungskraft und Mitarbeitenden die Basis des Ver-
trauens, das heißt, dass die Mitarbeitenden soviel 
Arbeitszeit investieren, wie zur Erfüllung der Aufgabe 
notwendig ist. Gleichzeitig wird aber darauf geachtet, 
dass dieses Vertrauensverhältnis nicht zu einer fak-
tischen Überforderung der Mitarbeitenden führt. 
Durch die Erfassung der Arbeitszeit könnte sich auch 
die Chance ergeben, dass durch die Erfassung mehr 
Fairness für alle Mitarbeitenden gegeben ist. Die 
Erfassung kann zum Beispiel für Gleitzeitmodelle 
gut genutzt werden.
Generell bleibt es auch nach dem Urteil dem Unter-
nehmen frei, die Arbeitszeiten zu gestalten. Durch 
das Urteil ergeben sich keine Einschränkungen zu 
den bisherigen geltenden gesetzlichen Regelungen. 
Nur die Kontrolle der Einhaltung der Regelungen 
wird klarer eingefordert.
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Das Bestreben nach einer modernen, flexiblen Orga-
nisation der Arbeit sowie Arbeitsschutz sind keine 
Gegensätze, sondern können in Einklang gebracht 
werden, soweit alle Parteien pragmatisch und kons-
truktiv zusammenwirken.

Bedeutung der elektronischen 
Zeiterfassung
Auch wenn eine elektronische Zeiterfassung nicht 
explizit gefordert wird, so kann das Urteil doch 
dahingehend als Chance genutzt werden, ob eine 
elektronische Zeiterfassung für das Unternehmen 
von Vorteil ist:

Kosten und Nachteile einer elektronischen 
Zeit    erfassung:
Es versteht sich von selbst, dass die Einführung eines 
elektronischen Systems zur Arbeitszeiterfassung mit 
Aufwand (Kosten, Investitionen, Führung und Zeit) 
verbunden ist: 

•	 Notwendigkeit der Verhandlung einer Betriebsver-
einbarung zwischen Geschäftsleitung und Betriebs-
rat: siehe u.a. § 87 Abs. (1) Nr. 2, 3, 6 i.V.m. § 5 Abs. 
(1) BetrVG; § 16 Abs. (2) ArbZG; § 3 Abs. (2) Nr. 
1 und 2 ArbSchG; § 5 Abs. (3) Ziff. 4 ArbSchG 

•	 Beachtung DSGVO  (Daten schutz und Da ten - 
sicherheit) 

•	 Implementierung eines EDV-Systems: Prozessde-
sign für Ablauf der Arbeitszeiterfassung, Defini-
tion der Anforderungen, Ausschreibung, Auswahl 
und Entscheidung für ein EDV-System betreffend 
elektronische Arbeitszeiterfassung, Implementie-
rung (Anpassung, Umsetzung, Datenmigration), 
Schulungsaufwand 

•	 Kommunikation gegenüber allen Mitarbeitenden 
mit besonderer Aufmerksamkeit gegenüber den 
Führungskräften, damit diese bei Umsetzung und 
Durchsetzung mitwirken können

Vorteile einer elektronischen Zeiterfassung:

Auf der anderen Seite bietet ein elektronisches Zeiter-
fassungssystem auch viele Vorteile: 

•	 Offensichtliche Effizienzvorteile einer digitalen 
Lösung gegenüber einer „Paper & Pencil Solution“

•	 Bilanzierungsvorteile: Objektivierbarkeit und prü-
fungssichere Dokumentation von entsprechenden 
Verbindlichkeitsrückstellungen (Überstundenauf-
wand, Jahres- und Lebensarbeitszeitkonten) 

•	 Sicherstellung der Willkürfreiheit und Nachvoll-
ziehbarkeit für alle Mitarbeiter: Dieser Vorteil ist 
nicht zu unterschätzen; Konfliktrisiken werden 
signifikant reduziert.

Pragmatisches und konstruktives Zusammenwirken aller 
Parteien sind keine Gegensätze einer modernen, flexiblen 
Organisation der Arbeit sowie des Arbeitsschutzes
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Zeiterfassung bei mobiler Arbeit

Bei Verfügbarkeit von entsprechenden (mobilen, 
nicht gerätegebundenen) Web-Applikationen für die 
Arbeitszeiterfassung können sich Mitarbeitende von 
zu Hause aus oder unterwegs „einloggen“, um Beginn 
und Ende der Arbeitszeit im System zu dokumentie-
ren. „Homeoffice“ oder hybride Formen der Arbeits-
organisation sind trotz dieses Urteils auch weiterhin 
möglich.

Empfehlungen

Die EU-Richtlinie zielt im Wesentlichen auf die Ver-
meidung einer mittel- und langfristigen Überarbei-
tung der Mitarbeitenden ab. Die im deutschen Gesetz 
definierte Grenze von zehn Stunden Arbeitszeit geht 
dagegen davon aus, dass eine Arbeitszeit über die-
ses Maß hinaus kurzfristig gesundheitsschädlich ist. 
Die Grenze erscheint ggf. willkürlich und kann im 
Zweifel sogar belasten, weil eine Tätigkeit nicht mehr 
 fertiggestellt werden kann. Das offene Problem wird 
geistig mit nach Hause genommen und kann psy-
chisch eher belasten. Auch wenn die Kommission sich 
bewusst ist, dass nach zehn Stunden ggf. die Produk-
tivität erheblich nachlässt und eine solche Arbeitszeit 
aus unternehmerischer Sicht nicht sinnvoll sein kann, 
so kann die Entscheidung doch den Unternehmen 
und den Mitarbeitenden überlassen werden.
Aus Sicht der Kommission sollte der langfristige 
Gesundheitsschutz, wie von der EU vorgegeben, im 
Vordergrund stehen. Außerdem sollten die Ausnah-
memöglichkeiten, die die EU-Richtlinie ermöglichen, 

analysiert werden. Dabei ist zu prüfen, ob damit nicht 
im Sinn neuer Arbeitsformen Ausnahmen im deut-
schen Gesetz ermöglicht werden, die letztlich vom 
Vorteil für Mitarbeitende und Unternehmen sind.
Sowohl die EU-Richtlinie als auch die nationalen 
Gesetze stammen aus einer Zeit, wo noch sehr lange 
und körperlich anstrengend gearbeitet wurde. Aus 
diesem Kontext sind die Vorgaben gut nachvoll-
ziehbar und sinnvoll im Sinn des Gesundheits- und 
Sozial schutzes.
Wünschenswert wäre aber, wenn in der Europäi-
schen Union neu und ggf. disruptiv darüber gespro-
chen wird, welche Gesundheitsrisiken sich in einer 
modernen Arbeitsumgebung ergeben und wo eine 
Flexibilisierung für Unternehmen und Mitarbeitende 
sinnvoll ist.

Ausblick

Die Kommission „Zukunft Arbeit und  Personal“ 
wird sich unabhängig von den in diesem Impuls -
papier diskutierten gesetzlichen Rahmen  beding-
ungen damit beschäftigen, welche Arbeitszeitmo-
delle für eine zukunftsorientierte Mitarbeitende- und 
Unternehmensführung sinnvoll erscheinen. Dies 
muss im Zusammenhang mit modernen Entloh-
nungssystemen gedacht werden. Das daraus entste-
hende weitere Positionspapier könnte den Gesetzge-
bern und ggf. der Europäischen Union helfen, das 
Thema Arbeitszeitregelungen neu zu denken. Dabei 
ist idealerweise ein Einklang zwischen unternehme-
rischen Gestaltungsinteressen und den berechtigten 
Gesundheitsinteressen der Mitarbeitenden leitend.

In der Europäischen Union sollte neu darüber gesprochen werden, 
wo eine Flexibilisierung  für Unternehmen und Mitarbeitende 
sinnvoll ist
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Für Nachhaltigkeit und eine ökosoziale Marktwirtschaft

Die beste Methode, eine gute Idee zu bekommen, ist 
viele Ideen zu haben!

Linus Pauling
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Aufgrund des digitalen und globalen Zeitalters 
befindet sich die Arbeitswelt in einem tiefgrei-
fenden Wandel. Im Interesse von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern ist die Gesetzeslage an 
die neuen Realitäten anzupassen. Insbesondere 
ist dies beim Arbeitszeitgesetz (ArbZG) der Fall. 
Zusammengefasst sollte
•	 die Bereichsausnahme für Führungskräfte in 

Einklang mit vielen anderen EU-Mitgliedstaaten 
deutlich erweitert werden,

•	 die tägliche Höchstarbeitszeit flexibilisiert 
werden,

•	 weitere Ausnahmen von der Ruhezeit und der 
Höchstarbeitszeit durch Betriebsvereinbarun-
gen und Tarifverträge sowie bei Dienstreisen 
zugelassen werden.

Digitales Zeitalter – neue  Herausforderungen an das 
Arbeitszeitrecht und konkreter Änderungsbedarf

Arbeitsrechtliche Betrachtung neuer Arbeitszeitregeln von Fachanwältin 
Dr. Gerlind Wisskirchen

Dr. Gerlind Wisskirchen

Von Gerlind Wisskirchen

Gründe für den Änderungsbedarf

Das Bundesarbeitsgericht hat mit seinem Pau-
kenschlag-Beschluss vom 13.09.20221 das Thema 
Arbeitszeit in den medialen Fokus gerückt. Darin 
hat es die Pflicht aller Unternehmen zur Erfassung 
der täglichen Arbeitszeiten ihrer Arbeitnehmer kon-
statiert, welche sich nach dem Stechuhr-Urteil des 
EuGH aus dem Jahre 20192 bereits abgezeichnet hat.
Schnell hat das BMAS im Anschluss verkündet, beim 
ArbZG nochmals Hand anzulegen und daraufhin am 
18. April 2023 den lang erwarteten Referentenent-
wurf veröffentlicht. Er sieht eine Neuregelung des 
Abs. 2 des § 16 ArbZG und eine Ergänzung um die 
Absätze 3 bis 8 vor.3

Dadurch wird der Arbeitgeber verpflichtet, Beginn, 
Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit elekt-
ronisch zu erfassen, und zwar am Tag der Arbeits-
leistung. Es ist ihm aber möglich, die Erfassung 
an die Arbeitnehmer oder Dritte zu delegieren. 
Auch Vertrauensarbeitszeitmodelle sind nach 
Abs.  4 n.F. weiterhin möglich, wenn der Arbeit-
geber auf die Kontrolle der Arbeitszeit verzichtet. 
Er hat dabei nur sicherzustellen, dass ihm Verstöße 
etwa gegen Ruhezeiten dennoch bekannt werden. 

1  BAG vom 13.09.2022 – 1 ABR 22/21.
2  EuGH vom 14.05.2019 – C-55/18.
3  Referentenentwurf des BMAS zur Änderung des Arbeits-

zeitgesetzes und anderer Vorschriften, S. 3 f.
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Des Weiteren wird dem Arbeitnehmer ein Auskunfts-
anspruch über die aufgezeichnete Arbeitszeit einge-
räumt und eine Speicherung der Aufzeichnung auf 
eine Dauer von zwei Jahren festgelegt. Ausnahmen 
sollen nach Abs. 7 n.F. durch Regelungen in Tarif-
verträgen oder Betriebsvereinbarungen in gewissen 
Fällen möglich sein. 
In Kreisen der Wirtschaft wird  über eine weiterge-
hende Reform des ArbZG nachgedacht mit dem Ziel, 
dieses an die neue Arbeitswirklichkeit anzupassen. 
Diese Reform ist notwendig, da zentrale Regelungen 
des ArbZG auf eine analoge Arbeitswelt zugeschnit-
ten sind und der jetzige Entwurf diesbezüglich nicht 
weitreichend genug ist.
Der Vorgänger des ArbZG – die Arbeitszeitordnung4 
– trat am 01.01.1924 in Kraft. Aus der Zeit stammen 
Beschränkungen wie die der regelmäßigen werktäg-
lichen Arbeitszeit auf acht Stunden.5 
Regelungen wie diese dienten damals klar dem Inter-
esse und dem Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer: 
Denn zu der Zeit verrichtete die Mehrheit der Arbeit-
nehmer noch schwere physische Arbeit unter oftmals 
prekären Bedingungen. Die gesetzlichen Regelun-
gen schützten die Arbeitnehmer vor Ausbeutung 
und sollten insbesondere deren physische Gesund-
heit erhalten. 
Ein Jahrhundert später unterliegt die Arbeitswelt in 
Deutschland wie überall einem tiefgreifenden Wan-
del. Zentraler Treiber der sich verändernden Arbeits-
welt ist der technologische Fortschritt, der Arbeits-

4  Diese ursprüngliche Fassung der AZO ist auf der Seite der 
Österreichischen Nationalbibliothek unter https://alex.onb.
ac.at/cgi-content/alex?aid=dra&datum=1923&page=1383&
size=45 abrufbar.

5  https://www.deutschlandfunk.de/vor-100-jahren-einfueh-
rung-des-achtstundentags-fuer-arbeiter-100.html; gesetzlich 
geregelt in § 1 Satz 2 AZO 1924.

inhalte, Arbeitsmittel und die Arbeitsorganisation 
massiv verändert. Auslöser dabei sind der immer weit-
reichendere Einsatz von mobilen digitalen Endgerä-
ten und den damit verbundenen Kommunikations-
möglichkeiten, aber auch der zunehmende Gebrauch 
von (intelligenter) Software und Automatisierungen. 
Dieser immer umfangreichere und schnellere Wandel 
verändert zahlreiche Berufe nachhaltig: Sie werden 
immer digitaler und vernetzter. So geben über 50 Pro-
zent der Beschäftigten an, dass ihr Beruf im Homeof-
fice erledigt werden kann.6

Auch die Berufsfelder haben sich gravierend ver-
ändert: Während vor 100 Jahren die Mehrzahl der 
Menschen Arbeiter waren, sind mittlerweile Büro-
jobs das häufigste Berufsfeld der Deutschen.7 Infol-
gedessen waren 1925 nur ungefähr 25 Prozent der 
unter die Arbeitszeitordnung fallenden Beschäftigten 
Angestellte; die anderen 75 Prozent waren Arbeiter.8 
Während 1980 dieser Anteil der Angestellten noch 
bei unter 50 Prozent lag, liegt er heutzutage im Gel-
tungsbereich des ArbZG bei knapp 80 Prozent.9

6  https://www.sueddeutsche.de/karriere/
pandemie-mehrheit-fuer-home-office-1.5314709.

7  Statistik „Erwerbstätige nach Stellung im Beruf von 1895 
bis 2014“ unter https://www.gewerkschaftsgeschich-
te.de/statistiken-zur-gewerkschaftsbewegung-ab-2919.
html; https://www.suedkurier.de/ueberregional/pano-
rama/Das-sind-die-zehn-haeufigsten-Berufsfelder-der-
Deutschen;art409965,10445121.

8  Vgl. dazu die Statistik „Erwerbstätige nach Stellung im Be-
ruf von 1895 bis 2014“ unter https://www.gewerkschaftsge-
schichte.de/statistiken-zur-gewerkschaftsbewegung-ab-2919.
html; Selbstständige und mithelfende Familienangehörige 
wurden von der Arbeitszeitordnung nicht erfasst und sind 
deshalb herausgerechnet.

9  Vgl. https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/
soziale-situation-in-deutschland/61694/erwerbstaetige-nach-
stellung-im-beruf/; Beamte und Selbstständige sind herausge-
rechnet, da für sie das ArbZG nicht gilt.

https://alex.onb.ac.at/cgi-content/alex?aid=dra&datum=1923&page=1383&size=45
https://alex.onb.ac.at/cgi-content/alex?aid=dra&datum=1923&page=1383&size=45
https://alex.onb.ac.at/cgi-content/alex?aid=dra&datum=1923&page=1383&size=45
https://www.deutschlandfunk.de/vor-100-jahren-einfuehrung-des-achtstundentags-fuer-arbeiter-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/vor-100-jahren-einfuehrung-des-achtstundentags-fuer-arbeiter-100.html
https://www.sueddeutsche.de/karriere/pandemie-mehrheit-fuer-home-office-1.5314709
https://www.sueddeutsche.de/karriere/pandemie-mehrheit-fuer-home-office-1.5314709
https://www.gewerkschaftsgeschichte.de/statistiken-zur-gewerkschaftsbewegung-ab-2919.html
https://www.gewerkschaftsgeschichte.de/statistiken-zur-gewerkschaftsbewegung-ab-2919.html
https://www.gewerkschaftsgeschichte.de/statistiken-zur-gewerkschaftsbewegung-ab-2919.html
https://www.suedkurier.de/ueberregional/panorama/Das-sind-die-zehn-haeufigsten-Berufsfelder-der-Deutschen;art409965,10445121
https://www.suedkurier.de/ueberregional/panorama/Das-sind-die-zehn-haeufigsten-Berufsfelder-der-Deutschen;art409965,10445121
https://www.suedkurier.de/ueberregional/panorama/Das-sind-die-zehn-haeufigsten-Berufsfelder-der-Deutschen;art409965,10445121
https://www.gewerkschaftsgeschichte.de/statistiken-zur-gewerkschaftsbewegung-ab-2919.html
https://www.gewerkschaftsgeschichte.de/statistiken-zur-gewerkschaftsbewegung-ab-2919.html
https://www.gewerkschaftsgeschichte.de/statistiken-zur-gewerkschaftsbewegung-ab-2919.html
https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/soziale-situation-in-deutschland/61694/erwerbstaetige-nach-stellung-im-beruf/
https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/soziale-situation-in-deutschland/61694/erwerbstaetige-nach-stellung-im-beruf/
https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/soziale-situation-in-deutschland/61694/erwerbstaetige-nach-stellung-im-beruf/
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Das ArbZG trifft demnach Berufe, bei denen es 
zunehmend irrelevant ist, von welchem Ort und in 
der Regel zu welcher Zeit die Arbeit erledigt wird.
Vielfach äußern Arbeitnehmer deshalb das Bedürf-
nis, Arbeitsort und -zeit individuell, flexibel und den 
persönlichen Bedürfnissen entsprechend gestalten zu 
können. Dies ist unter der aktuellen Gesetzeslage in 
Deutschland nur unzureichend möglich: Sie schränkt 
ein mobiles und flexibles Arbeiten erheblich ein.
Auch dem ursprünglichen Zweck des ArbZG – dem 
Gesundheitsschutz – sind die engen gesetzlichen Vor-
gaben heute nicht mehr dienlich. Vielmehr ermög-
lichen flexiblere Gestaltungsmöglichkeiten mehr 
Gesundheitsschutz: Bei standardisierten Arbeits-
zeiten richtet sich zwangsläufig auch das Privatleben 
eines Arbeitnehmers nach diesen. Dürfen Arbeitneh-
mer hingegen selbstständig ihre Arbeitszeit bestim-
men, können sie diese an ihr Privatleben anpassen.
In diesem Kontext sind die seit Jahrzehnten unverän-
derten Vorschriften des ArbZG aus der Zeit gefallen. 
Eine falsch verstandene Überprotektionierung von 
Arbeitnehmern, die das heute mehrheitlich gar nicht 
mehr wünschen, schadet der Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands. 
Der Referentenentwurf des BMAS versucht zwar, 
etwa durch eine elektronische Arbeitszeiterfassung, 
sich dem Wandel der Zeit anzupassen, schafft es 
jedoch nicht, die notwendigen Änderungen für die 
Flexibilisierung der Arbeitszeiten zu schaffen. 
In anderen EU-Mitgliedsstaaten sind die hier ange-
sprochenen Regelungen längst Realität.10

10  Dies wird im Kontext der jeweiligen Regelung näher 
ausgeführt. 

Vergleich der Richtlinienvorgaben 
mit dem ArbZG und den Gesetzen 
 weiterer EU-Mitgliedsstaaten

Grundlage für das Arbeitszeitrecht ist in der EU die 
Arbeitszeitrichtlinie 2003/88/EG (ArbZ-RL). Diese 
wurde in Deutschland durch das ArbZG umgesetzt. 
Eine Reform des ArbZG ist zwar nur in den von der 
ArbZ-RL ermöglichten Grenzen zulässig. Jedoch 
macht das ArbZG in zentralen Punkten strengere 
Vorgaben als die ArbZ-RL und die Gesetze ande-
rer EU-Staaten. Die aktuelle deutsche Gesetzeslage 
inklusive des vorgelegten Entwurfs verhindern damit 
individuelle Arbeitszeitmodelle, die häufig im (pri-
vaten wie auch im beruflichen) Interesse von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern liegen. Insbesondere bei 
der zulässigen täglichen Höchstarbeitszeit sind die 
Möglichkeiten der ArbZ-RL für flexiblere arbeits-
zeitrechtliche Gestaltungen bei Weitem noch nicht 
ausgeschöpft. 
Dadurch geraten Arbeitnehmer verschiedenster 
Berufe in unterschiedlichsten Situationen in einen 
Konflikt zwischen ihren persönlichen Lebenssitua-
tionen und den gesetzlichen Vorschriften. Beispiele 
hierfür sind:
•	 Eltern möchten abwechselnd an einem Tag zehn 

Stunden arbeiten, um am nächsten Tag bereits nach 
sechs Stunden Feierabend zu haben und sich um die 
Kinder kümmern zu können.

•	 Nach acht Stunden Arbeit ist eine bestimmte Auf-
gabe fast fertiggestellt. Es bietet sich an, diese noch 
zu beendigen, zum Beispiel weil der Arbeitnehmer 
gerade „im Thema drin ist“ und so am nächsten Tag 
nicht mehr ins Büro kommen muss.



Eine Initiative des Senats der Wirtschaft

Für Nachhaltigkeit und eine ökosoziale Marktwirtschaft

Es gilt, den technischen Fortschritt ganz gezielt zum 
Instrument für den humanen Fortschritt zu machen.

Hans-Dietrich Genscher
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•	 Auf dem Rückweg einer Dienstreise gerät ein Arbeit-
nehmer als Fahrer des Autos in einen Stau. Hat er 
aufgrund des beruflichen Meetings und der Autofahrt 
schon sieben Stunden im Sinne des ArbZG gearbei-
tet und ist aufgrund des Staus noch zwei Stunden 
von seinem Zuhause entfernt, wird er wohl nicht ins 
nächste Hotel fahren, um den Bestimmungen des 
ArbZG Genüge zu tun, sondern wahlweise eine um 
eine Stunde verlängerte Pause oder die letzte Stunde 
am nächsten Arbeitstag eintragen.

Demnach lösen in der Praxis viele Arbeitnehmer den 
Konflikt, indem sie im eigenen Interesse die Vorschrif-
ten des ArbZG umgehen. Dies hat zur Folge, dass in 
keinem anderen Bereich des Arbeitsrechts gesetzli-
che Theorie und Realität so weit auseinanderfallen.  
Die angesprochenen wie auch zahllose weitere Kon-
fliktsituationen lassen sich lösen, wenn die von der 
ArbZ-RL eröffneten Spielräume wie folgt in den Ent-
wurf eingearbeitet werden.

Konkrete Vorschläge
Ausnahme für Führungskräfte

Die ArbZ-RL ermöglicht es, bestimmte Personen-
gruppen auszunehmen (Art. 17 ArbZ-RL). Insbeson-
dere ist dies unter Beachtung der allgemeinen Grund-
sätze des Schutzes der Sicherheit und der Gesundheit 
der Arbeitnehmer bei „Personen mit selbstständiger 
Entscheidungsbefugnis“ möglich.11 Der EuGH ver-
steht hierunter Arbeitnehmer, deren gesamte Arbeits-
zeit aufgrund der Natur der ausgeübten Tätigkeit 
nicht gemessen oder im Voraus festgelegt wird oder 
von den Arbeitnehmern selbst festgelegt werden 
kann.12

Demgegenüber sind im deutschen Recht bisher in § 18 
Abs. 1 Nr. 1 ArbZG nur leitende Angestellte aus dem 
Anwendungsbereich des ArbZG herausgenommen. 

11  Art. 17 Abs. 1 a) ArbZ-RL.
12  EuGH vom 07.09.2006 – C 484/04; vom 26.07.2017 – C 

175/16 – Hälvä.

Der im Betriebsverfassungsgesetz definierte Begriff 
des leitenden Angestellten13 ist damit deutlich enger 
als die Regelung der Richtlinie. Nur etwa fünf Prozent 
der Angestellten eines Unternehmens in Deutschland 
sind erfahrungsgemäß leitende Angestellte.14 Diese 
Regelung ist wegen der modernen Arbeitsformen 
nicht mehr zeitgemäß und entspricht auch nicht der 
originären Schutzkonzeption des Gesetzes. Denn das 
Bedürfnis nach individuellen Arbeitszeiten stellt sich 
insbesondere bei Berufen, in denen die Arbeitneh-
mer eigenständig ihre Arbeitszeit festlegen können.15  
Wegen dieser Eigenverantwortung und des in der 
Regel damit einhergehenden höheren Gehalts sind 
diese Berufe weniger schutzbedürftig.
Im Rahmen des Referentenentwurfs wurde die Defi-
nition des EuGH aufgegriffen und es in § 16 Abs. 7 
ArbZG n.F. nun möglich gemacht, bestimmte Grup-
pen von Arbeitnehmern16 von der Pflicht zur Arbeits-
zeiterfassung auszunehmen, wenn die Arbeitszeit 
der Arbeitnehmer aufgrund besonderer Merkmale 
der ausgeübten Tätigkeit nicht gemessen werden 
kann oder im Voraus festgelegt wird oder von den 
Arbeitnehmern selbst festgelegt werden kann. Fest-
gelegt werden kann diese Ausnahme jedoch nur im 
Rahmen von Tarifverträgen. Dadurch fallen große 
Teile von Arbeitnehmern aus dem Anwendungsbe-
reich hinaus, weil sie nicht tarifgebunden sind und 
damit die  Regelungen der Tarifverträge für sie keine 
Anwendung finden. So ist zwar pro forma die Mög-
lichkeit der Ausnahmeregelungen erweitert worden, 
in der Praxis wird dies jedoch kaum einen Unter-
schied machen.

13  § 5 Abs. 3 Satz 2 BetrVG.
14  https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/

Grundlagen/Methodik-Qualitaet/Methodenberichte/
Beschaeftigungsstatistik/Generische-Publikationen/Me-
thodenbericht-Beschaeftigte-mit-Leitungsfunktion.pdf?__
blob=publicationFile, S. 8.

15  Besonders deutlich wird dies am Beispiel angestellter 
Rechtsanwälte.

16  Beispielhaft werden in der Gesetzesbegründung Führungs-
kräfte, Experten und Wissenschaftler genannt.

Das Bedürfnis nach individuellen Arbeitszeiten stellt sich insbe-
sondere bei Berufen, in denen die Arbeitnehmer eigenständig ihre 
Arbeitszeit festlegen können

https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Grundlagen/Methodik-Qualitaet/Methodenberichte/Beschaeftigungsstatistik/Generische-Publikationen/Methodenbericht-Beschaeftigte-mit-Leitungsfunktion.pdf?__blob=publicationFile
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Grundlagen/Methodik-Qualitaet/Methodenberichte/Beschaeftigungsstatistik/Generische-Publikationen/Methodenbericht-Beschaeftigte-mit-Leitungsfunktion.pdf?__blob=publicationFile
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Grundlagen/Methodik-Qualitaet/Methodenberichte/Beschaeftigungsstatistik/Generische-Publikationen/Methodenbericht-Beschaeftigte-mit-Leitungsfunktion.pdf?__blob=publicationFile
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Grundlagen/Methodik-Qualitaet/Methodenberichte/Beschaeftigungsstatistik/Generische-Publikationen/Methodenbericht-Beschaeftigte-mit-Leitungsfunktion.pdf?__blob=publicationFile
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Grundlagen/Methodik-Qualitaet/Methodenberichte/Beschaeftigungsstatistik/Generische-Publikationen/Methodenbericht-Beschaeftigte-mit-Leitungsfunktion.pdf?__blob=publicationFile
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Andere Mitgliedsstaaten der EU haben bereits deut-
lich umfassender von der Herausnahme von Per-
sonengruppen aus dem Anwendungsbereich ihres 
Arbeitsgesetzes Gebrauch gemacht.
•	 In Frankreich gibt es eine Gruppe von Arbeitneh-

mern der sogenannten ‚‚Cadres“, die die Autono-
mie haben, ihre Arbeitszeit und Organisation im 
Wesentlichen selbst festzulegen und deren Art der 
Tätigkeit dazu führt, dass sie nicht den betriebs-
üblichen (tariflichen) Arbeitszeiten folgen.17 Circa 
19 Prozent der Beschäftigten in Frankreich sind 
Cadres.18 Diese Arbeitnehmer dürfen bis zu 218 
Tage pro Jahr arbeiten. Es existiert für diesen Per-
sonenkreis also keine tägliche oder wöchentliche 
Höchstarbeitsgrenze, sondern nur eine jährliche. 
Die Gruppe der „Cadres“ ähnelt dem deutschen 
Verständnis von außertariflichen Mitarbeitern und 
umfasst somit deutlich mehr Beschäftigte als die 
Gruppe der leitenden Angestellten in Deutschland. 

•	 In den Niederlanden sind nach der niederländischen 
Arbeitszeitverordnung19 insbesondere diejenigen 
Arbeitnehmer aus dem Anwendungsbereich des 
 niederländischen Arbeitszeitgesetzes20 ausgeschlos-
sen, die mindestens das Dreifache des gesetzlichen 
Mindestlohns zuzüglich eines Urlaubsgeldes verdie-
nen. Aktuell greift die Ausnahme bereits bei einem 
Jahresgehalt von ungefähr 75.000 €. Es wird allein 
auf die Höhe des Arbeitsentgelts abgestellt; weitere 
Voraussetzungen bestehen nicht. In Deutschland 
verdienen über 13 Prozent mehr als 75.000 €.21

•	 Im österreichischem Recht ist die Formulierung im 
dortigen Arbeitszeitgesetz quasi identisch zu der 
ArbZ-RL: Ausgenommen vom Anwendungsbereich 
sind hiernach Arbeitnehmer, „denen maßgebliche 
selbständige Entscheidungsbefugnis übertragen 
ist und deren gesamte Arbeitszeit auf Grund der 
besonderen Merkmale der Tätigkeit entweder nicht 

17  L 3111-2 Code du travail.
18  https://www.insee.fr/fr/statistiques/4768237?sommaire=

5014835#:~:text=19%2C3-,Lecture%20%3A%20en%20
2019%2C%2021%2C6%20%25%20des%20hommes%20
en,cadres%20et%20professions%20intellectuelles%20
sup%C3%A9rieures.

19  Art. 2.1:1 Arbeidstijdenbesluit.
20  Arbeidstijdenwet.
21  Vgl. https://de.statista.com/statistik/daten/studie/202/um-

frage/jahreseinkommen-einkommensteuerpflichtiger-2004/; 
Vgl. https://www.focus.de/finanzen/karriere/mit-3700-euro-
netto-gehoeren-sie-in-deutschland-zu-den-reichsten-zehn-
prozent_id_31962669.html.

gemessen oder im Voraus festgelegt wird oder von 
diesen Arbeitnehmern hinsichtlich Lage und Dauer 
selbst festgelegt werden kann“.22 In Österreich sind 
circa 13 Prozent der Beschäftigten Führungskräfte.23  
Weitere Beschäftigtengruppen wie z.B. Wissen-
schaftler in der Forschung, Profisportler und mili-
tärisches Personal bei Einsätzen und Übungen sind 
ebenso ausgeschlossen.

Keine tägliche Höchstarbeitszeit

Sowohl die EU-Richtlinie als auch das ArbZG 
machen Vorgaben zur erlaubten Höchstarbeitszeit 
und schränken dabei den Raum für flexible und indi-
viduelle Vereinbarungen ein. Sie beziehen sich dabei 
auf verschiedene Bezugspunkte:
Während auf europäischer Ebene nur die wöchent-
liche Höchstarbeitszeit auf 48 Stunden festgelegt 
ist,24 ist in Deutschland die tägliche Höchstarbeits-
zeit auf acht Stunden begrenzt.25
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4 8  St u nd en a u f g r u nd  d er 
t ä g l ic hen

B e g ren z u n g 
e b en f a l l s  4 8 

St u nd en

Weil die EU-Richtlinie keine tägliche Höchstar-
beitszeit bestimmt, kann hiernach die Verteilung 
der Arbeitszeit auf die sechs Werktage ziemlich 
variabel erfolgen. Sie wird nur durch die tägliche 
Ruhezeit von elf Stunden begrenzt, sodass euro-
parechtlich eine tägliche Arbeitszeit von bis zu 13 
Stunden einschließlich der Ruhepausen möglich ist.  

22  § 1 Abs. 2 Nr. 8 AZG.
23  https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20190708_

OTS0033/ak-fuehrungskraefte-monitor-trotz-hoher-ar-
beitsbelastungen-sind-die-chefs-in-oesterreich-zufriede-
ner-als-ihre-mitarbeiter; https://ooe.arbeiterkammer.at/
service/presse/AKI-_Harte_Zeiten_fuer_Fuehrungskraef-
te.html#:~:text=Aber%20wer%20sind%20eigentlich%20
die,mindestens%201%20Mitarbeiterin%20%2F%201%20
Mitarbeiter.

24  Art. 6 b) ArbZ-RL.
25  § 3 ArbZG.

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/202/umfrage/jahreseinkommen-einkommensteuerpflichtiger-2004/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/202/umfrage/jahreseinkommen-einkommensteuerpflichtiger-2004/
https://www.focus.de/finanzen/karriere/mit-3700-euro-netto-gehoeren-sie-in-deutschland-zu-den-reichsten-zehn-prozent_id_31962669.html
https://www.focus.de/finanzen/karriere/mit-3700-euro-netto-gehoeren-sie-in-deutschland-zu-den-reichsten-zehn-prozent_id_31962669.html
https://www.focus.de/finanzen/karriere/mit-3700-euro-netto-gehoeren-sie-in-deutschland-zu-den-reichsten-zehn-prozent_id_31962669.html
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20190708_OTS0033/ak-fuehrungskraefte-monitor-trotz-hoher-arbeitsbelastungen-sind-die-chefs-in-oesterreich-zufriedener-als-ihre-mitarbeiter
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20190708_OTS0033/ak-fuehrungskraefte-monitor-trotz-hoher-arbeitsbelastungen-sind-die-chefs-in-oesterreich-zufriedener-als-ihre-mitarbeiter
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20190708_OTS0033/ak-fuehrungskraefte-monitor-trotz-hoher-arbeitsbelastungen-sind-die-chefs-in-oesterreich-zufriedener-als-ihre-mitarbeiter
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20190708_OTS0033/ak-fuehrungskraefte-monitor-trotz-hoher-arbeitsbelastungen-sind-die-chefs-in-oesterreich-zufriedener-als-ihre-mitarbeiter
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Eine Flexibilisierung des ArbZG in Bezug auf die 
tägliche Höchstarbeitszeit ist demnach europarecht-
lich möglich, sofern die wöchentliche Arbeitszeit 
von 48 Stunden nicht überschritten wird.

Keine Sonntagsruhe

Auf täglicher Ebene unterscheiden sich die Richtli-
nie und das ArbZG bezogen auf die Ruhezeit nicht: 
Beide fordern eine elfstündige Ruhezeit zwischen den 
Arbeitszeiten.
Auf wöchentlicher Ebene fordert die Richtlinie 
lediglich eine zusammenhängende Ruhezeit von 
24 Stunden in einem Zeitraum von sieben Tagen.26  
Das deutsche ArbZG hingegen statuiert im Grund-
satz ein Sonn- und Feiertagsarbeitsverbot.27

R u he z eit A r bZ -R L A r bZ G
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2 4  St u nd en S on n-  u nd
Feier t a g e

Die Richtlinie ermöglicht unter weiteren Vorausset-
zungen Abweichungen von den täglichen wie auch 
wöchentlichen Ruhezeiten mittels eines Tarifvertrags 
oder mittels Vereinbarungen zwischen den Sozial-
partnern auf geeigneter kollektiver Ebene,28 also in 
Deutschland per Betriebsvereinbarung.  
Der Wunsch von Betriebs- und Tarifpartnern nach 
mehr Freiheiten bei der kollektiven Arbeitszeit ist 
durch eine Erweiterung von § 7 Abs. 2 ArbZG reali-
sierbar. Bisher sind dort nur für einzelne Branchen wie 
Landwirtschaft, Pflege oder öffentlicher Dienst Aus-
nahmen von beispielsweise Ruhezeit oder Höchstar-
beitszeit möglich. Eine Erweiterung des Paragrafen 
auf weitere Branchen würde in diesen mehr Flexibi-
lität ermöglichen. Insbesondere bei typischen Büro-
jobs ist eine solche Änderung aufgrund der eingangs 
dargestellten Argumentation sinnvoll.

Ausnahmen bei Dienstreisen

Zudem besteht auch mit Blick auf die arbeitszeit-
rechtliche Bewertung von Dienstreisen dringender 
Handlungsbedarf, um eine rechtssichere Handha-

26  Art. 5 ArbZ-RL.
27  § 9 ArbZG.
28  Art. 18 der ArbZ-RL.

bung zu ermöglichen. Dienstreisen werden dann als 
Arbeitszeit angesehen, wenn ein gewisser Grad der 
Beanspruchung überschritten ist: Die Reisezeit wird 
bei der Berechnung von Höchstarbeitszeitgrenzen 
und Ruhezeiten berücksichtigt, wenn der Arbeit-
geber während dieser arbeitet oder anderweitig in 
Anspruch genommen wird, etwa weil er ein Fahr-
zeug lenken muss. Nach neuerer Rechtsprechung des 
EuGHs liegt Arbeitszeit schon dann vor, wenn der 
Arbeitnehmer sich an einem Ort aufzuhalten hat, an 
welchem er in seiner Freizeitgestaltung erheblich ein-
geschränkt ist.29

Einerseits bietet sich auch bei Dienstreisen ein Rück-
griff auf die genannten Flexibilisierungsmöglichkei-
ten an. Andererseits beinhaltet die Richtlinie spezi-
ell für Dienstreisen eine Öffnungsklausel in Art. 17 
Abs.  3  a) ArbZ-RL. Danach kann der nationale 
Gesetzgeber von den unionsrechtlich vorgegebenen 
Ruhepausen abweichen, sofern ein gleichwertiger 
Ausgleichsruhezeitraum gewährt wird. Diesbezüglich 
ist folgende – abermals in Österreich bereits existie-
rende –30 Regelung vorzunehmen: Bei einer Dienst-
reise kann – sofern der Arbeitnehmer während dieser 
keine Arbeitsleistung zu erbringen hat – die Höchst-
grenze der Arbeitszeit überschritten und die tägliche 
Ruhezeit bis zu zweimal pro Woche verkürzt werden.

Fazit zum Referentenentwurf des 
ArbZG
Der bisher vorgelegte Entwurf des BMAS bleibt ins-
gesamt gänzlich hinter den Erwartungen zurück. 
Außer der Möglichkeit der Ausnahmeregelungen 
durch Tarifverträge sind keine Flexibilisierungen der 
Arbeitszeit möglich gemacht worden. Die Hoffnung, 
dass durch den Entwurf die tägliche Höchstarbeits-
zeit verlängert oder auf eine wöchentliche Höchst-
arbeitszeit geändert wird, weitere Ausnahmen für 
bestimmte Arbeitnehmergruppen geschaffen wer-
den oder Sonderregelungen für Dienstreisen gelten, 
wurde nicht erfüllt. 
Daher ist zu empfehlen, dass durch die Überarbeitung 
des Entwurfs unter Berücksichtigung der vorgenann-
ten Aspekte eine Modernisierung des Arbeitszeitge-
setzes, angepasst an die heutige Zeit, gewährleistet 
wird. 

29  EuGH vom 09.03.2021 – C 344/19 - Radiotelevizija Slove-
nija; vom 21.02.2018 – C 518/15 - Matzak.

30  § 20b AZG.
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Mit ausgezeichnetem 
Heimat & Natur SPA 

auf 2.000 qm

RELAIS & CHÂTEAUX GUT STEINBACH HOTEL CHALETS SPA 
Steinbachweg 10 | 83242 Reit im Winkl
Tel.: 08640 8070 | Mail: info@gutsteinbach.de
www.gutsteinbach.de MICHELIN
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Das Erwachsenen-Resort 
in den Tiroler Bergen

SPIELRAUM FÜR DAS ICH

POSTHOTEL ACHENKIRCH
6215 Achenkirch am Achensee, Tirol, Austria, T +43 5246 6522, info@posthotel.at, www.posthotel.at

Hier steht die Welt für einen Augenblick still. 
Im Posthotel Achenkirch werden Sie ganz ruhig, fühlen sich befreit und lassen sich 

rundum verwöhnen – reichlich Raum für das Ich und wohltuende Wellness 
bringen Körper und Geist in Einklang.

7.000 m² Spa- und Wellnessbereich „adults only“  Gourmetküche 
 TCM-Restaurant TENZO – alpine Kulinarik trifft auf die 5-Elemente-Lehre 
 Indoor- und Outdoor-Fitnessbereich  Resorteigener 9-Loch-Golfplatz 

 Lipizzanergestüt mit Reitanlage

https://www.posthotel.at
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